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122. Sitzung 

Bonn, den 6. Dezember 1978 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Die Fraktion der CDU/CSU hat mit Schreiben vom 29. Novem-
ber 1978 den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuerge-
setzes (Einkommensteueränderungsgesetz 1979) — Drucksache 
8/2259 — zurückgezogen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 1. Dezember 1978 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Art. 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Gesetz zur Durchführung der Zweiten Richtlinie des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften zur Koordinierung des Ge-
sellschaftsrechts 

Gesetz zu der Vereinbarung vom 23. Februar 1978 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Schwe-
den zur Durchführung des Abkommens vom 27. Februar 1976 
über Soziale Sicherheit 

Gesetz zu den Änderungen vom 21. Oktober 1969 und vom 
12. Oktober 1971 des Internationalen Übereinkommens zur 
Verhütung der Verschmutzung der See durch 01, 1954 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit hat mit Schreiben vom 30. No-
vember 1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Ham-
mans, Frau Dr. Neumeister, Dr. Becker (Frankfurt), Burger, Frau 
Schleicher, Hasinger, Frau Karwatzki, Kroll-Schlüter, Dr. George, 
Frau Hürland und Genossen betr. Haftung der Mitglieder der 
Transparenz-Kommission" — Drucksache 8/2280 — beantwortet. 

Sein Schreiben wird als Drucksache 8/2345 verteilt. 

Wir treten in die Fragestunde ein: 

Fragestunde 
— Drucksache 8/2339 — 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Forschung und Technologie auf. Zur Beantwor-
tung der Frage steht uns Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Stahl zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Steger auf: 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der Ab-
lehnung der Versuchsstrecke der sogenannten Hängebahn durch 
den Erlanger Stadtrat, und wie will die Bundesregierung künftig 
die Akzeptanz der von ihr geförderten neuen Verkehrstechnolo-
gien in den Kommunen erhöhen? 

Bitte schön. 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Kollege Dr. 
Steger, Ihre Frage beantworte ich wie folgt. In einer 
Durchführbarkeitsuntersuchung „Einsatz der H-Bahn 
in Erlangen" wurde festgestellt, daß sich die H-Bahn 
für den Einsatz dort eignet und diese Stadt gute 

Voraussetzungen für die Erprobung der H-Balm 
bieten könnte. Gleichzeitig wurde in Planspielen mit 
Bürgern Erlangens ein Mitwirkungsmodell entwik-
kelt, das den Bürgern hilft, sich eine fundierte Mei-
nung zur H-Bahn zu bilden, soweit dieses vor der 
öffentlichen Erprobung des Systems möglich ist. 

Die Standorte für die Erprobung neuer Nahver-
kehrsmittel müssen gleichzeitig Anforderungen aus 
zwei Richtungen gerecht werden: Auf kommunaler 
Ebene muß die Errichtung der Erprobungsanlage in 
die örtliche Verkehrsplanung passen und von der 
Bevölkerung akzeptiert werden. Aus forschungs-
politischer Sicht muß der Standort repräsentative 
Ergebnisse erwarten lassen, eine zeitliche, in den 
Entwicklungsablauf passende Erprobung der geför-
derten Systeme sicherstellen und sich um die Förde-
rung einer Erprobungsanlage bewerben. 

Nach der knappen Entscheidung des Erlanger 
Stadtrates, die sich aus lokalen Gegebenheiten er-
klärt, ist zunächst nicht mit der Bewerbung Erlan-
gens um eine Erprobungsanlage zu rechnen. Ein ab-
schließendes Nein, Herr Kollege Steger, ist von der 
Stadt Erlangen noch nicht erklärt. Durch den Be-
schluß steigen aber natürlich die Aussichten weite-
rer Interessenten, von denen jetzt auf Grund von 
Vorgesprächen in der nächsten Zeit Bewerbungen 
erwartet werden. 

Die Akzeptanz der geförderten neuen Nahver-
kehrsmittel wird sich genauso wie die übrigen Aus-
wirkungen erst auf Grund von Erprobungsergebnis-
sen im öffentlichen Nahverkehr feststellen und, 
wenn erforderlich, verbessern lassen. Daher mißt 
die Bundesregierung diesen ersten probeweisen Ein-
sätzen erhöhtes Gewicht bei. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, haben Sie 
nicht den Eindruck, daß der Zielgruppe der kom-
munalen Mandatsträger nicht die genügende Auf-
merksamkeit geschenkt worden ist, so daß es hier 
besondere Akzeptanzprobleme gibt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Steger, 
es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, Mandats- 
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Parl. Staatssekretär Stahl 
träger zu kritisieren. Es ist aber festzustellen, daß 
hier ein Beschluß gefaßt wurde. Ich habe auch aus-
drücklich gesagt, daß das endgültige Nein der Stadt 
Erlangen noch nicht vorliegt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, fürchten 
Sie, daß in absehbarer Zeit Städte bei ähnlichen 
Referenzanlagen ähnliche Beschlüsse fassen werden, 
so daß sich daraus Probleme für das Programm der 
Bundesregierung zur Förderung von neuen Nahver-
kehrstechnologien ergeben könnten? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Steger, 
das ist nicht zu befürchten, denn auch um die Er-
probung dieser Anlage bewerben sich mehrere 
Städte. Wenn die Stadt Erlangen auf dieses Projekt 
verzichten würde, sind größere Städte in unserem 
Gebiet gerne bereit, sofort an ihre Stelle zu treten. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. Herr Ab-
geordneter Gansel, der die Frage 2 eingebracht hat, 
ist mit schriftlicher Beantwortung einverstanden. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung auf. Zur Beantwortung steht uns 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär von Bülow 
zur Verfügung. 

Die Frage 4 ist von dem Herrn Abgeordneten 
Sauer eingebracht. — Der Herr Abgeordnete ist 
nicht im Saal. Dann werden die Frage 4 und die 
Frage 5, die ebenfalls von dem Herrn Abgeordneten 
Sauer eingebracht worden ist, schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Frau Abgeordnete Simonis, die die Fragen 6 und 7 
eingebracht hat, ist ebenfalls nicht im Saal. Diese 
Fragen werden schriftlich beantwortet. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 8 des  Herrn Abgeordneten Dr. 
Steger auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung Zweifel an der Verfas-
sungstreue des Beamten Hans Günter Schumacher, einen der 
Bundesvorsitzenden des Bundesverbands Bürgerinitiativen Um-
weltschutz (BBU) hat und disziplinarrechtliche Schritte gegen den 
Beamten eingeleitet hat, und wenn ja, welche Gründe sind dafür 
maßgebend? 

Bitte schön. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär beim Bundes

-

minister der Verteidigung: Herr Kollege, die Bun-
desregierung geht von der Verfassungstreue des Be-
amten Hans Günter Schumacher aus. Es haben sich 
jedoch Anhaltspunkte dafür ergeben, daß der Be-
amte als Vorsitzender des BBU seine Beamtenpflich-
ten dadurch verletzt hat, daß er möglicherweise Ak-
tionen und Vorhaben des Verbandes gebilligt hat, 
die gegen geltendes Recht verstoßen. 

Auf nähere Einzelheiten des Verfahrens und der 
Vorwürfe kann ich nicht eingehen. Bekanntlich gilt 
in allen Personal- und Disziplinarangelegenheiten 
der Grundsatz der Vertraulichkeit. Vorsorglich weise 
ich darauf hin, daß die Berichterstattung über die-
sen Fall in den Medien zum Teil unzutreffend war. 
So ist insbesondere die Darstellung darüber falsch, 
daß dem Beamten im Disziplinarverfahren Kritik an 
der Energiepolitik der Bundesregierung zum Vor-
wurf gemacht worden sei. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, sind die 
Presseberichte zutreffend, daß der Minister diese 
disziplinarrechtlichen Schritte ausdrücklich gebilligt 
und gefordert haben soll? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Diese Presse-
mitteilungen sind falsch. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, ist sich die 
Bundesregierung denn bewußt, daß sich bei diesem 
Vorgang sehr weitreichende Folgerungen für die 
friedliche Nutzung der Kernenergie und ihre Akzep-
tanz in der Bundesrepublik ergeben können, indem 
der lautgewordene Vorwurf des „Atomstaates" 
durch solche Maßnahmen neue Nahrung erhalten 
könnte? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, 
daß in bezug auf das, was dem Betroffenen mögli-
cherweise zum Vorwurf gemacht werden kann, und 
dem Komplex, den Sie eben ansprechen, gar kein 
unmittelbarer Zusammenhang besteht. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Die Fragen 9 und 10 des Abgeordneten Brandt 
(Grolsheim) sowie die Frage 11 des Abgeordneten 
Engelsberger sollen auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-

, den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 12 des Abgeordneten Nordlohne 
auf: 

Hat der Bundesminister der Verteidigung zugesagt, daß der 
Neubau des Marineamtes Wilhelmshaven in den Maßnahmen-
katalog des Bundes für 1979 aufgenommen werde, und wenn ja, 
welches sind die Gründe dafür, daß trotz dieser Zusage der seit 
Jahren fällige Neubau nicht im Maßnahmenkatalog für 1979 ent-
halten ist? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Nordlohne, es ist richtig, daß ursprünglich vorge-
sehen war, mit dem Bau des Marineamtes in Wil-
helmshaven im Jahre 1979 zu beginnen. Diese Pla-
nung konnte jedoch nicht realisiert werden, -  da der 
Standort des Amtes erst nach langjährigen Verhand-
lungen mit der Gemeinde und dem Land sowie nach 
Klärung bautechnischer Vorfragen erst im Jahre 
1977 festgelegt werden konnte. Der Neubau des 
Dienstgebäudes ist nunmehr in den Maßnahmen-
katalog des Bundes für 1984 und später eingestellt, 
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Parl. Staatssekretär Dr. Bülow 
da noch ein umfangreicher planerischer Vorlauf not-
wendig ist. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, auch 
wenn vorher umfangreiche Bauvorplanungen durch-
geführt werden müssen, so möchte ich doch fragen, 
ob die Finanzierung nicht zu einem früheren Zeit-
punkt als 1984 eingeplant werden kann. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Dies wird 
natürlich in genauer Abstimmung mit dem planeri-
schen Vorlauf geschehen. Es hat keinen Sinn, finan-
zielle Mittel zur Verfügung zu stellen, wenn man 
jetzt schon absehen kann, daß die planerischen Vor-
arbeiten bis dahin nicht so weit gediehen sind. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, in 
einem Schreiben vom 3. November 1977 an den Vor-
sitzenden des Verteidigungsausschusses, Herrn Dr. 
Wörner, sprachen Sie davon, daß so bald wie mög-
lich mit den Bauarbeiten begonnen werde, sofern 
die Vorbereitungen mit Nachdruck betrieben wür-
den. Worin liegt denn der Grund, daß die Vorarbei-
ten nicht früher als 1984 abgeschlossen werden kön-
nen? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
die entscheidenden kritischen Knotenpunkte des 
Verfahrens aus dem Stegreif nicht nennen. Ich müß-
te mich selbst erst sachverständig machen. Ich werde 
Ihnen aber die detaillierte Auskunft dazu gerne 
schriftlich geben. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit auf. Zur Beant-
wortung steht uns Herr Staatssekretär Wolters zur 
Verfügung. 

Die Frage 13 des Abgeordneten Egert, die Fragen 
14 und 15 der Abgeordneten Frau Eilers sowie die 
Fragen 18 und 19 des Abgeordneten Susset werden 
auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 16 des Abgeordneten Kroll-Schlüter 
auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Seine Fra-
ge wird ebenso wie die von ihm gestellte Frage 17 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. — Ich bedanke mich. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
auf. Zur Beantwortung steht uns Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Haar zur Verfügung. 

Die Fragen 24 und 25 der Abgeordneten Frau Dr. 
Hartenstein sowie die Fragen 28 und 29 des Abge-
ordneten Böhm (Melsungen) werden auf Wunsch der . 

 Fragesteller schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 20 des Abgeordneten Curdt auf: 

Besitzt die Bundesregierung gesicherte Erkenntnisse darüber, 
ob die bisher freiwillig vorgenommene Anbringung von Nebel-
schlußleuchten zu einer Verringerung typischer Nebelunfälle ge-
führt hat, und ist ihr bekannt, ob an solchen Unfällen besonders 
Lastkraftwagen beteiligt sind, bei denen in der Regel keine 
Nebelschlußleuchten angebracht sind? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: Die 
Diskussion über die sicherheitserhöhende Wirkung 
von Nebelschlußleuchten wird in den verschiedenen 
Bereichen der mit der Thematik befaßten Wissen-
schaft und Forschung im Inland wie im benachbarten 
Ausland zum Teil noch kontrovers geführt. In der 
Schweiz z. B. ist die Nebelschlußleuchte verboten, 
weil dort angenommen wird, daß sie risikoerhöhend 
wirkt. 

Die Bundesregierung hat jedoch aus der begrün-
deten Vermutung, daß der Betrieb von Nebelschluß-
leuchten zumindest nicht zu einer Erhöhung der Ne-
belunfälle führt, den Betrieb von Nebelschlußleuch-
ten für zulässig erklärt. Erst wenn gesicherte Er-
kenntnisse über die Bewährung der Nebelschluß-
leuchten vorliegen, wird die Bundesregierung das 
Anbringen und den Betrieb solcher Leuchten anord-
nen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Curdt (SPD) : Herr Staatssekretär, würden Sie mir 
zustimmen, daß die Beurteilungskriterien eines Lan-
des wie der Schweiz nicht unbedingt mit denen der 
Bundesrepublik übereinstimmen müssen? Würden 
Sie mir in dieser Frage vielleicht auch recht geben, 
daß in der Bundesrepublik mit einem ganz anders 
gearteten Verkehrsnetz der Beurteilungszeitraum — 
bis zu einer Entscheidung der Bundesregierung — 
nicht mehr zu lange ausgedehnt werden sollte? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie dür-
fen davon ausgehen, daß wir uns natürlich nicht nur 
Erfahrungen aus der Schweiz zunutze machen; das 
ergibt sich schon aus dem ersten Teil meiner Ant-
wort auf Ihre erste Frage. Im übrigen gibt es im Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland bereits solche 
Untersuchungen. Im Bereich europäische Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der technischen und wissen-
schaftlichen Forschung arbeiten die EG-Staaten und 
die wissenschaftlichen Gremien zusammen. Ihre 
Gründung, geht auf eine Initiative der Forschungs-
minister dieser Staaten zurück, die bereits vor Jah-
ren erfolgte. Ich gehe davon aus, daß wir über 
schweizerische Erfahrungen hinaus zu bestimmten 
Erkenntnissen und auch Übereinstimmung kommen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte.  

Curdt (SPD) : Herr Staatssekretär, aus meiner 
ersten Frage geht hervor, daß ich dem Anteil von 
Lastkraftwagen ohne Nebelschlußleuchten an Unfäl-
len im Nebel eine besondere Bedeutung beimesse. 
Wären Sie in der Lage, mir auch dazu schon eine 
Auskunft zu geben? 
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Haar, Parl. Staatssekretär: Wir sind gegenwärtig 
noch in der Prüfung in dieser Frage. Sie können da-
von ausgehen, daß Sie Erkenntnisse, die auf wissen-
schaftlichen wie auf forschungsmäßigen und statisti-
schen Grundpositionen beruhen, unaufgefordert er-
halten. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Ich rufe auf die Frage 21 des Abgeordneten Curdt: 
Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für angebracht, 

um die Gefahr von Nebelunfällen zu verringern, und ist sie 
bereit, eigene Vorstellungen auch im Rahmen der europäischen 
Verkehrspolitik zu verwirklichen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Zur Verringerung von 
Nebelunfällen hält die Bundesregierung Nebelwarn-
anlagen für angebracht. Sie erprobt die Wirkungs-
weise dieser Anlage an mehreren Stellen im Bundes-
gebiet. Zur Zeit wird eine neue Anlage auf der A 45, 
Anschlußstelle Lüdenscheid/Drolshagen, errichtet. 
Bei Bewährung der erprobten Anlagen sollen sie 
verstärkt an nebelgefährdeten Stellen eingesetzt 
werden. 

Die Bundesregierung hat international an der ein-
schlägigen Studie der OECD-Arbeitsgruppe „Ungün-
stige Witterungsverhältnisse, verminderte Sichtbar-
keit und Straßenverkehrssicherheit" mitgewirkt. Sie 
bringt als Mitglied der EUCO COSt 30, elektronische 
Hilfen für den Verkehr auf großen Fernstraßen, 
Schlechtwetterdetektion, ihre Erfahrungen in die 
internationalen Bemühungen im Bereich der Nebel-
warnung ein. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Ich rufe auf die Frage 22 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Friedmann. 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung den  Bau einer Bundes-
bahn-Schnelltrasse im Raum südlich Rastatt alternativ zu einem 
sechsspurigen Ausbau der Bundesautobahn 5 behandelt, und 
welches verkehrspolitische Konzept steht zutreffendenfalls hinter 
einer solchen Überlegung? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Im Rahmen der Fort-
schreibung der Bundesverkehrswegeplanung werden 
auch die Fragen der Bauwürdigkeit der Neubau-/ 
Ausbaustrecke Rastatt -Offenburg-Basel der Deut-
schen Bundesbahn und des sechsstreifigen Ausbaues 
der Autobahn A 5 von Rastatt bis Offenburg geprüft. 
Dabei wird die gegenseitige Beeinflussung dieser 
Maßnahmen in die Untersuchung mit einbezogen 
werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte! 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie mir erklären, wie es auch der Sinn mei-
ner Frage war, inwieweit beide Verkehrsführungen 
alternativ zueinander zu sehen sind? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, bei der 
Fortschreibung der Bundesverkehrswegeplanung 

zum Jahre 1980 — das ist wiederholt auch in unse-
rem Schriftwechsel deutlich geworden —, die gegen-
wärtig in Arbeit ist, werden beide Projekte in ge-
samtwirtschaftlicher Hinsicht daraufhin überprüft, 
inwieweit eine Bauwürdigkeit vorliegt und in wel-
che Dringlichkeit sie gegebenenfalls einzustufen 
wäre. Ergänzend werden die Auswirkungen des 
Autobahnprojekts in betriebswirtschaftlicher Hin-
sicht auf die Ertragslage der Bundesbahn mit der 
Zielsetzung der Vermeidung von unnötigen Parallel-
planungen untersucht. Ich bin überzeugt, daß sich 
alle Kollegen dieses Hohen Hauses in folgendem 
einig sind: Bevor irgendwelche Entscheidungen fal-
len, muß diese Überprüfung abgeschlossen sein. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
bis wann muß auf Grund der bisherigen Vorberei-
tungen mit einer Entscheidung über den Bau der 
Schnelltrasse Mannheim-Basel gerechnet werden? 

 
Haar, Parl. Staatssekretär: Ich gehe davon aus, 

daß die laufenden Untersuchungen im Laufe des 
kommenden Jahres abgeschlossen werden. Mit der 
Fortschreibung des Bedarfsplans und den dann ab-
geschlossenen betriebswirtschaftlichen Untersu-
chungen der Parallelplanungen wird hier eine kon-
krete Antwort gegeben werden können. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Wir kommen zu Frage 23 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Kunz (Weiden). — Der Abgeordnete ist nicht 
im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet, und 
die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 26 des Herrn Abgeordneten Män-
ning auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet, und die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. Dasselbe gilt für die 
Frage 27 des Abgeordneten Männing. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns der Parlamentarische Staatssekretär von 
Schoeler zur Verfügung. 

Frage 31 des Herrn Abgeordneten Spranger wird 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant-
wortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Frage 32 des Herrn Abgeordneten Dr. Wittmann 
(München) ist vom Fragesteller zurückgezogen wor-
den. 

Ich rufe nunmehr Frage 30 des Herrn Abgeordne-
ten Amling auf. — Der Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet, und 
die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 33 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Diederich (Berlin) auf. — Der Abgeordnete 
ist nicht im Saal. Die Frage wird schriftlich beant-
wortet; die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
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Vizepräsident Stücklen 
Wir kommen zu Frage 34 des Herrn Abgeordneten 

Thüsing. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet; die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 35 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Becker (Frankfurt) auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung ihrerseits als Hilfe zur Ent-
schädigung der Opfer der gewalttätigen Demonstration in Frank-
furt am 25. November 1978 zu tun, nachdem die Stadt Frankfurt 
ihrerseits dafür 200 000 DM bereitgestellt hat, ohne dazu ver-
pflichtet zu sein? 

Darf ich bitten, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Becker, die 
Staatshaftung für Schäden, die nicht auf fehlerhaft 
ausgeübter Staatsgewalt beruhen, sondern — wie in 
Frankfurt — durch das unfriedliche Verhalten einer 
Menschenmenge verursacht werden, ist bundes-
rechtlich noch nicht geregelt. Entsprechende Gesetz-
entwürfe der Bundesregierung liegen dem Deutschen 
Bundestag zur Beratung und Entscheidung vor. Bis 
zum Inkrafttreten dieser Gesetze gilt das durch Ver-
ordnung vom 29. März 1924 geänderte Reichsgesetz 
über die durch innere Unruhen verursachten Schä-
den vom 12. Mai 1920 als Landesrecht fort. 

Sowohl nach diesem alten Recht als auch nach den 
dem Bundestag vorliegenden Gesetzentwürfen der 
Bundesregierung sind die Länder für eine eventuelle 
Regulierung von Entschädigungsfällen zuständig. — 
Im übrigen möchte ich, darauf hinweisen, daß nach 
dem gegenwärtigen Stand der Ermittlungen der hes-
sischen Behörden die Summe der bei der Frank-
furter Demonstration entstandenen Privatschäden 
nur ca. 180 000 DM beträgt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Sieht die Bun-
desregierung ebenso wie ich in dem Unvermögen 
des Staates, als Garant der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung aufzutreten, eine Rechtfertigung der 
Forderung nach einer Entschädigung durch den 
Staat, da bei den Frankfurter Tumulten die Störung 
der öffentlichen Sicherheit so schwerwiegend war, 
daß der Bürger auf die Abwendung der Gefahr durch 
die Sicherheitskräfte des Staates vertrauen durfte? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Becker, die Bundesregierung hält eine gesetz-
liche Regelung der Entschädigungspflicht in Fällen 
von Tumultschäden für notwendig. Sie hat deshalb 
nach sehr umfangreichen und gründlichen Vorbe-
reitungen den Entwurf des Staatshaftungsgesetzes 
vorgelegt. Es ist jetzt Sache des Parlaments, diesen 
Gesetzentwurf zu beraten und zu Entscheidungen 
in Einzelfragen zu kommen. Aber auch ich halte 
eine Regelung dieses Problems für erforderlich. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Sieht die Bun-
desregierung angesichts der Tatsache, daß die Stadt 
Frankfurt, die dazu rechtlich ebenfalls nicht ver

-

pflichtet ist, 200 000 DM zur Verfügung stellt, ihrer-
seits eine Möglichkeit, bei der Entschädigung eine 
Hilfe zu geben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Becker, ich habe auf die Situation und insbeson-
dere auf die Höhe der Schäden nach dem jetzigen 
Stand der Erkenntnisse der hessischen Behörden 
hingewiesen. Ein besonderes Hilfsprogramm der 
Bundesregierung, wie Sie es in Ihrer Frage anregen, 
erscheint uns angesichts dieser Sachlage weder 
möglich noch notwendig. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. Ich rufe Frage 36 des Herrn Abgeordneten 
Schlaga auf: 

Trifft es zu, daß aus der DDR in die Bundesrepublik Deutsch-
land entlassene ehemalige politische Häftlinge nach ihrer An-
kunft im Notaufnahmelager Gießen erkennungsdienstlich behan-
delt worden sind, daß die Behörden Fingerabdrücke genommen 
und Polizeiphotos angefertigt haben, wobei die Betroffenen 
Tafeln mit Registriernummern in der Hand zu halten hatten und 
auf Weigerung der Betroffenen ihnen angedroht worden sei, in 
diesem Fall das Aufnahmeverfahren nicht ordnungsgemäß ab-
wickeln zu können? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich wäre dankbar, wenn ich Ihre beiden Fragen zu-
sammenfassend beantworten könnte. 

Vizepräsident Stücklen: Einverstanden. Dann rufe 
ich zugleich Frage 37 des Herrn Abgeordneten 
Schlaga auf: 

Welche Nachteile sind den beiden Betroffenen bisher durch 
ihre Weigerung, sich erkennungsdienstlich behandeln zu lassen, 
entstanden, und welche weiteren Nachteile sind gegebenenfalls 
noch zu erwarten? 

von Schoeler, ParL Staatssekretär: im Zusammen-
hang mit der Durchführung des Bundesnotaufnahme-
verfahrens findet in Gießen für einen beschränkten 
Personenkreis eine erkennungsdienstliche Behand-
lung durch die Polizeibehörden des Landes Hessen 
statt. Betroffen sind z. B. aus der DDR eintreffende 
Personen, die sich nicht oder nicht ausreichend aus-
weisen können. Die ganz überwiegende Zahl der 
Übersiedler aus der DDR ist von diesen Maßnahmen 
nicht betroffen, da sie über Ausweispapiere verfü-
gen und Maßnahmen zu ihrer Identitätsfeststellung 
auf der Grundlage des § 45 Abs. 1 des Hessischen 
Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung nicht notwendig sind. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß je-
mandem durch eine Verweigerung der erkennungs-
dienstlichen Behandlung Nachteile entstanden wä-
ren. Sie wird anregen, das Verfahren bei der Durch-
führung. solcher Maßnahmen zu ändern. Bei der Ab-
wicklung des Notaufnahmeverfahrens in Gießen 
muß nach Auffassung der Bundesregierung die Be-
treuung und Beratung des in die Bundesrepublik 
Deutschland kommenden Personenkreises im Vor-
dergrund stehen. Der Bundesminister des Innern hat 
deshalb eine Prüfung eingeleitet, welche Verbesse

-

rungen des Verfahrens in Gießen durchgeführt wer-
den können, um die soziale und berufliche Einglie-
derung der Betroffenen zu erleichtern. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 
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Schlaga (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie ganz 
sicher, daß diese Art der Überprüfung und Feststel-
lung der Personalien nur mit einem ausgewählten 
Personenkreis geschieht? Mir sind Fälle bekannt, in 
denen DDR-Bürger, die inhaftiert gewesen sind —
mehr als ein Jahr — und die sich ausweisen konnten, 
die ihre ordentliche Entlassung und ihre Personal-
papiere bei sich trugen, genauso behandelt worden 
sind. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schlaga, in den Fällen, in denen eine betroffene Per-
son ein gültiges Ausweispapier hat, ist eine Iden-
titätsfeststellung durch erkennungsdienstliche Maß-
nahmen nicht notwendig. Allerdings hat ein Teil ge-
rade der in der DDR inhaftierten Personen keine 
Ausweispapiere, sondern nur einen Entlassungs-
schein. Der Entlassungsschein kann aber wegen der 
vielfältigen Möglichkeiten der Verfälschung solcher 
Papiere nicht als Ausweispapier anerkannt werden. 

Ich will noch einmal versichern, daß es keineswegs 
so ist, daß routinemäßig jede Person einer erken-
nungsdienstlichen Behandlung unterzogen würde. 
Das kommt überhaupt nicht in Frage. Es geht um 
den Personenkreis, bei dem eine einwandfreie Fest-
stellung der Identität anders nicht möglich ist. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Schlaga (SPD) : Wenn das nicht so ist — wie Sie 
sagen —, muß ich darauf hinweisen, daß die aufneh-
menden Beamten im Notaufnahmelager Gießen 
eine — für mich jedenfalls bestätigte — Äußerung 
getan haben, daß dann das Notaufnahmeverfahren 
nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden könne. 
Sind Sie der Meinung, daß man diese Art von Dro-
hung unterlassen kann? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
mir ist nicht bekannt — obwohl ich dem auf Grund 
Ihrer Frage selbstverständlich nachgegangen bin —, 
daß eine solche Drohung ausgesprochen worden 
wäre. Sie wäre sicherlich nicht zulässig. Aber, wie 
gesagt, ich habe keinen Anhaltspunkt dafür. Ich ver-
weise nur noch einmal darauf, daß wir die ganze 
Frage der Abwicklung des Notaufnahmeverfahrens 
im Augenblick eingehend daraufhin prüfen, wie wir 
die Betreuung, die Beratung, den Umgang mit dem 
betreffenden Personenkreis verbessern können. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Schiaga (SPD) : Herr Staatssekretär, weil die Über-
, prüfung und die Notaufnahme gleichzeitig ablaufen, 
darf ich da bitte anregen, daß, statt vielleicht zu 
eingehend vorzugehen, etwas mehr Zeit z. B. auf 
die ärztliche Untersuchung derer verwendet werden 
könnte, die lange in Haft gesessen haben, und vor 
allen Dingen auch auf die Beratungen, indem man 
die Beratung arbeitsamtlicher und ähnlicher Art 
nicht zu sehr auf die Länder abschiebt, sondern sie 
schon in Gießen intensiver vornimmt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Genau das ist 
das Ziel der Maßnahmen, die wir ergreifen wollen, 
Herr Kollege. Ich teile Ihre Meinung völlig. 

Vizepräsident .Stücklen: Ich rufe Frage 38 des Ab-
geordneten Tillmann auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die sich häufenden Klagen 
von Sportlern und Trainern über steigende Bürokratisierung des 
Leistungssports, und ist die Bundesregierung bereit, selbst dazu 
beizutragen und auf die Sportverbände einzuwirken, daß un-
nötiger und leistungsbehindernder Verwaltungsballast von Trai-
nern und Sportlern ferngehalten wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
der Bundesregierung sind einzelne Klagen über den 
Umfang des Verwaltungsaufwandes im Leistungs-
sport bekannt. Sie ist in jedem Fall den Klagen 
nachgegangen, wenn sie ihr gegenüber geäußert 
wurden, um einer Bürokratisierung des Leistungs-
sportes entgegenzuwirken. 

Hierbei hat die Bundesregierung festgestellt, daß 
die Klagen sich überwiegend nicht an ihre Adresse 
richten. Das erklärt sich daraus, daß die Bundesre-
gierung gegenüber einzelnen Sportlern nicht in Er-
scheinung tritt. Sie fördert vielmehr lediglich Maß-
nahmen der Sportverbände, die im Rahmen der Au-
tonomie des Sports die organisatorische und verwal-
tungsmäßige Abwicklung selbständig durchführen. 
Die Bundesregierung beschränkt sich darauf, die Ein-
haltung der haushaltsrechtlichen Bestimmungen zu 
gewährleisten. Im übrigen stellt sie Mittel für haupt-
amtliche Führungs- und Verwaltungskräfte bei den 
Sportorganisationen in Höhe von jährlich ca. 2 Mil-
lionen DM zur Verfügung. Damit ist nach Auffas-
sung der Bundesregierung eine hinreichende Ent-
lastung der Trainer und Sportler von behindernden 
Verwaltungstätigkeiten sichergestellt. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage? Bitte. 

Tillmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hätte 
die Bundesregierung — selbstverständlich im Rah-
men der Autonomie der Sportverbände — nicht doch 
die Möglichkeit, innerhalb ihrer Zuständigkeiten 
auf die Sportverbände einzuwirken, damit überflüs-
siger Verwaltungskram vermieden wird? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Tillmann, das Ziel, das Sie mit Ihrer Frage formu-
lieren, ist auch ein Ziel der Bundesregierung. Das ist 
völlig klar. Wir stehen im ständigen Kontakt mit 
den Sportverbänden. Wenn ich gesagt habe, daß wir 
den Klagen nachgegangen sind, dann verlieren wir 
das natürlich auch dann nicht aus dem Kopf, wenn 
wir festgestellt haben, daß die Klagen sich nicht an 
unsere Adresse richten; das ist dann selbstverständ-
lich auch Gegenstand der Gespräche, die es immer 
wieder aus unterschiedlichen Anlässen gibt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Tillmann (CDU/CSU) : Können Sie mir vielleicht 
sagen, Herr Staatssekretär, welcher Verwaltungsum-
fang zum Beispiel dadurch entsteht, daß die obliga- 
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Tillmann 
torisdie, jährlich zweimal durchzuführende sportme

-

dizinische Untersuchung jeweils gesondert beantragt 
werden muß? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich kann Ihnen diese Frage nicht aus dem Stegreif 
beantworten, bin aber gern bereit, festzustellen, ob 
wir sie beantworten können, und Ihnen dieses Er-
gebnis mitzuteilen. 

 
Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-

fragen.  

Ich rufe die Frage 39 des Herrn Abgeordneten 
Tillmann auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß über das un-
bedingt erforderliche Maß hinausgehende Verplanung des Lei-
stungssports und der Leistungssportler geeignet ist, die Erfolge 
der Leistungssportförderung in Frage zu stellen, und werden 
nicht Kreativität, Spontaneität und Flexibilität als unverzichtbare 
Grundlage sportlicher Erfolge durch überzogene Planung und 
Reglementierung abgewürgt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
regierung ist der Auffassung, daß die steigenden Lei-
stungsanforderungen an die Sportler im internatio-
nalen Vergleich ohne eine sinnvolle Planung im Lei-
stungssport nicht erfüllt werden können. So ist zum 
Beispiel ein modernes Leistungstraining unter Be-
rücksichtigung wissenschaftlicher Erkenntnisse ohne 
Aufstellung von Trainingsplänen und entsprechende 
Leistungskontrolle nicht denkbar. Hierdurch wird der 
Leistungsport nicht behindert, sondern gefördert. Die 
Bundesregierung ist mit Ihnen der Auffassung, daß 
Kreativität, Spontaneität und Flexibilität gleichwohl 
unverzichtbare Grundlage sportlicher Erfolge .sind 
und eine überzogene Planung und Reglementierung 
von Nachteil wäre. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Tillmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, welche 
Planvorgaben werden denn einem Sportler bezie

-

hungsweise seinem Trainer gegeben, damit er för-
derungswürdig ist?  

von Scheeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich müßte Ihnen das schriftlich beantworten. Ich kann 
Ihnen das für die einzelnen Bereiche des Sports 
jetzt hier nicht sagen. Dazu wäre es auch sicherlich 
notwendig, sich mit den dafür zuständigen Sportver-
bänden in Verbindung zu setzen. Ich will Ihnen das, 
soweit möglich, gern nach dieser Fragestunde mit-
teilen.  

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Tillmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, viel-
leicht können Sie die folgende Frage beantworten: 
Nach welchen sachlichen Kriterien werden denn die 
Zukunftsperspektiven eines Spitzensportlers oder 
eines Trainers in den Planungen festgelegt, die hier 
notwendig sind? Wird zum Beispiel das Alter als 
ein wichtiges Kriterium angesehen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Tillmann, auch dafür müßte ich Sie zunächst einmal 
auf eine schriftliche Antwort verweisen, weil diese 
Frage Sehr verschiedene Bereiche betrifft. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Schirmer. 

Schirmer (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie  
meine Auffassung bestätigen, daß das Festlegen von 
Planungen, die den Spitzensport direkt betreffen, 
und damit die Förderung dieser Spitzensportler 
allein in der Zuständigkeit der Fachverbände und 
des Deutschen Sportbundes liegt und nicht Aufgabe 
der Bundesregierung ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: So ist es, Herr 
Kollege, und deswegen habe ich darauf hingewiesen, 
daß die Fragen des Kollegen Tillmann nur nach 
Kontakten mit den Sportverbänden zu beantworten 
wären; aber ich danke Ihnen . dafür, daß Sie, noch 
einmal etgänzend auf die Zuständigkeiten hingewie

-

sen haben.  

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen.  

Ich rufe die Frage 40 des Herrn Abgeordneten Nie-
gel auf: 

Wird die Bundesregierung ihrer Verpflichtung nach § 39 des 
Ausländergesetzes nachkommen, im Benehmen mit den entspre-
chenden Landesregierungen die Sammellager für Asylanten zu 
bestimmen, und wenn ja, wann, oder ist sie der Meinung, daß 
das bisher einzige Sammellager in Zirndorf/Bayern zur Auf-
nahme von Asylanten heute noch ausreichend ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Sie gehen in 
Ihrer Antwort davon aus, Herr Kollege Niegel, daß 
das Sammellager für Ausländer in Zirndorf auch 
heute noch als ein Lager dient, in dem sich Asyl-
bewerber, die einen Antrag auf Anerkennung als 
Asylberechtigte beim Bundesamt für die Anerken-
nung ausländischer Flüchtlinge gestellt haben, zu-
mindest bis zu ihrer Verteilung auf die Bundeslän-
der aufzuhalten haben. Dies ist jedoch nicht der Fall. 
Der Teil des Sammellagers, der nach einem Be-
schluß der Innenministerkonferenz vom Februar 
1974 als Durchgangslager für die Verteilung der 
Asylbewerber auf die Bundesländer zur Verfügung 
stand, ist von den Behörden des Freistaates Bayern 
am 1. August 1977 geschlossen worden. Seither wird 
über die Verteilung der Asylbewerber auf die Bun-
desländer zwar weiterhin zentral beim Bundesamt 
für \die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge auf 
Grund der dort eingehenden Asylanträge entschie -
den. Eine Umverteilung der Asylbewerber findet je-
doch unmittelbar zwischen den einzelnen Bundes-
ländern ohne den Umweg über ein Sammellager 
statt. Wegen des hohen Anteils der über Berlin ein-
reisenden Asylbewerber handelt es sich heute im 
wesentlichen um die Weiterleitung von Asylbewer-
bern aus Berlin an andere Bundesländer. Dieses Ver-
teilungsverfahren läuft nach Überwindung einiger 
Anfangsschwierigkeiten nunmehr weitgehend rei-
bungslos. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 
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Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, das be-
zog sich auf den zweiten Teil meiner Frage. Ist die 
Bundesregierung nicht auf Grund des § 39 des Aus-
ländergesetzes verpflichtet, im Benehmen mit den 
Landesregierungen Sammellager festzulegen? Ist sie 
ihrer Verpflichtung hier nachgekommen? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sie hat sie 
erfüllt!) 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Hem Kollege, 
Ihre Frage ist zu verneinen, weil wir in Abstim-
mung und in völligem Einvernehmen mit allen Bun-
desländern ein unbürokratisches Verfahren für die 
Verteilung von Asylbewerbern auf die  einzelnen 
Bundesländer festgelegt haben, das ein Sammellager 
überflüssig macht, weil die Bewerber nicht mehr, 
wie das früher der Fall war, alle in Zirndorf an-
kommen und von dort verteilt werden, sondern weil 
die Verteilung jetzt nur noch an Hand der schrift-
lichen 'Anträge erfolgt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie stel

-

len Sie sich die Unterbringung der Asylbewerber 
vor, die etwa sechs bis acht Jahre in Deutschland 
anwesend sind, bis letztlich über den Asylantrag 
entschieden worden ist? Sollen diese in Kurorten, in 
Gasthöfen oder sonstwo unterkommen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich halte die Frage für extrem unsachlich. Es wird 
den Belangen der Betroffenen wirklich nicht ge-
recht, wenn Sie, wenn ich das richtig verstanden ha-
be, von Kurorten gesprochen haben.  

(Niegel [CDU/CSU] : Ja, Kurorte!) 

Für die Unterbringung der Asylbewerber sind die 
Länder zuständig. Eine Unterbringung in einem 
Sammellager des Bundes für die gesamte Dauer des 
Artverfahrens kann nicht ernsthaft zur Debatte 
stehen. O 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das ist Sa

-

che der Landesregierungen!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Abge-
ordneter Dr. Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen bekannt, daß z. B. die Landesregierung 
Baden Württemberg versucht, die Asylanten, die sie 
im Aufnahmelager nicht unterbringen kann, in an-
gemieteten Hotels unterzubringen?  

von Schoeler, ParL Staatssekretär: Herr Kollege 
Friedmann, das kann durchaus so sein. Ich kann 
Ihnen das im Augenblick nicht bestätigen. Es ist Sa-
die der Länder, die Asylbewerber unterzubringen. 
Die Frage des Kollegen Niegel bezog sich auf ein 
Bundessammellager. Dazu gebe ich Ihnen die Ant-
wort, daß die Errichtung eines zweiten Bundessam-
mellagers nicht notwendig ist, weil das unbürokra-
tische Verteilungsverfahren für die Asylbewerber, 
das wir mit den Ländern einvernehmlich abgestimmt 

haben, ein solches Sammellager überflüssig macht. 
Ich meine, die Sachlage ist klar. 

(Niegel [CDU/CSU] : Ist § 39 überflüssig?) 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schäfer (Tübingen). 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Staats-
sekretär, ist es richtig, daß die Aufnahme und die 
Unterbringung der Asylbewerber und der Aner-
kannten in die Zuständigkeit der Länder fallen und 
daß Sorgen und Bedenken, die in dem Zusammen-
hang entstehen, an die Adresse der Landesregierun-
gen gerichtet werden müssen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schäfer, Sie stellen den Sachverhalt völlig klar und 
richtig dar.  Ich habe das dargestellt. Für die Unter

-

bringung der Asylbewerber während des laufenden 
Asylverfahrens sind ausschließlich die Bundesländer 
zuständig. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: So ist es!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, interpretiere ich Sie richtig, daß demnach § 39 
des Ausländergesetzes hinfällig ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
§ 39 des Ausländergesetzes gibt eine Rechtsgrund-
lage für ein mögliches Handeln. Ob .das Handeln 
notwendig. ist, ergibt sich aus der Praxis, und hierzu 
haben wir mit den Ländern eine einvernehmliche 
Regelung gefunden. Ich glaube, es wäre gut, wenn 
Sie sich auch bei den Ländern über den Sachstand 
informierten. Dann würden Sie feststellen, daß es 
hier inzwischen im Verhältnis zwischen dem Bund 
und den Ländern kein Problem gibt. 

Vizepräsident Stücklen: Es liegen keine weiteren 
Zusatzfragen vor. 

Zum Abschluß dieses Geschäftsbereiches, Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär, darf ich mir die 
Bemerkung erlauben, daß die Feststellung über die 
Unsachlichkeit einer Frage allein dem Präsidenten 
zusteht. 

Ich rufe den. Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Justiz auf. Die Fragen 41 und 42 des Herrn Ab-
geordneten Lambinus sowie die Frage 43 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Wittmann (München) werden auf 
Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Finanzen auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns der Parlamentarische Staatssekretär Dr. 
Böhme zur Verfügung. 

Die Frage 44 des Herrn Abgeordneten Pfeffer-
mann, die Fragen 48 und 49 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Jahn (Münster) und die Frage 53 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Langguth werden auf Wunsch der 
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Vizepräsident Stücklen 
Fragesteller schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 45 des Herrn Abgeordneten 
Dr. von Wartenberg auf: 

Plant die Bundesregierung das Gesetz über die Deutsche Bun-
desbank zu ändern, mit dem Ziel, die Devisenreserven der Deut-
schen Bundesbank zur Finanzierung eines staatlichen Rohstoff-
vorratslagers zu verwenden? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
sterium der Finanzen: Die Bundesregierung verfolgt 
keine konkreten Pläne, das Bundesbankgesetz mit 
dem Ziel zu ändern, die Devisenreserven der Deut-
schen Bundesbank zur Finanzierung eines staatli-
chen Rohstoffvorratslagers zu verwenden. Das heißt 
nicht, daß die Frage der zweckmäßigen Finanzie-
rungsform für die Rohstoffvorratshaltung nicht stän-
dig überprüft würde. Mit dieser Frage befaßt sich 
u. a. der Interministerielle Staatssekretärsausschuß 
für Rohstofffragen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage bitte. 

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, welche finanzielle Hilfe gedenkt das Finanz-
ministerium zu leisten, falls das Bundeswirtschafts-
ministerium die Bitte hat, ein staatliches Vorrats-
lager zu finanzieren? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Die Frage ist bis-
her noch nicht an uns herangetragen worden, so daß 
ich sie nicht beantworten kann. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage.  

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wie kommentieren Sie Pressemitteilungen, de-
nen zufolge die Devisenreserven für ein staatliches 
Rohstoffvorratslager herangezogen werden sollen? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihnen 
mitgeteilt, daß von seiten der Bundesregierung 
keine konkreten Pläne verfolgt werden, entspre-
chend tätig zu werden. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Ich rufe die Frage 46 des Herrn Abgeordneten 
Augstein auf. — Da der Fragesteller nicht im Saal 
ist, wird die Frage schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 50 des Abgeordneten Niegel 
auf: 

Trifft es zu, daß die von der EG genehmigte Beihilfe zur Ver-
billigung der Schulmilch der Mehrwertsteuerregelung unterwor-
fen ist, und ist die Bundesregierung bereit, davon abzusehen, 
6 v. H. Mehrwertsteuer auf die den Schülern zugute kommende 
Beihilfe zu erheben? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Die Gewährung 
von Beihilfen für Schulmilch ist -Sache der Bundes-
länder. Auf Grund der Verordnung (EWG) Nr. 
1080/77 vom 17. Mai 1977 haben einige Bundeslän-
der Schulmilchprogramme aufgestellt. Danach wer-
den den Molkereien zur Verbilligung der Schul

-

milch Beihilfen gewährt, die sich nach der Menge 
der gelieferten Schulmilch bemessen. Die Frage der 
umsatzsteuerlichen Behandlung der Beihilfen ist vor 
einiger Zeit bereits mit den obersten Finanzbehör-
den der Länder erörtert worden. Nach dem Ergebnis 
dieser Erörterung sind die Beihilfen als zusätzliche 
Entgelte für die Schulmilchlieferungen der Molke-
reien anzusehen und gehören nach § 10 Abs. 1 
Satz 3 des Umsatzsteuergesetzes zur Bemessungs-
grundlage für die Umsatzsteuer. Diese gesetzliche 
Regelung entspricht der 2. und der 6. Richtlinie der 
EG zur Harmonisierung der Umsatzsteuern. Die 
Bundesregierung sieht deshalb keine Möglichkeit, 
von der Umsatzbesteuerung der Schulmilchbeihilfe 
abzusehen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage bitte. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, halten Sie 
es nicht für unlogisch, daß der Staat auf der einen 
Seite eine Beihilfe gewährt, damit die Kinder in den 
Genuß von verbilligter Schulmilch kommen können, 
und auf der anderen Seite von dieser Beihilfe wie-
der 6 °/o kassiert? Es mag juristisch einwandfrei 
sein; aber man sollte eine andere Regelung finden. 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wie ich Ihnen darstellte, ist diese Besteuerung eine 
Folge des EG-Rechts, und zwar beruht sie auf den 
Richtlinien, die ich Ihnen genannt habe. Die Bun-
desrepublik ist verpflichtet, diesen Richtlinien zu 
folgen. 

Vizepräsident Stücklen: Zweite Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wäre es 
dann, wenn die Bundesregierung nicht abweichen 
kann, ein Weg, in Verhandlungen mit der EG und 
mit den Ländern darum bemüht zu sein, daß die 
Beihilfe um 6 % oder 7 % erhöht wird, so daß sich 
der Bund und die Länder nicht praktisch an der Bei-
hilfe selbst bereichern? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Eine Bereiche-
rung, Herr Kollege, liegt natürlich nicht vor; die 
Besteuerung erfolgt nach Recht und Gesetz. Ich 
will aber die Frage gern aufnehmen und noch ein-
mal prüfen lassen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
frager. 

Ich rufe die Frage 64 des Abgeordneten Dr. Spöri 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob der Anspruch auf die von 
Dezember 1974 bis Juni 1975 gewährte Investitionszulage von 
7,5 v. H. teilweise von Bestellern in Zusammenarbeit mit Nie-
derlassungen der Daimler-Benz AG durch zeitliche Manipulation 
von Kaufverträgen unrechtmäßig erworben wurde, und inwie-
weit wurde gegebenenfalls dadurch nach Auffassung der Bun-
desregierung die konjunkturpolitische Zielsetzung der Investi-
tionszulage unterlaufen? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Ich bitte, die bei-
den Fragen des Herrn Abgeordneten Dr. Spöri ge-
meinsam beantworten zu dürfen. 
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Vizepräsident Stücklen: Ich rufe auch die Frage 65 
des Herrn Abgeordneten Dr. Spöri auf: 

Hat die Bundesregierung darüber hinaus Anhaltspunkte für 
über die Kfz-Brandie hinausreichende Mißbrauchsfälle, und weh 
ches Gewicht haben diese im Rahmen des bisher bekanntgewor-
denen Subventionsvolumens dieser Investitionszulage? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Die Investitions-
zulage zur Konjunkturbelebung nach § 4 b des Inve-
stitionszulagengesetzes wird nur für Wirtschafts-
güter gewährt, die der Steuerpflichtige nachweislich 
in der Zeit vom 1. Dezember 1974 bis zum 30. Juni 
1975 bestellt oder mit deren Herstellung er in diesem 
Zeitraum begonnen hat. Die Gewährung der Inve-
stitionszulage obliegt den Landesfinanzbehörden. 
Die Bundesregierung hat deshalb keine Kenntnis 
darüber, in welchem Umfang durch Vor- bzw. Rück-
datierung von Verträgen versucht worden ist, die 
Gewährung der Investitionszulage auch in Fällen zu 
erlangen, in denen der Zeitpunkt der Bestellung bzw. 
des Beginns der Herstellung von Wirtschaftsgütern 
tatsächlich nicht in dem angegebenen Begünstigungs-
zeitraum lag. Der Bundesregierung sind lediglich 
Pressemitteilungen bekannt, daß solche Fälle vor-
gekommen sein sollen und daß diese Fälle zur Zeit 
Gegenstand von Untersuchungen durch die Steuer-
fahndung und die Staatsanwaltschaft sind. Welchen 
Umfang diese Fälle haben und ob ähnliche Fälle auch 
in anderen Wirtschaftszweigen vorgekommen sind, 
ist der Bundesregierung zur Zeit nicht bekannt. Das 
Problem von Mißbrauchsfällen ist ein allgemeines 
und kann nicht auf einzelne Branchen oder gar 
Firmen beschränkt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, kann ich da-
von ausgehen, daß die Bundesregierung von den 
Länderfinanzverwaltungen bisher über die gegen-
wärtig laufenden Ermittlungsverfahren zu diesen 
Mißbrauchsfällen nicht informiert worden ist? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Davon können 
Sie ausgehen. Das ergibt sich auch aus meiner Ant-
wort, die ich vorhin gegeben habe. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Hört! Hört!) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung gegenüber den Länderfinanzver-
waltungen — entsprechend Ihrer Antwort — darauf 
dringen, daß Recherchen über den Kfz-Sektor hinaus 
angestellt werden, ob es auch in anderen Branchen 
unserer Wirtschaft zu Mißbrauchsfällen gekommen 
ist? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wie 
ich Ihnen ausführte, gehört die Gewährung der In-
vestitionszulage zum Zuständigkeitsbereich der Lan-
desfinanzbehörden. Die Gewährung einer Investi-
tionszulage wird immer wieder Gelegenheit zu miß-
bräuchlichen Anträgen bieten. Dieses Problem ist 
ein allgemeines. Die Länderfinanzbehörden haben 
den Auftrag, nach Gesetz und Recht vorzugehen und 

die Investitionszulage nicht zu gewähren, wenn die 
Investition nicht in den Begünstigungszeitraum fällt. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, kann ich da-
von ausgehen, daß nach einer eventuellen späteren 
Information der Bundesregierung durch die Länder-
finanzverwaltungen über Mißbrauchsfälle im Zusam-
menhang mit der konjunkturpolitischen Investi-
tionszulage damit zu rechnen ist, daß die Bundes-
regierung überprüft, ob die Terminierung derartiger 
konjunkturpolitischer Investitionszulagen wirt-
schaftspolitisch sinnvoll ist? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär: Wenn sich zusätz-
liche Fälle ergeben sollten und die Länder in diesem 
Sinne Berichte an die Bundesregierung erstatten, 
wird dies selbstverständlich geprüft. 

Vizepräsident Stücklen: Wir kommen zum Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft. 
Zur Beantwortung der Fragen steht uns der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Grüner zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 54 des Abgeordneten Sauter 
(Epfendorf) auf: 

Welches sind nach Auffassung der Bundesregierung die Gründe 
für die zunehmende Produktionsverlagerung der deutschen Wirt-
schaft in die USA, und wie beabsichtigt die Bundesregierung, 
dieser Entwicklung entgegenzutreten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Es trifft zu, Herr Kollege Sauter, daß 
die deutsche Wirtschaft in den letzten Jahren zu-
nehmend Investitionen im industriellen Produktions-
bereich der USA vorgenommen hat. Die Gründe 
hierfür sind nach Auffassung -der Bundesregierung 
in erster Linie durch marktbezogene Motive be-
stimmt. So hat sich gezeigt, daß ein erheblicher Teil 
der Investitionen im Ausland von Unternehmern ge-
tätigt wurde, die den amerikanischen Markt bereits 
als Exporteure aktiv bearbeitet hatten und nun mit 
ihren Produkten die unmittelbare Nähe eines in sei-
nen Dimensionen kontinentalen Marktes suchen. Da-
zu wurden sowohl neue Betriebe errichtet als auch 
bestehende Unternehmen erworben oder in Form 
von joint ventures weitergeführt. Eine Investition an 
Ort und Stelle erlaubt die gezieltere Anpassung an 

 die Bedürfnisse und Besonderheiten eines Marktes. 
Damit werden auch Exportmöglichkeiten nach den 
USA aus Deutschland abgesichert. 

Weitere Gründe für die erhöhte Investitionstätig-
keit deutscher Unternehmen in den USA dürften in 
der Aufwertung der Deutschen Mark gegenüber 
dem US-Dollar und in den günstigen Produktions-
kostenbedingungen des amerikanischen Marktes zu 
suchen sein. 

Eine generelle Gewichtung der Motive läßt sich 
schon deshalb nicht vornehmen, weil die Bestim-
mungsgründe für die Investitionsentscheidungen von 
Fall zu Fall verschieden sind. 

Die Bundesregierung steht der verstärkten In-
vestitionstätigkeit der deutschen Wirtschaft in den 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 122. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. Dezember 1978 	9475 

Parl. Staatssekretär Grüner 
USA positiv gegenüber. Sie begrüßt und fördert 
Auslandsinvestitionen, da sie auch in unserem Inter-
esse liegen. Sie tragen dem weltweiten Strukturwan-
del Rechnung, erhöhen die internationale Leistungs-
und Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
und erbringen einen Beitrag zur" Erreichung einer 
ausgewogenen Zahlungsbilanz der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Diese positiven Aspekte einer liberalen Politik 
im Bereich der Auslandsinvestitionen wie auch die 
nicht gering zu veranschlagenden Vorteile einer zu-
nehmenden internationalen Arbeitsteilung mit ihrer 
auf ungehinderten Fluß von Gütern, Dienstleistun-
gen und Kapital gerichteten Grundhaltung schätzen 
wir sehr hoch ein. Gegenmaßnahmen wären für un-
sere Volkswirtschaft und damit für die Arbeitsplätze 
in Deutschland — gesamtwirtschaftlich betrachtet — 
daher schädlich. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, teilen Sie die Auffassung, daß neben dem Lohn-
niveau in der Bundesrepublik Deutschland die Fülle 
von Gesetzen, Bestimmungen und Verordnungen 
die es in der Bundesrepublik Deutschland gibt, mit 
eine Ursache dafür sind, daß wir so viele Betriebs-
verlagerungen in die USA haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich teile diese Auf-
fassung nicht, weise aber darauf hin, daß Investi-
tionsentscheidungen immer aus einem Bündel von 
Motiven entstehen und nicht auszuschließen ist, daß 
in dem einen oder anderen Falle auch ein solches 
Motiv mit eine Rolle spielt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Sauter (Epfendorf) (CSU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, halten Sie es für möglich, daß das psychologi-
sche Klima in der Bundesrepublik Deutschland, 
also das ständige Infragestellen der Sozialen Markt-
wirtschaft und die Diffamierung der Sozialen Markt-
wirtschaft, beispielsweise jetzt wieder die Diskus-
sion um Stamokap, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Na, na!) 

mit eine Ursache dafür ist, daß es Betriebsverlage-
rungen in die USA gibt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich teile diese Mei-
nung nicht, da die Bundesregierung ja seit 1969, so-
lange sie im Amt ist, eine klare marktwirtschaftliche 
Politik verfolgt, die in ihrer Konsequenz kaum Ver-
gleiche im europäischen Ausland hat. Ich schließe 
aber nicht aus, daß die ständige Behauptung über 
drohende Sozialisierung und die parteipolitische 
Auseinandersetzung in dieser Frage den einen oder 
den anderen 'verunsichern mögen. Das hat aber 
nichts mit der Politik der Bundesregierung zu tun, 
die ja in ihren Ergebnissen und Zielsetzungen nach-
prüfbar ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Steger. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es nicht' 
Ihr Eindruck, daß sich die Unternehmer als kühle 
Rechner mehr von den tatsächlichen wirtschaft-
lichen Fakten als von politisch hochstilisierten 
Stimmungen leiten lassen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das ist mein Ein-
druck, wobei ich hinzufüge, daß das Motiv, das 
man für eine Unternehmerentscheidung angibt, gele-
gentlich monokausal begründet und nicht die Fülle 
wirtschaftlicher Überlegungen des Investors sichtbar 
werden läßt. Aber man kann natürlich nie ausschlie-
ßen — es gibt ja Beispiele dieser Art —, daß auch 
psychologische Faktoren eine Rolle spielen, von de-
nen ich allerdings meine, daß sie keine Grundlage 
in der Politik der Bundesregierung haben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mir darin zu, daß es zum rechnerischen 
Kalkül eines Unternehmers auch gehört, Entwick-
lungen, die auf eine sozialistische Wirtschaftspoli-
tik hinauslaufen, in die Überlegungen zu Investi-
tionsentscheidungen einzubeziehen? 

(Zuruf von der SPD: Was ist das denn?) 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Hier stimme ich 
Ihnen zu. Nur kann sich diese Frage nicht auf die 
Bundesrepublik Deutschland beziehen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Schäfer [Tübin

-

gen] [SPD] : Sehr gut!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe Frage 55 des Herrn Abgeordneten Sauter 
(Epfendorf) auf: 

Wie hoch — in DM ausgedrückt — ist der Umfang der deut
-sc hen Investitionen in den USA in den Jahren 1949 bis 1970, 

1974, 1975, 1976, 1977, und sind an diesen Investitionen in zu-
nehmendem Maß auch mittelständische Betriebe beteiligt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die deutschen Di-
rektinvestitionen in den USA im Sinne der §§ 55 
und 56 der Außenwirtschaftsverordnung betrugen 
in den Jahren 1952 bis 1970 — frühere Angaben 
liegen uns nicht vor — 1 795 Millionen DM, 1974 
874 Millionen DM, 1975 748 Millionen DM — je-
weils gerundet —, 1976 1,138 Milliarden DM und 
1977 1,338 Milliarden DM. Die zugrunde liegende 
Statistik enthält keine Aufgliederung nach der Grö-
ßenstruktur der investierenden Unternehmen, je-
doch kann an Hand der Firmennamen der Investo-
ren generell gesagt werden, daß die mittelständi-
schen Betriebe mit einem hohen Anteil an diesen 
Investitionen beteiligt sind. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 
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Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, worin sieht die Bundesregierung die Ursache 
für den in den letzten Jahren zu beobachtenden 
sprunghaften Anstieg der Investitionen in den 
USA? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich habe die Ursa-
chen hier schon genannt und verweise noch ein-
mal auf die für deutsche Investitionen günstiger ge-
wordenen Wechselkurse, auch auf die Veränderung 
der Produktionskosten in der Relation zur Bundes-
republik Deutschland und auf die verstärkten Be-
mühungen, den Wettbewerb dadurch zu bestehen, 
daß man sich interessante Märkte durch Produktion 
im Lande erschließt und damit die heimische Basis 
stärkt. Ein sehr prominentes und allgemeines Bei-
spiel für diese Strategie ist das Volkswagenwerk. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, können sie mir ungefähre Angaben darüber 
machen, wie viele Dauerarbeitsplätze in der Bundes-
republik Deutschland durch die wachsenden Inve-
stitionen in den USA in den letzten zwei Jahren ver-
lorengegangen sind? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Wie viele 
sind dadurch geschaffen worden?) 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann nur generell 
sagen, daß alle unsere Erfahrungen, nicht allein 
im Blick auf die USA, zeigen, daß Auslandsinvesti-
tionen bei uns vorhandene Arbeitsplätze sichern. 
Das ist eine allgemeine Erfahrung. Wenn Sie von 
Produktionsverlagerungen sprechen, dann sollte das 
nicht den irrtümlichen Eindruck erwecken, als ob 
Produktionen hier aufgegeben und nach den USA 
verlagert werden, sondern es kann sich — in der 
Regel jedenfalls — nur um den Vorgang handeln, 
daß Kapazitätserweiterungen und neue Investitio-
nen im Ausland vorgenommen werden und daß ihre 
Rückwirkungen auf den heimischen Arbeitsmarkt 
generell als positiv angesehen werden können. Ich 
will nicht vereinfachen, aber doch noch einmal an 
das Beispiel Volkswagenwerk erinnern. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schäfer (Tübingen). 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Staats-
sekretär, entspringt gerade die letzte Frage des 
Herrn Kollegen Sauter nicht einer verengten Be-
trachtungsweise, die man einer Bewertung so allge-
meiner Art nicht zugrunde legen darf? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich will 
diese verengte Betrachtungsweise nicht dem Herrn 
Kollegen Sauter unterstellen, aber es ist richtig, daß 
die Diskussion in der Öffentlichkeit häufig unter 
solchen verengten Gesichtspunkten geführt und daß 
insbesondere die Standortgunst der Bundesrepublik 
Deutschland für Investitionen trotz unseres hohen 
Lohnniveaus und trotz des für Investitionen hier un

-

günstigen Wechselkurses zum Teil unterschätzt 
wird. 

Ich will das an einer Zahl deutlich machen. Vom 
September 1961 bis zum Dezember 1977 haben  die 
USA in der Bundesrepublik Deutschland 19,49 Mil-
liarden DM investiert. Im gleichen Zeitraum betru-
gen die deutschen Investitionen in den USA 6,7 Mil-
liarden DM. Damit wird deutlich, daß hier nicht etwa 
eine Einbahnstraße vorliegt, sondern daß gerade 
auch der amerikanische Investor nach wie vor die 
Standortgunst der Bundesrepublik Deutschland 
sieht. 

Insofern bin ich für Ihre Zusatzfrage sehr dank-
bar, weil es eine große Gefahr ist, immer nur die 
eine Richtung zu sehen und nicht zu sehen, was um-
gekehrt an Auslandsinvestitionen auch bei uns ge-
t itigt wird und damit hier zusätzliche Arbeitsplätze 
schafft. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Ab-
geordneter Dr. von Wartenberg. 

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sind Sie mit mir der Meinung, daß deutsche 
Auslandsinvestitionen bei richtiger Konzeption so-
wohl in den USA als auch in allen anderen Ländern 
geeignet wären, deutsche Arbeitsplätze hier zu si-
chern? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich bin dieser Mei-
nung. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Ab-
geordneter Dr. Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mir vor dem Hintergrund Ihre Aus-
führungen von eben darin zu, daß es auch eine ver-
engte Betrachtungsweise wäre, multinationalen 
Unternehmen ihre Existenzberechtigung hier bei uns 
zu bestreiten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich würde auch mit 
Nachdruck verneinen, daß deren Existenzberech-
tigung bestritten werden kann und sollte, was nicht 
ausschließt, daß wir die besondere Marktmacht multi-
nationaler Unternehmen kritisch im Auge behalten. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfra-
ge. Ich komme zu den Fragen 56 und 57 des Abge-
ordneten Hauser (Krefeld). Der Abgeordnete ist nicht 
im Saal. Die beiden Fragen werden schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 58 des Abgeordneten Dr. von 
Wartenberg auf: 

Ist gegebenenfalls der Plan der Bundesregierung, ein staat-
liches Rohstoffvorratslager einzurichten, im Zusammenhang zu 
sehen mit der Kritik der Bundesregierung an der Apartheidpolitik 
der Republik Südafrika, und glaubt die Bundesregierung, mit der 
Konstruktion eines derartigen Zusammenhangs einen geeigneten 
Einstieg in eine bestimmte Form der Investitionslenkung zu 
finden? 

Bitte. 
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Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung  

hat in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der  

CDU/CSU-Fraktion zur Rohstoffpolitik ihre Haltung  

zur Rohstoffbevorratung dargelegt und in der De-
batte im Parlament am 16. November 1978 ausführ-
lich begründet.  

Es ergibt sich daher zu Ihrer Frage, Herr Kollege,  

folgendes. Die Bundesregierung wird im Rahmen  
ihrer weiteren Überlegungen zur Rohstoffpolitik un-
tersuchen, welche Rohstoffe eventuell einer beson-
deren Bevorratung bedürfen. Für die Auswahl sol-
cher Rohstoffe sind neben ihrer volkswirtschaftlichen  

Bedeutung Ausfallkriterien wie z. B. die regionale  
Konzentration der Förderung oder das Transport-
risiko von Bedeutung, die eine Fixierung des Augen-
merks auf ein Land und seine Politik nicht recht-
fertigen. Die Entwicklung in der Republik Südafrika  
wird selbstverständlich in diese Betrachtungen mit  

einbezogen.  

Eventuelle Bevorratungsmaßnahmen sollen je-
doch unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Er-
fordernisse nur auf tatsächliche Verknappungsrisi-
ken abheben.  

Die Bundesregierung hat stets klargestellt, daß  

eine staatliche Bevorratungspolitik allenfalls flan-
kierenden Charakter haben und eigenverantwort-
liche Entscheidungen der Unternehmen nicht beein-
trächtigen soll. Einen Zusammenhang mit dem Thema  
Investitionslenkung sehe ich nicht. Ich würde ihn  
schon deshalb nicht vermuten, weil die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion mehrfach starkes Interesse an  

einer Verbesserung der Bevorratung bekundet und  

dabei im Gegensatz zur Bundesregierung Maßnah-
men mit sehr starkem Interventionscharakter nicht  
nicht ausgeschlossen hat.  

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. Ich rufe die Frage 59 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Ahrens auf:  

Mit welchen staatlichen Mitteln wurde bzw. wird die Förde-
rung von Erdöl und Erdgas aus einheimischen Quellen unter-
stützt?  

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
fördert seit 1973 durch Gewährung von Zuwendun-
gen zur Verbesserung der Versorgung der Bundes-
republik Deutschland mit mineralischen Rohstoffen 
und Erdgas das Abteufen von übertiefen Bohrungen 
innerhalb der Bundesrepublik. Ziel dieses Erdgas-
tiefbohrprogramms ist es, zu prüfen, ob in tiefen, bis-
her noch nicht untersuchten Schichten Norddeutsch-
lands und des Alpenvorlandes Erdgas enthalten ist. 

Es wurden bisher die Bohrungen Miesbach und 
Vorderriß in Bayern sowie Velpke-Asse in Nord-
deutschland mit Gesamtzuschüssen von 30,3 Mil-
lionen DM gefördert. Die Bohrungen Miesbach und 
Velpke-Asse waren negativ; die Bohrung Vorderriß 
ist mit 6 468 m die tiefste Bohrung Deutschlands und 
wird noch getestet. 

Darüber hinaus wurden zur Auswahl neuer Bohr-
ansatzpunkte bisher 6,5 Millionen DM Zuschüsse 
für geophysikalische Vorerkundungen in Nord- und 
Süddeutschland vergeben. 

Insgesamt wurden bis einschließlich 1978 36,8 Mil-
lionen DM Bundeszuschüsse vergeben. Für 1979 sind 
nur geringe Mittel für die Vorerkundung weiterer 
Bohransatzpunkte vorgesehen. 

Die Förderung von Erdöl aus einheimischen Quel-
len wird mit staatlichen Mitteln nicht unterstützt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Dr. Ahrens (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die För-
derung von Erdöl und Erdgas aus einheimischen 
Quellen eigentlich in früheren Jahren gefördert 
worden, und, wenn ja, mit welchen Beträgen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
würde diese Frage gern schriftlich beantworten, da 
ich darauf nicht vorbereitet bin. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfragen? — 
Bitte, Herr Abgeordneter Dr. Steger. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, könnten Sie 
in dieser schriftlichen Beantwortung auch darlegen, 
inwieweit der Bericht in Nr. 44 der „Wirtschafts

-

woche" über die frühere Förderung zutreffend ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Gern. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 60 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Ahrens auf: 

Wie weit sind die Bemühungen um eine stärkere Belastung 
der „windfall-profits" aus der Förderung von Erdöl und Erdgas 
aus deutschen Quellen inzwischen gediehen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat im Rahmen der Zweiten Fortschreibung des 
Energieprogramms ihre Absicht bekundet, gemein-
sam mit den betroffenen Bundesländern nach einer 
Lösung für eine höhere Belastung der inländischen  
Erdöl- und Erdgasförderung zu suchen. 

Gegenwärtig wird die Produktion von inländi-
schem Erdöl und Erdgas durch Förderzinsen bela-
stet. Es liegt daher nahe, eine stärkere Belastung 
der Inlandsförderung über eine weitere Anhebung 
der. Länder-Förderzinsen anzustreben. Die Länder 
haben unter der Verhandlungsführung Niedersach-
sens Ende 1977 mit den Fördergesellschaften Ver-
handlungen über eine weitere Erhöhung der Förder-
zinsen aufgenommen. Diese Verhandlungen sind 
noch nicht abgeschlossen. Die Förderindustrie hat 
insbesondere geltend gemacht, daß die Wettbe-
werbsvorteile durch die Verbilligung der Rohöl

-

importe tendenziell zurückgegangen seien. Außer-
dem haben die Verhandlungspartner ein Gutachten 
über einen internationalen Vergleich der Belastung 
der Förderung durch fiskalische Abgaben erstellen 
lassen, das seit kurzem vorliegt. Die Bundesregie-
rung erwartet, daß Niedersachsen nach Auswertung 
des Gutachtens die Verhandlungen mit den Unter-
nehmen fortsetzt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. Bitte. 
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Dr. Ahrens (SPD) : Trifft es zu, Herr Staatssekretär, 
daß die Förderung von Erdöl und Erdgas aus deut-
schen Quellen spürbar geringeren öffentlichen Ab-
gaben unterliegt als die Förderung im Ausland? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann das hier nicht beantworten und deshalb so 
nicht bestätigen. Ich würde gern auf diese Frage 
zurückkommen, besonders wenn das von mir er-
wähnte Gutachten, das von den Verhandlungspart-
nern vorgelegt worden ist, ausgewertet ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 
Bitte. 

Dr. Ahrens (SPD) : Wird die Bundesregierung, Herr 
Staatssekretär, darauf Bedacht nehmen, daß nur 
eine solche Regelung einer stärkeren Belastung der 
„windfall-profits" gewählt wird, die wirklich die 
fördernden Unternehmen belastet und bei diesen 
verbleibt und die nicht auf Verbraucher abgewälzt 
werden kann? 

Grüner,. Parl. Staatssekretär: Das wird jedenfalls 
das Ziel der Verhandlungen der Länder, die mit die-
ser Förderzins-Frage beschäftigt sind, sein, soweit 
ich die Verhandlungen bisher beurteilen kann. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage der Abgeordnete Dr. Freiherr Spies von Bül-
lesheim. 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU) : 
Herr Staatssekretär, hat die Bundesregierung die 
Absicht oder besteht die Möglichkeit, das von 
Ihnen soeben erwähnte Gutachten interessierten 
Mitgliedern dieses Hauses zur Einsicht zur Verfü

-

gung zu stellen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich bin ganz sicher, 
daß die Auftraggeber dieses Gutachtens daran ein 
großes Interesse haben werden, und stelle anheim, 
sich mit diesen in Verbindung zu setzen. Auch wir 
von uns aus werden Ihnen das mit Genehmigung 
der Auftraggeber selbstverständlich gern zur Ver-
fügung stellen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Steger. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung bei der Erstellung des von Ihnen 
angesprochenen Gutachtens über die Belastung von 
„windfall-profits" auch darauf geachtet bzw. Einfluß 
genommen, daß ein entsprechend neutraler Gutach-
ter genommen wurde? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich habe erwähnt, 
daß das Gutachten nicht von der Bundesregierung 
in Auftrag gegeben worden ist, sondern von den 
Verhandlungspartnern zur Neuregelung der Förder-
zinsen. Wir werden zusammen mit den Ländern 

selbstverständlich eine objektive Überprüfung dieser 
Unterlagen vornehmen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Die Frage 61 ist von dem Herrn Abgeordneten 
Wolfram (Recklinghausen) eingebracht. - Er ist 
nicht im Saal. Dann wird die Frage 61 ebenso wie die 
Frage 62, die ebenfalls von dem Herrn Abgeordneten 
Wolfram (Recklinghausen) eingebracht wurde, 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 63 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Friedmann auf : 

Wie weit sind die Bemühungen der Bundesregierung gediehen, 
mittelständischen Betrieben Bürgschaftshilfen zu gewähren, da-
mit diese Bietungs- und Leistungsgarantien bei Exportgeschäften 
abgeben können, ohne daß dadurch der für das laufende Ge-
schäft dringend benötigte Kreditrahmen eingeengt wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Mitte Juli 1978 hat 
im Bundesministerium für Wirtschaft ein erstes Ge-
spräch mit den Bundesländern auf Arbeitsebene 
stattgefunden, dessen Ziel es war, für die wesentli-
chen Merkmale eines bundeseinheitlichen Rückbürg-
schaftssystem einen gemeinsamen Nenner zu finden. 
Bei diesem Gespräch zeigte sich, daß keine der zwi-
schen den Ressorts des Bundes diskutierten Lösungs-
möglichkeiten den Vorstellungen der Länder unein-
geschränkt entspricht. Das Bundesministerium für 
Wirtschaft prüft zur Zeit, inwieweit den Wünschen 
der Bundesländer Rechnung getragen werden kann. 
Nach Klärung der noch offenen — zum Teil auch 
rechtlichen — Fragen wird sich das Bundesmini-
sterium für Wirtschaft voraussichtlich noch in diesem 
Jahr erneut an die zuständigen Ministerien der Bun-
desländer wenden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich aus Ihrer Antwort schließen, daß die Bundes-
regierung die Notwendigkeit eines solchen Bürg-
schaftsinstrumentariums anerkennt und deshalb auch 
durchsetzen wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege. 
Wir haben die Notwendigkeit dieses Instruments 
immer betont, gleichzeitig aber auf die Notwen-
digkeit der Einigung mit den Ländern hingewiesen 
und selbstverständlich auch immer darauf hingewie-
sen, daß der Umfang der Bürgschaftsbelastungen, 
die der Bund zu tragen hat, mit in die Überlegungen 
einbezogen werden muß. Unser grundsätzliches Ja 
ist auch davon abhängig, daß wir zum einen die Zu-
stimmung des Bundesfinanzministers bekommen und 
daß zum anderen auch der zuständige Haushaltsaus-
schuß eine solche Übereinkunft billigt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
werden Sie in Ihre Prüfungen auch die Tatsache 
einbeziehen, daß die Ihnen von den Ländern erteil-
ten Auskünfte teilweise zu optimistisch und deshalb 
nicht zutreffend sind? 
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Grüner, Parl. Staatssekretär: Wir werden alle 
Stellungnahmen verwerten und in einem gemein-
samen Gespräch mit den Ländern versuchen, unter-
schiedliche Schlußfolgerungen und unterschiedliche 
Angaben gemeinsam zu korrigieren bzw. auf ihre 
Berechtigung zu überprüfen. 

 
Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Die Fragen 66 und 67 sollen auf Wunsch der Fra-
gestellerin, der Frau Abgeordneten Schlei, schriftlich 
beantwortet werden. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des  Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf. 

Die Frage 68 ist von dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Meyer zu Bentrup eingebracht: 

Ist die Bundesregierung generell der Ansicht, daß alle Arten 
der in letzter Zeit in die Öffentlichkeit getragenen Tierversuche 
noch durch die Bestimmungen des Tierschutzgesetzes gedeckt 
sind, oder könnte auch sie zu der Überzeugung gelangen, daß 
z. B. Tierversudie für die kosmetische Industrie nicht mehr „sonst 
wissenschaftlichen", sondern eher rein kommerziellen Zwecken 
dienen oder daß z. B. Vivisektionen im Rahmen der Verhaltens-
forschung „nicht durch andere zumutbare Methoden oder Ver-
fahren" ersetzt werden können, und welche Konsequenzen wird 
sie daraus zielen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister. 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Herr 
Kollege, die Bundesregierung geht davon aus, daß 
die von den zuständigen Landesbehörden erteilten 
Genehmigungen für Versuchsvorhaben mit den sehr 
detaillierten und restriktiv ausgerichteten Bestim-
mungen des Tierschutzgesetzes in Einklang stehen. 
Solche Genehmigungen dürfen nur erteilt werden, 
wenn dargelegt wird, daß die angestrebten Ver-
suchsergebnisse nicht durch andere zumutbare Me-
thoden oder Verfahren als den Tierversuch zu er-
reichen sind und die Versuche a) zur Vorbeuge, 
zum Erkennen oder Heilen von Krankheiten bei 
Mensch oder Tier erforderlich sind oder b) sonst 
wissenschaftlichen Zwecken dienen. 

Kosmetische Mittel dürfen nach § 24 des Ge-
setzes zur Gesamtreform des Lebensmittelrechtes 
nur in den Verkehr gebracht werden, wenn sie die 
menschliche Gesundheit nicht schädigen. Dies erfor-
dert ihre Prüfung auf gesundheitliche Unbedenk-
lichkeit, die in der Regel über den Tierversuch er-
folgt. Die Zulässigkeit des Tierversuchs ist nach den 
vorgenannten Kriterien zu beurteilen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, kann ich Ihrer Antwort entnehmen, daß die 
Bundesregierung die Änderung des Tierschutzgeset-
zes gegenwärtig nicht für erforderlich hält? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Das können Sie. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU) : Würden Sie 
dann das .  Ergebnis einer Fachtagung der Deutschen 
Veterinärmedizinischen Gesellschaft in München tei-
len, in dem gesagt worden ist, daß im Bereich der 
Pharmaindustrie seit der Reform des Arzneimittel-
rechts das Bundesgesundheitsamt vor der klinischen 

Prüfung eines neuen Medikaments für die einzelnen 
Testserien heute Tierzahlen verlange, die durch 
nichts zu rechtfertigen seien? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
gern bereit, diese Sache prüfen zu lassen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich möchte nur nachholen, daß die Antworten für 
die Bundesregierung Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Gallus gibt. Ich habe es eingangs unter-
lassen, dies zu erwähnen, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär. 

Ich rufe Frage 69 des Abgeordneten Dr. Meyer 
zu Bentrup auf: 

Wie steht die Bundesregierung zu der Forderung, vor allem 
industrielle Tierversuche nur noch in staatlichen Instituten durch-
führen zu lassen, um hierdurch einerseits jeden Mißbrauch und 
jede Zweckentfremdung zu vermeiden und andererseits Doppel-
oder Vielfachversuche konkurrierender Unternehmen auszu-
schließen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung sieht in der Forderung, vor allem 
industrielle Tierversuche nur noch an staatlichen 
Instituten vorzunehmen, keinen gangbaren Weg, 
um den Ge- und Verboten des Tierschutzgesetzes für 
Tierversuche mehr Wirksamkeit zu verschaffen. Der 
Bundesregierung sind darüber hinaus keine Tatsa-
chen bekannt, aus denen sich ergibt, daß in nicht-
staatlichen Versuchseinrichtungen das Schutzanlie-
gen der Tiere weniger sorgfältig beachtet wird und 
daß dort die Gefahr des Mißbrauchs sowie der 
Zweckentfremdung größer ist als in staatlichen Ein-
richtungen. 

Die Bundesregierung ist auch nicht der Auffassung, 
daß die Organisationsform der Versuchseinrichtun-
gen maßgebend für die Wahrung des Schutzanlie-
gens des Tieres ist. In diesem Sinne hat sich kürz-
lich auch das Bundesverfassungsgericht in einem 
Beschluß geäußert. In diesem wurde nicht nur Bio-
logen an staatlichen wissenschaftlichen Einrichtun-
gen, sondern auch Biologen an nichtstaatlichen wis-
senschaftlichen Einrichtungen die Befugnis einge-
räumt, operative Eingriffe an Versuchstieren vor-
zunehmen. 

Im übrigen stehen der Forderung, Versuche an 
Tieren auf staatliche Institute zu beschränken, auch 
unüberwindbare praktische Probleme entgegen, da 
sich eine Trennung von Forschungsansatz und Tier-
versuch in der Regel nicht durchführen läßt. Neben 
den erheblichen rechtlichen und wi rtschaftlichen 
Problemen wäre eine solche Maßnahme auch mit 
einem kaum überschaubaren Verwaltungsaufwand 
verbunden. Die erforderlichen staatlichen Einrich-
tungen mit dem notwendigen hockqualifizierten Per-
sonal müßten erst noch geschaffen werden. 

Folgte man der in der Frage enthaltenen Forde-
rung, wäre damit die Gefahr der Verlagerung eines 
wesentlichen Forschungssektors aus der privaten 
Verantwortung in den staatlichen Bereich verbun-
den. Diese staatlichen Einrichtungen erhielten auf 
diese Weise eine Monopolstellung. Der Schritt zu 
einer staatlichen Forschungslenkung wäre dann 
nicht mehr groß. 
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Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, ich gehe bei der Antwort davon aus, daß 
Sie all die Versuche an Tieren gerade auch in der 
Privatindustrie immerhin durch Kontrollen überwa-
chen können, so daß keine Parallelversuche vorge-
nommen und keine Ergebnisse doppelt erzielt wer-
den, wodurch das Tierschutzgesetz eventuell unter-
laufen werden könnte. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Sie können davon 
ausgehen, daß von den zuständigen Stellen die Tier-
versuche entsprechend überwacht werden. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Ich rufe Frage 70 des Abgeordneten Oostergetelo 
auf: 

Teilt die Bundesregierung meine Meinung, daß man beim 
Kauf von Mischfutter mehr Informationen vom Hersteller ver-
bindlich verlangen sollte, als derzeit die geltenden futtermittel-
rechtlichen Vorschriften bei „Normtyp"-Mischfuttern vorsehen, 
und daß man deshalb in der Änderungsverordnung bei Misch-
futter, die vom „Normtyp" abweichen, die offene Gemengteil-
deklaration zwingend vorschreiben und zusätzlich auch die vier 
wichtigsten „Inhaltsstoffe" mit „Energiezahl" angeben sollte? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
bitte, beide Fragen gemeinsam beantworten zu dür-
fen. 

Vizepräsident Stücklen: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. Ich rufe also auch die Frage 71 des Ab-
geordneten Oostergetelo auf: 

Teilt die Bundesregierung meine Meinung, daß man bei Misch-
futter, die den Normtypen entsprechen und als „Normtyp" ge-
kennzeichnet sind, neben der Angabe aller Inhaltsstoffe ein-
schließlich der Energiezahl — somit eine geschlossene Deklara-
tionsform — zumindest vorsehen sollte, aus Gründen besserer 
Markttransparenz und Preisbeurteilung sowie aus marktpoliti-
schen Gründen der Anteil an Magermilchpulver bzw. an Ge-
treide im Mischfutter verbindlich anzugeben ist, um dadurch die 
Kontinuität in der Zusammensetzung des Mischfutters zu ge-
währleisten? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung ist auf Grund der praktischen Er-
fahrungen der Auffassung, daß bei der Kennzeich-
nung von Mischfuttermitteln, insbesondere von 
Normtyp-Mischfuttermitteln für Nutztiere, mehr 
Angaben obligatorisch vorgeschrieben werden soll-
ten, um dem Informationsbedürfnis der Tierhalter 
Rechnung zu tragen. Eine entsprechende Verord-
nung zur Änderung der Futtermittelverordnung ist, 
wie Ihnen bekannt ist, in Vorbereitung. Der Ver-
ordnungsentwurf sieht vor, daß künftig bei allen 
Mischfuttermitteln für Nutztiere die Gehalte an 
Rohprotein, Rohfett, Rohfaser und Rohasche anzu-
geben sind. Darüber hinaus müssen nach dem Ver-
ordnungsentwurf künftig bei fast allen Mischfutter-
mitteln für Schweine und Geflügel die Gehalte an 
Stärke und Zucker sowie bei Mischfuttermitteln 
für Rinder, Schafe und Ziegen — außer Jung-
tieren — die Gehalte an Calcium, Natrium und 
Phosphor angegeben werden. Die Energiezahl ist 
als fakultative Angabe vorgesehen. In diesem Falle 
kann unter bestimmten Voraussetzungen die An-
gabe der Zucker- und Stärkegehalte entfallen. 

Bei den meisten Mischfuttermitteln, die nicht als 
Normtyp in den Verkehr gebracht werden, sind be-
reits nach den geltenden Vorschriften weitere In-
haltsstoffe anzugeben, z. B. die Gehalte. an Lysin, 
Calcium, Natrium und Phosphor bei Mischfuttermit-
teln für Mastschweine sowie Methionin, Calcium, 
Natrium und Phosphor bei Mischfuttermitteln für 
Hühnerküken und Legehennen. 

Die Frage, ob und gegebenenfalls in weichem 
Umfang Angaben über Gemengteile von Mischfut-
termitteln zwingend vorgeschrieben werden sollen, 
läßt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht ab-
schließend beantworten, weil die Beratungen hier-
über mit den Bundesländern und beim Rat der Euro-
päischen Gemeinschaften noch nicht abgeschlossen 
sind. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Oostergetelo (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß die Futter-
mittelindustrie und die Mischfutterhersteller in der 
Lage sind, für die angegebenen Inhaltsstoffe jeweils 
für jede einzelne Mischfutterpartie chemische Ana-
lysen zu erstellen, oder kann man nicht besser an-
nehmen, daß es sich hier im wesentlichen um theo-
retische Werte handelt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Mischfutterhersteller muß in jedem Einzelfall dafür 
garantieren, daß die deklarierten Inhaltsstoffe bzw. 
daß die beim Normtyp-Mischfuttermittel vorge-
schriebenen Mindest- und Höchstwerte eingehalten 
werden. Auf welche Weise dies sichergestellt wird, 
liegt in der Verantwortung des jeweiligen Unter-
nehmens. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Oostergetelo (SPD) : Herr Staatssekretär, ist bei 
der eventuell vorgesehenen freiwilligen Futtermit-
telselbstkontrolle nicht zu befürchten, daß für die 
Landwirte weder mehr Informationen noch die tech-
nischen Möglichkeiten vorhanden sind, mehr als 
bisher zu gewährleisten, daß die angegebenen 
Werte tatsächlich im Futtermittel enthalten sind? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Futtermittelselbstkontrolle soll nach den Verein-
barungen der Verbände zum 1. Januar 1979 in Kraft 
treten. Ich bin der Meinung, daß wir die praktischen 
Ergebnisse abwarten sollten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Oostergetelo (SPD) : Herr Staatssekretär, hat nicht 
die Angabe der verwendeten Gemengteile im Misch-
futter sehr wohl auch dann eine Aussagekraft, wenn 
man bedenkt, daß die Qualität des einzelnen Fut-
termittels dabei schwanken kann? 
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Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Auf-
fassungen dazu sind sehr unterschiedlich. Auf der 
einen Seite wird festgestellt, daß durch die Angabe 
der Inhaltsstoffe der Wert der Futtermittel aus-
reichend und vollständig gekennzeichnet und daher 
eine obligatorische Gemengteildeklaration nicht er-
forderlich sei. Andere Fachleute sehen in der An-
gabe der Gemengteile zusätzlich zu den Inhalts-
stoffen eine wichtige zusätzliche Informationsmög-
lichkeit. Ich verweise hier beispielhaft auf ein Inter-
view des Leiters der Staatlichen Lehr- und Versuchs-
anstalt für Grünlandwirtschaft und Tierhaltung vom 
Spitalhof im Allgäu, das im „Allgäuer Bauernblatt" 
abgedruckt ist, und auf ein Schreiben der Landwirt-
schaftlichen Untersuchungs- und Forschungsanstalt 
Bonn, in dem es u. a. heißt: 

Der Mischfutterkäufer erhält durch die voll

-

ständige Angabe der Zusammensetzung oder 
wenigstens durch die Nennung einiger beson-
ders wichtiger Komponenten eine warenkund

-

liche Information über Futterwert und Preis-
würdigkeit, die auch durch eine erhebliche Er-
weiterung der obligaten Inhaltsstoffangabe nicht 
zu ersetzen ist. 

Im übrigen darf ich auf die DLG-Formel zur Berech-
nung der Energiezahl für Milchviehfutter verweisen. 
Das Ergebnis nach dieser Formel muß an Hand der 
im Mischfutter verwendeten Gemengteile überprüft 
und gegebenenfalls korrigiert werden. 

Vizepräsident Stücklen: Letzte Zusatzfrage. 

Oostergetelo (SPD) : Herr Staatssekretär, gibt es 
bereits eine Meinungsbildung innerhalb des Bun-
des und der Bundesländer, und teilen Sie meine 
Meinung, daß die Angabe z. B. des Getreideanteils 
oder des Magermilchpulveranteils aus Gründen der 
Kontinuität der Zusammensetzung oder aus Grün-
den der Schmackhaftigkeit und besonders im Inter-
esse der Verwendung hiesiger Rohstoffe politisch 
und wirtschaftlich zumindest wünschenswert ist? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Meinungsbildung bei der Bundesregierung ist noch 
nicht abgeschlossen. Wir kennen auch noch nicht 
ganz die Haltung der Länder. Wir werden das in 
den nächsten Wochen abschließen können. Bis jetzt 
ist es so, daß lediglich Bayern eine offene Dekla-
ration bei Milchviehfutter verlangt hat. Darüber hin-
aus sind Untersuchungen im Gange, die feststellen 
sollen, inwieweit die Futterverwertung bei Mast-
schweinen vom Getreideanteil im Mischfutter ab-
hängig ist. Dies alles muß wissenschaftlich überprüft 
werden. Nach dem derzeitigen Stand des Entwurfs 
einer EG-Mischfuttermittelverordnung ist die allei-
nige Deklaration von Getreide nicht zulässig. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schröder. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, da mir bekanntgeworden ist, daß 
Sie in der letzten Woche in der Stadthalle zu Böb-
lingen unter dem Beifall von über 1 000 Bauern an

-

gekündigt haben, daß Sie sich sehr stark machen 
werden nicht nur für die Deklaration der Inhalts-
stoffe und eine Energiezahl, sondern darüber hinaus 
für die offene Gemengteildeklaration, darf ich die 
Frage an Sie richten: Steht Ihre Aussage nicht in 
einem gewissen Widerspruch zu der Aussage, die 
Sie hier eben gemacht haben, oder hatten Sie bis-
her noch nicht die Zeit, Ihre eigenen Vorstellungen 
an Ihre Beamten weiterzugeben? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das, 
was ich in Böblingen gesagt habe, ist meine private 
Meinung. Hier spreche ich im Auftrag der Bundes-
regierung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist da ein Unter

-

schied?) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Meyer zu Bentrup. 

Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, stimmen Sie mir darin zu, daß im Sinne 
eines optimalen Verbraucherschutzes die Landwirte 
einen Anspruch auf die offene Deklaration im Fut-
termittelrecht haben? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich per-
sönlich kann Ihnen zustimmen, aber — ich muß es 
noch einmal sagen — die Meinungsbildung in der 
Bundesregierung ist noch nicht abgeschlossen. Ich 
persönlich bin dieser Auffassung nicht "erst seit 
heute, sondern bin schon damals, bei der Schaffung 
des Gesetzes vor drei Jahren, dieser Auffassung 
gewesen. 

Vizepräsident Stücklen: Es war ganz eindeutig: 
Hier spricht der Herr Parlamentarische Staatssekre-
tär für die Bundesregierung. 

Keine weiteren Zusatzfragen. Ich rufe Frage 72 
des Herrn Abgeordneten Schartz (Trier) auf: 

Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, nach denen in 
den Niederlanden für die Errichtung landwirtschaftlicher Be-
triebsgebäude bis zu 50 v. H. Zuschüsse gewährt werden, und 
ist ihr gegebenenfalls bekannt, in welcher Form diese Hilfen 
gewährt werden? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
möchte die beiden Fragen des Kollegen Schartz ge-
meinsam beantworten. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Kollege Schartz, sind 
Sie damit einverstanden? 

(Schartz [Trier] [CDU/CSU] : Ja, natürlich, 
Herr Präsident!) 

— Dann rufe ich zugleich Frage 73 des Herrn Abge-
ordneten Schartz (Trier) auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung im Falle der Bejahung der 
Frage 72 eine solche Förderung unter dem Gesichtspunkt der 
Wettbewerbsgleichheit der europäischen Landwirtschaft, und was 
gedenkt sie zu tun, um eine echte Wettbewerbsgleichheit zwi-
schen der deutschen und der niederländischen oder der Land-
wirtschaft in anderen europäischen Mitgliedstaaten herzustellen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, nach 
den der Bundesregierung vorliegenden Informatio-
nen wird die Errichtung landwirtschaftlicher Be- 
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Parl. Staatssekretär Gallus 
triebsgebäude in den Niederlanden im Rahmen der 
Richtlinie 72/159/EWG gefördert. Zinsverbilligun-
gen zur Betriebsentwicklung werden jedoch nur für 
Darlehen bis zu einem Höchstbetrag von 240 000 
Gulden gewährt. Früher lag dieser Höchstbetrag 
noch bei 300 000 Gulden. 

Seit dem .Inkrafttreten des Investitionsberech-
nungsgesetzes, des sogenannten WIR-Gesetzes, vom 
24. Mai 1978 wird der Höchstbetrag für die Zinsver-
billigung nach der Richtlinie 72/159/EWG um 25 % 
gekürzt. Für die verbleibenden 180 000 Gulden be-
trägt die Zinsverbilligung bei den ersten 75 000 Gul-
den 5 %, für den Restbetrag 2 %. Die Mindestzins-
belastung beträgt jedoch in jedem Fall 3 %. Für den 
Bereich Eier und Geflügel kann die einzelbetrieb-
liche Förderung entsprechend der Richtlinie 72/159/ 
EWG nicht in Anspruch genommen werden. Für den 
Bereich Schweinefleisch gelten ebenfalls die ein-
schränkenden Bedingungen der vorgenannten Richt-
linie. 

Darüber hinaus besteht für die gesamte nieder-
ländische Wirtschaft die Möglichkeit, die Investi-
tionsförderung nach dem vorgenannten Investitions-
berechnungsgesetz, dem WIR-Gesetz, in Anspruch zu 
nehmen. Dieses Gesetz sieht neben einer Grundprä-
mie von 23 % für Neubauten bzw. 15 % für beste-
hende Gebäude Zuschläge für kleinere Investitionen, 
für Betriebsverlagerungen, für Investitionen in be-
nachteiligten Gebieten und für Großinvestitionen 
vor. Zu den Einzelheiten des Sachverhalts und der 
Stellungnahme der Bundesregierung darf ich auf die 
Beantwortung der Fragen 43 in der 111. Sitzung und 
61, 62 sowie 64 in der 113. Sitzung des Deutschen 
Bundestages hinweisen. 

Die Bundesregierung hat diese niederländische 
Regelung im Rahmen der Sitzung der EG-Agrar-
minister vom 20./21. November 1978 unter Hinweis 
auf ihre besonders negativen Auswirkungen auf die 
Märkte für Eièr und Geflügel angesprochen und 
die Kommission aufgefordert, die niederländischen 
Maßnahmen dringend auf ihre Vereinbarkeit mit 
den Wettbewerbsbestimmungen des EG-Vertrages 
zu untersuchen. 

Die Kommission der EG hat eine umgehende und 
intensive Überprüfung zugesagt. Unabhängig hier-
von haben auf verschiedenen Ebenen bilaterale 
Gespräche und Verhandlungen stattgefunden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
habe ich Sie richtig verstanden, daß es sich hier 
um eine zusätzliche nationale Förderung neben den 
Förderungsmöglichkeiten im Rahmen der EG han-
delt, die sich nur auf den Bereich „Eier und Geflü-
gel" bezieht, oder umfaßt die Förderung doch alle 
landwirtschaftlichen Produktionsbereiche? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Sie haben mich wohl 
falsch verstanden. Es ist so, daß diese allgemeine 
EG-Förderung — und das habe ich erklärt — um 
25 % gekürzt worden ist. Das ist dieselbe Förde-
rung, die wir auch hier in der Bundesrepublik ge

-

währen. Darüber hinaus gibt es nach dem WIR-
Gesetz eine allgemeine Förderung, die allen Wirt-
schaftsbereichen — auch der ganzen Landwirtschaft 
— zusteht. Das ist ja der schwierige Punkt, von dem 
wir glauben, daß er wettbewerbsverzerrend ist. 
Aber er ist — das muß ich hier noch einmal beto-
nen, wie schon in den vorhergehenden Anfragen — 
von  der Kommission damals bei der Einführung ge-
nehmigt worden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sehen Sie durch diese zusätzliche und ja sehr hohe 
Förderung der niederländischen Landwirtschaft 
nicht die Gefahr, daß sich eine Verlagerung der 
landwirtschaftlichen Produktion nach den Nieder-
landen hin bemerkbar machen wird? Sehen Sie 
nicht auch die Gefahr, daß hier mit Mitteln der 
EG, die ja zu einem wesentlichen Teil aus deutschen 
Finanzmitteln bestehen, diese Überschüsse besei-
tigt werden müssen? Halten Sie es nicht für richtig, 
daß die Bundesregierung darauf hinweist, daß damit 
jegliche Basis einer gemeinsamen Agrarstruktur-
politik verlorengehen wird? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich teile 
Ihre Befürchtungen. Die Gefahr einer Verlagerung 
bei Weiterbestehen dieser einseitigen Förderung in 
den nächsten Jahren, die hier anscheinend in Be-
tracht gezogen wird, würde bedeuten, daß erhebli-
che zusätzliche Kapazitäten im Veredelungsbereich 
der Agrarwirtschaft in Holland aufgebaut werden, 
die andererseits die Märkte in der Bundesrepu-
blik erheblich belasten müssen. Die Bundesregie-
rung sieht das Ganze als eine Wettbewerbsverzer-
rung an und hat dementsprechend auch bei der 
Kommission interveniert. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Spies von Büllesheim. 

Dr. Freiherr  Spies von Büllesheim (CDU/CSU) : 
Herr Staatssekretär, angesichts der Tatsache, daß 
die von Ihnen genannten niederländischen Förde-
rungsprogramme und Zahlen gedanklich schwer 
nachzuvollziehen sind, frage ich, ob die Bundesre-
gierung bestätigt, daß diese Förderungen zusam-
mengenommen jedenfalls im Bereich der Geflügel-
wirtschaft in den Niederlanden einen Förderungs-
betrag von 47,5 °/o im Einzelfall erreichen können. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann die Höhe, die Sie angeben, hier jetzt nicht 
bestätigen. Tatsache ist, daß die Förderungsposi-
tionen sich aus verschiedenen Bereichen zusammen-
setzen. Unter besonders günstigen Umständen 
könnte das wohl sein. Ich müßte das prüfen lassen, 
ob die Zahl sich so hoch hinauf bewegt. 

Vizepräsident Stücklen: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU) : 
Herr Staatssekretär, darf ich aus Ihren vorangegan- 
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Dr. Freiherr Spies von Büllesheim 
genen Ausführungen schließen, daß die Bundes-
regierung sich darüber klar ist, daß nach dem Eier-
markt, wo diese Wirkungen jetzt deutlich werden, 
die gleichen Entwicklungen auch z. B. auf dem 
Schweinemarkt, auf dem Hähnchenmarkt und in 
anderen Bereichen landwirtschaftlicher Veredelun-
gen einsetzen werden, wenn die Bundesregierung 
sich nicht energisch auf europäischer Ebene gegen 
diese Entwicklung stellt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, weil 
das für die Bundesregierung sonnenklar ist, hat sie 
bereits gehandelt. 

(Heiterkeit — Sehr gut! bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schröder. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, kann die Bundesregierung Auskunft 
darüber geben, oder kann sie zumindest klären, ob 
es zutrifft, was häufig behauptet wird: daß unter die 
von Ihnen genannten Förderungsmaßnahmen der 
niederländischen Regierung auch Investitionsförde-
rungen für die niederländischen Landwirte fallen, 
die einen landwirtschaftlichen Betrieb in der Bun-
desrepublik gekauft oder gepachtet haben? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
kann ich aus dem Stegreif nicht bestätigen. Ich bin 
aber gerne bereit, das prüfen zu lassen und das Er-
gebnis Ihnen schriftlich mitzuteilen. 

(Schröder [Wilhelminenhof] [CDU/CSU] : 
Danke schön!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Dann rufe ich den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Be-
antwortung steht uns der Parlamentarische Staats-
sekretär Buschfort zur Verfügung. 

Die Fragen 76 — des Abgeordneten Pfeffermann 
— und 82 — des Abgeordneten Dr. Langguth — 
werden auf Wunsch der Fragesteller schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe Frage 74 — des Herrn Abgeordneten Höl-
scher — auf: 

Wie viele Studenten der Humanmedizin wurden in der Zeit 
vom 30. Juni 1978 bis 31. Oktober 1978 zur zivildienstlichen 
Verwendung vorgesehen, und wie viele wurden im gleichen 
Zeitraum nur für ein Semester vom Zivildienst zurückgestellt, 
bzw. in wieviel Fallen wurde die Einberufung auf einen Zeit-
punkt nach Beginn des Studiums verlegt, um dem Zivildienst-
pflichtigen die Möglichkeit zu geben, seinen Studienplatz zu 
sichern? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Hölscher, in der Zeit vom 30. Juni 1978 bis zum 
31. Oktober 1978 sind nach Mitteilung des Bundes-
amtes für den Zivildienst insgesamt 16 zivildienst-
pflichtige Studenten der Humanmedizin für eine zi-
vildienstfachliche Verwendung vorgesehen worden. 

Die Zahl der Medizinstudenten, die während des 
gleichen Zeitraums für die Dauer eines Semesters 
zurückgestellt wurden, um anschließend zur Ablei-
stung des Zivildienstes einberufen zu werden, ist 
nicht bekannt. Es besteht auch keine Möglichkeit, 
diese Zahl festzustellen, da im Zurückstellungsver-
fahren Studenten der Humanmedizin statistisch 
nicht gesondert erfaßt werden. In der Regel werden 
Medizinstudenten nicht während des ersten Seme-
sters, also kurz nach Beginn des Studiums, zur Ab-
leistung des Zivildienstes einberufen. Eine Einberu-
fung während des laufenden ersten Semesters ist je-
doch dann unumgänglich, wenn der Zivildienstpflich-
tige erst kurz vor Vollendung des 28. Lebensjahres 
mit dem Studium begonnen hat. Eine spätere Ein-
berufung — etwa nach Abschluß des Semesters — 
wäre dann nicht mehr möglich, weil er inzwischen 
aus der Wehrpflicht ausgeschieden wäre. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Hölscher (FDP) : Herr Staatssekretär, kann ich nach 
Ihrer Antwort davon ausgehen, daß in dem in Frage 
stehenden Zeitraum und auch vorher jeweils bei Stu-
denten der Humanmedizin generell die zivildienst-
fachliche Verwendung genehmigt wurde? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann nicht sagen, daß die zivildienstfachliche Ver-
wendung generell genehmigt worden ist; denn die 
zivildienstfachliche Verwendung ist eine Frage der 
späteren Verwendungsmöglichkeiten. Nicht in allen 
Fällen stehen geeignete Plätze zur Verfügung,- so 
daß davon auszugehen ist, daß die Entscheidungen 
über die zivildienstfachliche Verwendung im Rah-
men der Möglichkeiten des Bundesamtes erfolgt 
sind. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 75 des Herrn Abgeordneten 
Krey auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung plant, für Kinder aus-
ländischer Arbeitnehmer, deren Kinder im Ausland leben, in 
Zukunft kein Kindergeld mehr zu zahlen, und sieht die Bundes-
regierung im Fall der Nichtweiterzahlung an solche Arbeitneh-
mer auch die Gefahr, daß dann in verstärktem Maß ausländi-
sche Arbeitnehmer ihre Kinder in die Bundesrepublik Deutsch-
land nachkommen lassen werden? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Krey, 
die Bundesregierung beabsichtigt nicht, ausländische 
Arbeitnehmer, deren Kinder im Ausland leben, 
künftig vom Kindergeldbezug auszuschließen. Sie 
hat mit den Anwerbeländern im Rahmen von zwi-
schenstaatlichen Abkommen die Zahlung von Kin-
dergeld auch für im Heimatland lebende Kinder ver-
einbart. Eine Änderung dieser Abkommen ist nicht 
beabsichtigt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 77 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kraske auf: 

Trifft es zu, daß Zivildienstleistenden aus zwingenden dienst-
lichen Gründen anfallende Überstunden durch Freizeitgewährung 
abgegolten werden und daß dies in Ausnahmefällen erst zum 
Ende ihrer Dienstzeit geschieht, so daß sich ihre tatsächliche 
Dienstleistung dadurch verkürzt, während es eine vergleichbare 
Regelung für Grundwehrdienstleistende nicht gibt? 
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Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kraske, wenn Sie einverstanden sind, würde ich 
gern die Fragen 77 und 78 im Zusammenhang beant-
worten. 

Vizepräsident Stücklen: Ich rufe dann gleichzeitig 
die Frage 78 des Herrn Abgeordneten Dr. Kraske 
auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung gegebenenfalls, diese offen-
kundige Ungleichbehandlung auch in Zukunft weiterzuführen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Die Arbeitszeit 
des Zivildienstleistenden richtet sich nach den Vor-
schriften, die an dem ihm zugewiesenen Arbeits-
platz für einen vergleichbaren Beschäftigten gelten 
oder gelten würden. Soweit solche Vorschriften 
nicht bestehen, finden die für Bundesbeamte gelten-
den Vorschriften über die Arbeitszeit entsprechende 
Anwendung. Geleistete Mehrarbeit wird durch Ge-
währung von Freizeit ausgeglichen, da für den Zivil-
dienst eine Mehrarbeitsentschädigung in Geld nicht 
in Betracht kommt. Diese Mehrarbeit soll innerhalb 
von zwei Wochen unter Berücksichtigung der dienst-
lichen Belange abgegolten werden; in Ausnahmefäl-
len kann dies auch zu einem späteren Zeitpunkt ge-
schehen, wenn sich der Zivildienstleistende einver-
standen erklärt und gesundheitliche Gründe nicht 
den sofortigen Zeitausgleich im Anschluß an die 
Mehrarbeit erfordern. Die Dienstzeit des Zivildienst-
leistenden wird durch den Zeitausgleich nicht ver-
kürzt, denn der Zivildienstleistende bleibt bis zum 
Ende der im Einberufungsbescheid festgesetzten 
Dienstzeit im Zivildienstverhältnis. 

Die unterschiedlichen Regelungen für Soldaten, 
die auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leisten, 
und Zivildienstleistende ergeben sich zwangsläufig 
aus der unterschiedlichen Art ihres Dienstes. Aus 
diesem Grunde kann darin keine Ungleichbehand-
lung im Sinne einer sachlich nicht gerechtfertigten 
Differenzierung zugunsten der Zivildienstleistenden 
gesehen werden. Während sich die Arbeitszeit der 
Soldaten nach den Erfordernissen des Wehrdienstes 
zu richten hat, ergibt sich die Arbeitzeit im Zivil-
dienst aus den Arbeitsbedingungen am jeweiligen 
Arbeitsplatz in der jeweiligen Beschäftigungsstelle; 
dabei sind die entsprechenden tariflichen und be-
trieblichen Regelungen maßgebend. Aus diesem 
Grunde besteht kein Anlaß, insoweit eine Verände-
rung vorzunehmen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte! 

Dr. Kraske (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß es in einem Schreiben des Bun-
desamtes für den Zivildienst an den Oberbürgermei-
ster einer großen westdeutschen Stadt ausdrücklich 
heißt, diese Regelung könne dazu führen, daß bei 
einigen Zivildienststellen den Zivildienstleistenden 
die Überstunden erst zum Ende ihrer Dienstzeit ab-
gegolten würden, daß sich dann — ich sage das ver-
kürzt mit meinen Worten — zwar nicht rechtlich, 
aber tatsächlich die Zivildienstzeit verkürze und daß 
die Regelung also über das von Ihnen Vorgetragene 
hinausgeht? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Kraske, ich habe schon gesagt, daß in Ausnahmefäl-
len eine solche Möglichkeit gegeben ist, wenn die 
dienstlichen Belange es erfordern und der Zivil-
dienstpflichtige selbst mit einer solchen Regelung 
einverstanden ist. Unter diesen Bedingungen ist eine 
zeitliche Verschiebung denkbar. Ich gehe aber davon 
aus, daß dies nicht der Regelfall, sondern die Aus-
nahme ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte! 

Dr. Kraske (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt — ich nehme das an, aber ich muß 
das in die Frageform kleiden —, daß das Bundes-
verfassungsgericht ausdrücklich festgestellt hat, daß 
es sich beim Zivildienst um einen Ersatzdienst han-
delt, und wenn ja, warum soll man dann nicht die 
Überstundenregelung bei Zivildienstleistenden dem 
angleichen, was für junge Wehrpflichtige gilt? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Kraske, wenn wir hier nur den direkten Vergleich 
vorzunehmen hätten, wäre Ihre Darstellung sicher-
lich erlaubt. Da aber der Zivildienstleistende in 
tarifvertragliche Gestaltungen, in eine Betriebsver-
einbarung oder in eine Betriebsordnung eingebun-
den ist, und zwar auch mit der Möglichkeit, bei ent-
sprechendem Verhalten unter Umständen betriebs-
störend zu wirken, glaube ich nicht, daß die von 
Ihnen genannte Unterschiedlichkeit verfassungs-
rechtliche Fragen aufwirft. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

 
Dr. Kraske (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 

Sie der Ansicht, daß es im Blick auf die von allen 
Seiten dieses Hauses für notwendig und wünschens-
wert gehaltene Neuregelung des Anerkennungsver-
fahrens für Kriegsdienstverweigerer besonders hilf-
reich und wünschenswert ist, die Besserstellung von 
Zivildienstleistenden, die allein schon durch die un-
vermeidliche heimatnahe Unterbringung gegeben 
ist, noch dadurch auszuweiten, daß Zivildienstlei-
stende Überstunden mit Rechtsanspruch abfeiern 
dürfen, während bei Soldaten daran überhaupt nicht 
zu denken ist? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Kraske, es ist zutreffend, daß im Zusammenhang mit 
dem Verfassungsgerichtsurteil noch eine Anzahl von 
Fragen beraten und behandelt werden muß. Ich bin 
auch der Auffassung, daß wir diese Fragenbereiche 
noch einmal einbeziehen sollten; ich weiß auch, daß 
wir hier die Vergleichbarkeit herzustellen haben. 
Aber es besteht nach dem geltenden Recht keine 
Möglichkeit, eine Veränderung herbeizuführen. Ich 
denke, es wäre aber möglich, diese Frage bei der 
Neuregelung mitzuberaten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine letzte Zusatzfrage. 
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Dr. Kraske (CDU/CSU) : Können Sie mir also be-
stätigen, daß es die Bundesregierung auf absehbare 
Zeit willentlich und wissentlich dabei belassen will, 
daß junge Wehrpflichtige keinerlei Rechtsanspruch 
auf den Ausgleich für Überstunden haben, während 
Zivildienstleistende dies haben sollen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Kraske, ich glaube, daß Ihre Darstellung nicht zu-
treffend ist. Sie dürfen dies nicht allein so betrach-
ten, daß der Zivildienstleistende Überstunden in 
vollem Umfang abfeiern kann, sondern Sie müßten 
auch den Gesichtspunkt gelten lassen, daß sich der 
Zivildienstpflichtige den Ordnungen eines Betriebes 
oder einer Organisation mit den jeweils gegebenen 
Maßstäben unterzuordnen hat. Diese Maßstäbe kön-
nen im Einzelfall auch durchaus schwieriger als im 
Bereich des Wehrdienstes sein, und die Freizeit 
kann im Einzelfall auch geringer als beim Wehr

-

pflichtigen ausfallen. Ich gestehe Ihnen allerdings zu, 
daß auch diese Fragen mit in die zukünftigen Bera-
tungen einbezogen werden können. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gewünscht. Die Fragestunde ist ge-
schlossen. 

(V o r s i t z: Präsident Carstens) 

Präsident Carstens: Ich rufe Punkt 2 der Tages-
ordnung auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 
über die Ergebnisse des Europäischen Rates 
in Brüssel 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Sommer hatten wir auf einer 
Sitzung des Europäischen Rates in Bremen die 
Grundzüge für ein System erörtert, das zu einer 
Zone der Währungsstabilität in Europa führen soll. 
Nach vielfältigen Arbeiten der letzten Wochen und 
Monate haben alle neun Mitgliedstaaten gestern in 
Brüssel gemeinsam beschlossen, dieses System zum 
1. Januar 1979 einzuführen. Die Texte sind heute 
nacht veröffentlicht worden und werden alsbald auch 
dem Bundestag zur Verfügung stehen. 

Dieses Europäische Währungssystem hat, wie ich 
schon sagte, das Ziel, ein höheres Maß an Währungs-
stabilität herbeizuführen, und dies sowohl zwischen 
den einzelnen Währungen als auch für jede einzelne 
Währung nach innen. Man kann sagen, es sei ein 
grundlegendes Element in einem umfassenderen 
Konzept, das auf nachhaltiges Wachstum in Preis-
stabilität, auf eine schrittweise Rückkehr zur Voll-
beschäftigung und auf Verringerung regionaler Dis-
paritäten gerichtet ist. Dieses gemeinsame Wäh-
rungssystem wird die wirtschaftspolitische Konver-
genz innerhalb der Gemeinschaft erleichtern und dem 
Prozeß der Europäischen Union Impulse geben. Wir 
erwarten aber auch, daß dieses System eine stabili-
sierende Wirkung ausüben wird auf die internatio-
nalen, über die Grenzen der Gemeinschaft hinaus 

gerichteten Wirtschafts- und Währungsbeziehungen. 
Es wird zweifellos insofern in gleicher Weise im 
Interesse der Industrieländer wie der Entwicklungs-
länder liegen. 

Wenn ich sagte, daß neun Staaten dies gemein-
sam beschlossen haben, so ist zu betonen, daß es bei 
drei Staaten eine Reservation gibt bezüglich des Mit-
machens bei einem bestimmten Teil. Wie erwartet, 
hat das Vereinigte Königreich erklärt, sich gegen-
wärtig noch nicht am gemeinsamen Wechselkurs-
und Interventionsmechanismus beteiligen zu können. 
Die italienische Regierung und ebenso die irische 
Regierung haben erklärt, daß sie Bedenkzeit brau-
chen, um in ihren Kabinetten und mit den sie tra-
genden politischen Kräften zu Hause darüber zu be-
raten, ob sie sich jetzt zum 1. Januar an dem ge-
meinsamen Wechselkurs- und Interventionssystem 
beteiligen können. Wir erwarten die Stellungnahme 
dieser beiden Regierungen im Laufe der nächsten 
Woche. 

Ich sprach davon, daß diese Arbeiten in den letz-
ten Wochen und Monaten sorgfältig vorbereitet 
worden sind. Da ist auch eine ganze Menge recht-
licher Erwägungen zu prüfen gewesen, nicht nur 
solche währungstechnischer Art, wie es den Anschein 
gehabt haben mag, und nicht nur wirtschaftspoliti-
scher und agrarpolitischer Art. Natürlich hat das Sy-
stem Auswirkungen auf die Rechenmodalitäten in 
der monetären Agrarpolitik oder agraren Monetär

-

politik — wie soll man es nennen? Ich weiß es nicht, 
Herr Ritz. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang Dank sagen 
an die Adresse des Bundesfinanzministers, seines 
Staatssekretärs Lahnstein, ebenso Dank sagen an 
den Herrn Präsidenten der Bundesbank, Dr. Emmin-
ger, an seinen Vizepräsidenten und an die Herren 
des Zentralbankrates insgesamt, die ja alle in diese 
Vorarbeiten einbeschlossen gewesen sind. Die Bun-
desbank hat ihre Verantwortung voll ausgeschöpft. 
Wir haben das begrüßt. Sie wird im übrigen natür-
lich auch bei der Ausführung dieser Beschlüsse ge-
meinsam mit den anderen europäischen Zentral-
banken eine wichtige Rolle spielen. 

Ich will ausdrücklich darauf hinweisen, daß die 
bis jetzt allein beschlossene Anlaufphase dieses 
Systems für die nächsten zwei Jahre auf der Basis 
von Vereinbarungen unter den Notenbanken proze-
dieren wird. Es handelt sich nicht um einen zur 
Ratifikation vorzulegenden völkerrechtlichen Ver-
trag, es handelt sich nicht um eine Ergänzung der 
Römischen Verträge. Dies alles wird für einen Zeit-
punkt in etwa zwei Jahren ins Auge gefaßt. Aber 
das, was ab 1. Januar passiert, ist Zusammenarbeit 
unter den Notenbanken auf der Basis einer Über-
einkunft unter neun Regierungen, von denen sich, 
wie gesagt, drei vorbehalten haben, später beizu-
treten; zwei von diesen drei Regierungen haben 
gesagt, sie werden sich in der nächsten Woche er-
klären. 

Ich nehme an, daß auch die anderen Parlamente 
Europas in dieser oder in der nächsten Woche ähn-
liche Debatten führen werden, wie wir sie heute 
gemeinsam für notwendig halten. 
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Für die Bundesregierung und, ich denke, für die 

Bundesrepublik Deutschland und auch für die Ge-
meinschaft als Ganze muß bedauert werden, daß es 
unsere britischen Freunde nicht für möglich gehal-
ten haben, sich schon ab 1. Januar am Wechselkurs-
und Interventionsmechanismus zu beteiligen. Sie 
hatten uns dies vor geraumer Zeit wissen lassen. 
Ich habe aber das Gefühl — ich will hier niemandem 
zu nahe treten; ich muß auch vorsichtig sein, jeman-
dem Gedanken zu imputieren, die er so nicht aus-
gesprochen hat —, daß es starke Kräfte in England 
gibt, die vielleicht — was Englands Teilnahme 
angeht — auf einen nicht allzu fernen Zeitpunkt hin-
steuern. 

Ich habe natürlich Verständnis für die italienische 
Situation, wenngleich ich — wie ich hier einfügen 
darf — die besonders große Bandbreite, die Italien 
beabsichtigte in Anspruch zu nehmen — und in An-
spruch nehmen wird, für den Fall, daß es sich in der 
kommenden Woche noch zum Beitritt entschließen 
würde —, die wir schließlich zwar akzeptiert haben, 
weil Kompromisse immer nur zustande kommen 
können, wenn jedermann mit seinen vitalen Interes-
sen ausreichend zum Zuge kommt, nicht gerne in 
Kauf genommen habe, und zwar weil ich nicht glau-
be, daß diese besondere Bandbreite dem ganzen 
System zusätzliche Festigkeit gibt; und weil ich auch 
nicht überzeugt bin, daß es unbedingt im Interesse 
des Vertrauens in die betroffene nationale Währung 
liegt, wenn sie von vornherein mit einer großen 
Bandbreite antritt. 

Ich muß ein Wort des besonderen Verständnisses 
für die irische Position sagen. Das irische Pfund ist 
seit 160 Jahren traditionell im Verhältnis 1 : 1 mit 
dem englischen Pfund Sterling verbunden, was dazu 
geführt hat, daß der irische Geld- und Kapitalmarkt 
in London stattfindet; was dazu geführt hat, daß 
trotz der Teilung der irischen Insel in Nordirland 
und in der Republik gleichwohl das gleiche Geld gilt. 
Das alles wirft natürlich bei einem Nichtbeitritt 
Englands zu diesem System für unsere irischen 
Freunde außerordentliche Probleme auf, für die man 
Verständnis haben muß, falls sie zu einer anderen 
endgültigen Entscheidung führen. Ich würde eine 
solche Entscheidung nicht für endgültig ansehen. 
Falls sie käme, würde sie sicherlich bis zu dem Zeit-
punkt befristet sein, wo sich auch Großbritannien 
zum Beitritt zum Wechselkurs- und Interventions-
mechanismus entscheiden würde. 

Ich will aber betonen, daß alle übrigen Teile — 
mit Ausnahme dieses Kapitels Wechselkursmecha-
nismus und Interventionsmechanismus an den Devi-
senmärkten — der gestrigen Beschlüsse operativ für 
alle neun Mitgliedstaaten gelten. Es sind Beschlüsse, 
die die Gemeinschaft binden — Ratsbeschlüsse. 

Zur Bewertung will ich darauf hinweisen, daß sich, 
als vor 21 Jahren die Römischen Verträge geschlos-
sen wurden, natürlich niemand der damals beteilig-
ten verhandlungsführenden Personen noch eines der 
ratifizierenden Parlamente vorgestellt hat, daß sich 
die Währungen der sechs Staaten, die sich damals 
zu einem gemeinsamen Markt zusammengeschlos-
sen hatten, von Tag zu Tag würden gegeneinander 
verschieben können, sondern man ist bei Begrün-

dung des gemeinsamen Marktes von der selbstver-
ständlichen Voraussetzung fester Wechselkurse in-
nerhalb des Marktes ausgegangen — so, wie die 
bayerische oder die baden-württembergische Volks-
wirtschaft natürlich davon ausgeht, daß eine Mark 
in Bayern und eine Mark in Baden-Württemberg 
dasselbe sind und daß es nicht eines Tages eine 
baden-württembergische Mark und eine bayerische 
Mark gibt. 

(Unruhe) 

— Ich sehe nicht, daß das ein unziemliches Beispiel 
gewesen wäre, meine Damen und Herren. 

Das unvorhergesehene und bei der Konstruktion 
des gemeinsamen Marktes nicht berücksichtigte 
Auseinanderfallen der Währungen hat eine Reihe 
von Gefährdungen ausgelöst. Wir haben mit dem — 
mit dem für den Nichthistoriker kaum noch ver

-

ständlichen Wort „Schlange" bezeichneten — Wäh-
rungsverbund versucht, dem entgegenzutreten. Das 
ist innerhalb einer kleineren Zahl von Gemein-
schaftsländern auch möglich gewesen. Diejenigen, 
die an diesem Währungsverbund, „Schlange" ge-
nannt, nicht teilgenommen haben, sind dabei nicht 
nur glücklich gefahren. 

Man kann die negativen Erfahrungen mit dem 
Auseinanderdriften der europäischen Währungen 
am besten belegen, wenn man sich die Statistik an-
schaut und sieht, wie seit den Währungsunruhen, 
die seit 1973/74 besonders kräftig geworden sind, 
der innergemeinschaftliche Wirtschaftsaustausch ge-
genüber dem außenwirtschaftlichen Austausch 
außerhalb der Gemeinschaft relativ zurückgeblieben 
ist. Während von 1957 bis zum Jahre 1973 der 
Wirtschaftsaustausch innerhalb der Gemeinschaft 
ständig schneller gewachsen ist als der Weltwirt-
schaftsaustausch — dadurch drückte sich ja der zu-
nehmende Integrationsprozeß des Gemeinsamen 
Marktes aus —, ist in den letzten drei, vier Jahren 
der innergemeinschaftliche Handel gegenüber dem 
Welthandel relativ zurückgeblieben. Dadurch drückt 
sich eine quantitativ ins Gewicht fallende Desinte-
gration auf Grund der Währungsverschiedenheiten 
aus. 

Wenn man das noch drei, vier, fünf oder noch 
mehr Jahre laufen ließe, müßte ich fürchten, daß 
dadurch nicht nur der gemeinsame Agrarmarkt zer-
stört würde. Der ist durch den Währungsauseinan-
derfall schon zerstört. Ihn gibt es in Wirklichkeit 
nicht. Es gibt nicht denselben Preis für einen Liter 
Milch oder für ein Pfund Butter in zwei verschie-
denen europäischen Ländern; jedenfalls nicht für 
die Konsumenten, sondern den gleichen Preis gibt 
es nur für die Rechner. Der Agrarmarkt ist also 
schon auseinandergefallen. Der Agraraustausch ist 
heute in- Europa schwieriger als vor 50 Jahren. 
Seinerzeit brauchte man nur Zölle zu bezahlen. 
Heute muß man unglaubliche Berechnungen anstel-
len, um zu wissen, was man für ein Pfund Butter 
verlangen darf. 

Über den Zerfall des Agrarmarktes hinaus wäre 
auch ansonsten der Gemeinsame Markt gefährdet. 
Bei manchen könnte wohl auch die wirtschaftspoli-
tische Disziplinierung durch die Rücksicht auf die 
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eigene Währung — genauer gesagt: auf die eigene 
Zahlungsbilanz — abnehmen, so daß die Ausein-
anderentwicklung in stabile und weniger stabile 
Volkswirtschaften eher noch zunehmen könnte. 

Ermöglicht worden sind die Beschlüsse, die ge-
stern nacht gefaßt wurden und seit einem halben 
Jahr vorbereitet worden waren, durch ein zuneh-
mendes geldpolitisches Stabilitätsbewußtsein in den 
Mitgliedsländern. Wenn man sich z. B. die Inflations-
raten der europäischen Mitgliedsländer im Jahre 
1973 und 1974 anschaut und sie mit den Inflations-
raten vergleicht, die all diese Nachbar- und Part-
nerländer heute erreicht haben, dann ist die Dämp-
fung der Inflation, die zwar in vielen Fällen nicht 
ausreicht, gleichwohl doch als ein wichtiger Erfolg 
der Umkehr des Bewußtseins nicht nur der Regie-
rungen, auch der Parlamente, der öffentlichen Mei-
nung, der Verbände, der Unternehmungen, der Ge-
werkschaften — wen immer Sie einbeziehen wol-
len — in jenen Staaten anzusehen. Das ist bisher eine 
zwar noch nicht ausreichende, aber doch schon eine 
gewaltige Umkehr gegenüber der Tendenz der 
frühen 70er Jahre, als die Inflationsraten steil berg-
an gingen, zweistellige Ziffern erreichten und zum 
Teil 20 % pro Jahr betrugen. Hier ist eine Umkehr 
eingetreten. Dazu hat sicherlich auch die Politik un-
seres Landes beigetragen. Nur auf der Basis der 
Umkehr der Tendenz, die die Staaten verfolgen, 
kann man es wagen, eine solche Währungsgemein-
schaft ins Werk zu setzen, wie es hier jetzt ge-
schehen wird. 

Natürlich geht es dann im einzelnen auch um 
Währungstechnik. Nach all den vielen Vorbereitun-
gen durch die Fachleute der Zentralbanken und der 
Finanzministerien hat sich nun auch der Europäische 
Rat entsetzlich viel Zeit nehmen und Mühe machen 
müssen, um scheinbar unbedeutende Fragen sehr 
eingehend zu klären und zur Übereinstimmung zu 
führen. In allen Fragen ist Übereinstimmung herbei-
geführt worden. Es gab erhebliche Zugeständnisse 
des einen hier und des anderen dort. Ich will nicht 
verschweigen, daß wir in einigen Punkten sehr gerne 
etwas weiter gegangen wären und in anderen Punk-
ten lieber nicht ganz so weit entgegengekommen 
wären, wie es hier geschah. Aber das gilt für alle 
übrigen acht Staaten ganz genauso wie für uns. 

Die wichtigsten Aspekte des Wechselkurs- und 
Interventionssystems stehen in vollem Einklang mit 
den Forderungen, die die Bundesbank und die Bun-
desregierung gemeinsam im Laufe des Sommers und 
des Herbstes aufgestellt hatten. Ich nenne insbeson-
dere erstens, daß die Interventionsverpflichtungen 
aller Teilnehmer an den Devisenmärkten, d. h. das 
Kaufen schwacher Währungen mit eigener Währung, 
oder das Verkaufen starker Währungen gegen eigene 
Währung, wie z. B. bisher in der „Schlange", ein-
deutig bestimmt sind. Die Verpflichtungen zur Inter-
vention sind eindeutig bestimmt. Zweitens sind 
keine Sonderregelungen für den Saldenausgleich in 
besonderen Fällen vorgesehen. 

Daneben enthält das System Elemente, die es 
ganz deutlich von dem bisherigen Verbund —
„Schlange" genannt — unterscheiden. Dazu gehört 
erstens die Europäische Währungseinheit, die es 

bisher nicht gab — ECU genannt —, die gegen Ein-
lage von Gold und Devisen durch die beteiligten 
Zentralbanken geschaffen wird. Die Fachleute spre-
chen hier von ECU I, weil es später, wenn durch 
ratifikationsbedürftigen Vertrag rechtlich der Euro-
päische Währungsfonds errichtet werden wird, auch 
ECU II geben wird, die man unter Bedingungen und 
bei begrenzten Tranchen gegen Einzahlung eigener, 
nationaler Währungen beim Europäischen Wäh-
rungsfonds erlangen kann. Soweit ist es also noch 
nicht. 

„ECU" ist eine französische Aussprache der eng-
lischen Abkürzung „European Currency Unit" Ich 
habe nichts dagegen, wenn wir uns den Sprachge-
brauch „ECU" angewöhnen sollten. Die Franzosen 
hören das gerne, sie hatten vor Hunderten von 
Jahren schon einmal eine Münzeinheit, die so hieß. 

Der zweite Unterschied gegenüber der Schlange, 
den ich vorhin schon nannte, ist der, daß die Länder, 
die neu beitreten, mit einer großen Marge von 
± 6 % für ihre Wechselkurse beitreten können. Ich 
kann das nicht begrüßen; ich habe es schon ange-
deutet. Aber es ist ein deutlicher Unterschied. 

Der dritte wichtige Unterschied ist der, daß dieses 
ECU-System, das als ein Cocktail, als ein Korb aus 
den neun Währungen gebildet wird — in diesen 
Cocktail werden die Währungen mit verschiedenem 
Gewicht eingemischt —, zusätzlich zu dem bestehen

-

den Paritätengitter der Wechselkurse als Indikator 
für Abweichungen dienen wird. Allerdings löst die-
ser Indikator — ich sagte es schon — keine Ver-
pflichtung zur Intervention aus, wohl aber kann er 
z. B. die Pflicht zur Konsultation auslösen. 

Ich denke, daß zwei Erfahrungen, die sich in dem 
Wechselkursverbund — „Schlange" genannt — erge-
ben haben, sich in dem größeren Teilnehmerkreis 
erneut bestätigen werden: Die erste Erfahrung ist 
die, daß Wechselkursstabilität zu größerem Ver-
trauen aller Beteiligten innerhalb der Volkswirt-
schaft in die Stabilität der eigenen Währungs- und 
Geldverhältnisse führt, zu größerem Vertrauen in 
die Zuverlässigkeit der Rechenbarkeit betriebswirt-
schaftlicher Entscheidungen, kaufmännischer Ent-
scheidungen, zu größerem Vertrauen in die Progno-
stizierbarkeit der Ergebnisse einer wirtschaftlichen 
oder kaufmäninschen Operation, in die man heute 
eintritt und deren Ergebnisse erst in zwei oder drei 
Jahren fällig werden. Zweitens wird sich auch hier 
das bestätigen, was wir in der Schlange erfahren 
haben, nämlich größere Solidarität unter den betei-
ligten Staaten. 

Da ich von der „Schlange" sprach, muß ich hier 
erwähnen — ich lege Wert darauf —, daß die Re-
gierungschefs der Länder Belgien, Holland, Bundes-
republik Deutschland, Luxemburg und Dänemark ge-
stern nacht festgestellt haben, daß diese „Schlange" 
bis zu dem Augenblick, da das neue Währungssy-
stem operationell wird, wie bisher beibehalten und 
funktionieren wird. Sie haben ebenso festgestellt, 
daß sie keine Veränderungen ihrer Wechselkurse 
ins Auge fassen. Präsident Giscard hat für Frank-
reich gestern angekündigt, daß Frankreich dem 
neuen Wechselkurssystem am 1. Januar mit dem 
aktuellen Markkurs — Entschuldigung, „Marktkurs"; 
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das war eine Freudsche Fehlleistung —, mit dem ak-
tuellen Marktkurs des Franc beitreten wird. 

Ich teile die Überzeugung des Europäischen Rats, 
daß dieses System allen teilnehmenden Staaten er-
hebliche Vorteile bringen wird. Ich möchte hinzu-
fügen, daß die Staaten bewiesen haben, daß sie zu 
gemeinsamem Handeln und zu gegenseitiger Soli-
darität durchaus fähig sind. Wir haben Entschlos-
senheit gezeigt, wir haben auch Solidarität gezeigt, 
indem wir denjenigen Partnern helfen, auf deren 
Volkswirtschaft durch das Hinzutreten zu einem sol-
chen Wechselkursverband größere Belastungen zu-
kommen, mit ihren Schwierigkeiten fertig zu werden. 
Allerdings ist ganz klar, daß durch diese Hilfen in-
nerhalb der Gemeinschaft die eigenen Anstrengun-
gen nicht überflüssig werden. 

Die zusätzlichen unterstützenden gemeinsamen 
Maßnahmen für die weniger wohlhabenden Länder 
der Gemeinschaft — dieser Ausdruck hat sich in den 
Verhandlungen eingebürgert, meistens mit dem eng-
lischen Terminus „less prosperous countries" — sol-
len im wesentlichen darin bestehen, daß diese Län-
der für die nächsten fünf Jahre pro Jahr insgesamt 
Darlehen in einer Größenordnung von 1 Milliarde 
ECU in Anspruch nehmen können; das sind, rund 
gerechnet, jedes Jahr 2 ½ Milliarden DM. Diese Dar-
lehen werden im wesentlichen über die internatio-
nalen Märkte finanziert, aber in den Zinsen her-
untersubventioniert, und zwar um 3 %. Diese Sub-
vention der Zinsen müssen wir natürlich zu einem 
ganz erheblichen Anteil tragen. 

Die Bundesrepublik Deutschland war zu größeren 
Leistungen bereit, auch innerhalb des Regionalfonds. 
Wir sind für eine Ausweitung des Regionalfonds 
eingetreten. Wir haben dabei keine ausreichende 
Gegenliebe gefunden. Ich lege Wert darauf, das vor 
dem Deutschen Bundestag ausdrücklich zu erklären. 
Wir waren also zu noch größeren finanziellen 
Opfern bereit. 

Das neue System sieht auch die Assoziierung von 
europäischen Ländern mit besonders enger wirt-
schaftlicher oder finanzieller Bindung an die Euro-
päische Gemeinschaft vor, und zwar an den Wech-
selkurs- und Interventionsmechanismus. Ich will 
erwähnen, daß der norwegische Regierungschef 
Nordli bei seinem kürzlichen Besuch hier das große 
Interesse seines Landes an dieser Entwicklung zum 
Ausdruck gebracht hat. Er und die übrigen Regie-
rungen, die hier in Betracht kommen, sind heute 
nacht informiert worden. 

Ebenso haben wir natürlich unsere nordamerika-
nischen Freunde heute nacht informiert. Ich möchte 
noch einmal betonen, daß dieses System sich — so 
wenig, wie es sich gegen andere europäische Wäh-
rungen richtet — natürlich auch nicht gegen den 
amerikanischen oder den kanadischen Dollar rich-
tet. Freilich kann es uns von den allzu schnellen, 
allzu beweglichen Auf- und Abschwankungen des 
Dollars etwas unabhängiger machen. Das wäre ein 
nützlicher Nebeneffekt. Ich denke, daß der Haupt-
effekt auf der anderen Seite des großen Teichs ein-
tritt, und zwar in psychologischer Hinsicht. Es wird 
drüben den Stabilitätswillen in bezug auf die eigene 

Währung stärken. Und das kann nur zum Vorteil 
der ganzen Welt sein. 

Es gibt sicherlich auch ganz andere Stimmen der 
Bewertung als die, die ich hier ausgesprochen habe. 
Ich habe vor mir Auszüge aus einer der führenden 
kommunistischen Zeitungen Westeuropas — ich 
will sie nicht vorlesen — in der schärfsten und pole-
mischsten Sprache, die man sich vorstellen kann. 
Vielleicht darf ich aber eine andere Pressestimme 
vorlesen, weil ich mich weitgehend damit gleich-
setzen möchte. Der „Figaro" schreibt heute morgen: 

Die europäische Dynamik ist keinesfalls ge-
brochen, wie viele beidseits des Kanals und 
beidseits der Alpen sagen und denken werden. 
Zweitens. Dennoch zeigte dieser Gipfel eine 
echte Gefahr für die Zukunft. Die Leute haben 
die Wichtigkeit der Bildung einer Zone der 
Währungsstabilität in Europa noch nicht begrif-
fen, die doch gleichzeitig die Bemühungen um 
Verringerung der Preissteigerungen unterstüt-
zen und die Bemühungen um das Erreichen 
eines ausgeglichenen Wachstums belohnen 
würde. Drittens. Die öffentliche Meinung muß 
die Vorteile des europäischen Währungssy-
stems begreifen, damit neue Fortschritte er-
reicht werden können. 

So weit diese französische Zeitung. 

Allgemein werden, nehme ich an, in vielen Län-
dern die noch nicht ergangenen Beitrittsbeschlüsse 
der drei erwähnten Länder bedauert. Der Präsident 
der Kommission hat das Gesamtergebnis gestern 
einen begrenzten Erfolg genannt. Das kann man so 
unterschreiben. 

Zum Schluß: In wenigen Wochen geht die deut-
sche Präsidentschaft in den Räten der Gemeinschaft 
zu Ende, auch im Europäischen Rat. Man kann viel-
leicht vier Akzente hervorheben, welche die deut-
sche Präsidentschaft gekennzeichnet haben: Zum 
ersten ist die Entscheidung über das Europäische 
Währungssystem zu nennen, die uns in Richtung 
auf Stabilität, in Richtung auf Integration einen 
Schritt vorangebracht hat. Der französische Staats

-

präsident, der ja von Anfang an ein Initiator die-
ses Währungssystems war und geblieben ist, wird 
die Präsidentschaft ab 1. Januar 1979 übernehmen. 
Man darf zuversichtlich sein, daß das Begonnene 
unter seiner Präsidentschaft gestärkt werden wird. 

Zum zweiten: Nur eine sich wirtschaftlich festi-
gende Gemeinschaft kann die Fragen lösen, die sich 
im Rahmen der Beitrittsverhandlungen mit den drei 
neuen zukünftigen Mitgliedern schon andeuten und 
die dann später über eine Reihe von Jahren — na-
türlich — auch wirtschaftliche Opfer verlangen. 
Es sieht jetzt so aus, als könnten wir die von uns 
selbst gesetzten Zwischenziele bei Ende der deut-
schen Präsidentschaft tatsächlich erreichen: den Ab-
schluß der Sachverhandlungen mit Griechenland 
noch in diesem Monat — wir hatten immer vor, die 
Formalisierung dann unter der französichen Präsi-
dentschaft im nächsten Halbjahr vorzunehmen —, 
den Beginn der sachlichen Verhandlungen mit Por-
tugal und den formalen Ratsbeschluß über die Eröff-
nung von Verhandlungen mit Spanien. 
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sind die Verhandlungen für ein neues Lomé-Ab-
kommen — Lomé II — mit 54 Staaten in Afrika, in 
der Karibik und im Pazifik in Gang gesetzt worden, 
ein Abkommen, das dem Typus nach, wie mir 
scheint, ein hervorragendes Vorbild für den wirt-
schaftlichen Ausgleich zwischen industrialisierten 
Ländern im Norden und rohstoffproduktionsorien-
tierten Entwicklungsländern im Süden ist und sein 
sollte. 

In dem Zusammenhang will ich sagen, daß mir das 
erste Ministertreffen zwischen Ministern zweier 
großer Wirtschaftsregionen, das Herr Kollege Gen-
scher in seiner Eigenschaft als Vorsitzender wäh-
rend dieses halben Jahres im Außenministerrat an-
geregt und dem er vor ein paar Wochen auch prä-
sidiert hat, nämlich das Zusammentreffen der Mini-
ster von neun EG-Staaten und der Staaten des 
ASEAN-Zusammenschlusses in Südostasien, als ein 
Beispiel, als ein Vorbild für zukünftige Entwicklun-
gen sehr begrüßenswert erscheint. Dabei ist nicht 
nur über Außenpolitik, sondern durchaus natürlich 
auch über die wirtschaftlichen Verhältnisse zwi-
schen Süd und Nord geredet worden. Es ist über 
alles gesprochen worden, was sonst noch dazuge-
hört. 

Vierter Akzent: Ohne neues Vertrauen, ohne zu-
sätzliches Vertrauen in die Stabilität der wirtschaft-
lichen Grundlagen der europäischen Integration 
würde möglicherweise auch der politische Anstoß, 
den wir uns von den europäischen Direktwahlen er-
hoffen, ins Leere fallen. Es würde später möglicher-
weise zur Enttäuschung an Stelle der von uns er-
strebten Stärkung des Vertrauens aller Bürger in 
unsere Gemeinschaft kommen. 

Die Bürger Europas erwarten die Lösung konkre-
ter Aufgaben. Das Europäische Währungssystem 
leistet einen konkreten Beitrag. Ich hoffe, daß wir 
die konkrete Arbeit auch unter der französischen, 
später dann unter der irischen Präsidentschaft fort-
setzen werden. Vielleicht darf man dies alles unter 
die Maxime eines Zitates aus dem Munde von Jean 
Monnet stellen, der in diesen Tagen sein 90. Lebens-
jahr vollendet hat. Er hat an einer Stelle gesagt: 
„Was wir getrennt tun, ist falsch. Was wir gemein-
sam tun, ist richtig." 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Häfele. 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die CDU/CSU begrüßt es, daß die 
Bundesregierung unverzüglich nach Beendigung 
der Brüsseler Konferenz den Deutschen Bundestag 
in einer ersten Unterrichtung informiert. Wir aner-
kennen auch, daß in den letzten Wochen und Mona-
ten die Bundesregierung, vertreten durch den Bun-
desfinanzminister oder durch den Staatssekretär 
des Finanzministeriums, im Finanzausschuß bereit-
willig für Auskünfte zur Verfügung stand. Damit 
ist sie unserem Antrag vom 14. September dieses 

Jahres insoweit nachgekommen. Natürlich werden 
wir die Einzelheiten des Ergebnisses von gestern in 
aller Gründlichkeit prüfen müssen und auch im 
Finanzausschuß im einzelnen noch darüber beraten. 

Die CDU/CSU anerkennt die Bemühungen des 
Bundeskanzlers, einen Schritt in Richtung Zusam-
menschluß Europas zu tun und einen Versuch zu 
machen, daß sich in Europa mehr Geldwertstabili-
tät ausbreitet. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 

Die CDU/CSU war immer für jeden Schritt, der 
Europa wirklich voranbringt, und zwar politisch 
und wirtschaftlich, auch währungspolitisch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der FDP) 

Für feste Wechselkurse in Europa werden meh-
rere Gründe angeführt, unter anderem folgende: 

Erstens. Es führe zu einer besseren Voraussehbar-
keit im innergemeinschaftlichen Außenhandel, und 
damit könne dies auch zu einer Stärkung des inner-
gemeinschaftlichen Handels führen. 

Zweitens. Es könne eine Stütze für die Regierun-
gen sein, die mehr tun wollten für Geldwertstabili-
tät und dadurch diese Hilfe bewußt dafür einsetzen 
könnten. 

Drittens. Dieses System könne die politische Ein-
heit fördern, weil es nicht desintegrierend wirke, 
wie man sagt. 

Genau auf diesem Feld haben wir in diesen Tagen 
aber auch schon einige Enttäuschungen erlebt, weil 
es nicht gelungen ist, alle Neun zu einem echten 
Verbund zusammenzuführen. Es handelt sich weit-
gehend nur um eine Aufstockung der bisherigen 
Währungsschlange von fünf Mitgliedern um eines, 
um Frankreich, auf sechs Mitglieder. 

Herr Bundeskanzler, ich mache Ihnen deswegen 
keinen Vorwurf. Es ist gut, daß Sie oder der fran-
zösische Staatspräsident — ganz klar scheint das 
nicht zu sein — nicht auf alle Wünsche von allen 
möglichen Teilnahmestaaten unbedingt eingegangen 
sind. Wir unterstützen Sie und den französischen 
Staatspräsidenten, daß Sie Stabilitätsrisiken nicht 
unverantwortlich eingehen wollen und daß Opfer 
auch nur insoweit zu leisten sind, als sie Europa 
echt voranbringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Natürlich hat ein System von festen Wechselkur-
sen auch Gefahren. Die wirtschaftliche Lage und die 
Inflationsquoten in den einzelnen Ländern Europas 
sind verschieden, teilweise sehr verschieden. Die 
Gefahr ist nicht von der Hand zu weisen, daß 
schließlich eine mittlere Linie der Inflation ent-
steht mit der Neigung, insgesamt die Inflation im-
mer mehr nach oben zu schieben. Das ist gerade für 
uns in Deutschland eine besondere Gefahr, weil wir 
— mühsam genug, aber erfreulicherweise — bei der 
Bekämpfung der Inflationsquoten in den letzten Jah-
ren echte Fortschritte erzielt haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Meine Damen und Herren, dieses wäre wohl nicht 
möglich gewesen ohne freie Wechselkurse und nicht 
möglich gewesen ohne eine Wechselkursanpassungs-
fähigkeit in der sogenannten Mini-Schlange. 

(Zurufe von der SPD) 

Es besteht auch die Gefahr, daß Europa zu einer 
Enttäuschung kommt, falls dieses jetzt begonnene 
System nicht erfolgreich ist, so daß schließlich das 
Gegenteil dessen erreicht wird, was damit beab-
sichtigt ist. 

Die CDU/CSU würdigt die Erklärungen der Bun-
desregierung in den letzten Wochen und Tagen, die 
dahin gehen, daß dieses Europa nur mit mehr Geld-
wertstabilität funktionieren könne. Auf diesem 
Felde werden wir aber nur Erfolge haben, wenn 
verschiedene Voraussetzungen erfüllt werden. 

Erstens. Alle Teilnehmer müssen ihre Politik auf 
der Grundlage der Geldwertstabilität führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gilt der Satz des Londoner Gipfels vom 11. Mai 
1977: „Inflation verringert die Arbeitslosigkeit nicht; 
im Gegenteil, sie ist eine der Hauptursachen." Wir 
haben ja in Europa und in der westlichen Welt in 
den letzten ° Jahren hier leidvolle Erfahrungen mit 
der Inflation gesammelt. 

(Dr. Steger [SPD] : Schönen Gruß an Ihre 
Schwesterpartei!) 

Die Inflation könnte die entscheidende Frage über-
haupt sein in den kommenden Jahren für die Zu-
kunft der freiheitlichen Welt. 

Eine weitere Voraussetzung, die in den kommen-
den Jahren erfüllt sein muß: Wir brauchen auch in 
Zukunft frühzeitige und möglichst geräuschlose 
Wechselkursanpassungen. Sonst kommen die Län-
der mit hoher Geldwertstabilität — etwa die Bun-
desrepublik Deutschland — immer mehr in den 
Zwang, in die Notwendigkeit, schwache Währungen 
laufend aufzukaufen, zu intervenieren, wie man das 
nennt. Wenn das bei uns in Deutschland geschieht, 
müßten wir eine Geldmengenvermehrung vorneh-
men, die mit dem Stabilitätsziel nicht mehr ver-
einbar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nach der Entschließung, die gestern gemeinsam 
gefaßt wurde, ist eine solche Wechselkursanpassung 
nur im gegenseitigen Einvernehmen aller Länder 
und unter Beteiligung der Europäischen Kommission 
möglich. 

Hier besteht die Gefahr, daß die Unabhängigkeit 
der Deutschen Bundesbank verlorengeht oder min-
destens beeinträchtigt wird. Die Deutsche Bundes-
bank darf nicht durch Fehlentwicklungen auf die-
sem Feld daran gehindert werden, ihren gesetz-
lichen Auftrag nach dem Bundesbankgesetz zu er-
füllen, eine Geldmengensteuerung vorzunehmen, die 
mit derer Stabilitätsziel zu vereinbaren ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU hält die Bundesregierung ausdrück-
lich an ihrer Zusage fest, die sie der Deutschen 

Bundesbank gegeben hat, und auch an der Zusage, 
die der Herr Bundesfinanzminister Matthöfer in der 
letzten Woche im Finanzausschuß gegeben hat, daß 
äußerstenfalls auch ohne dieses Einvernehmen eine 
Wechselkursanpassung erfolgen muß. Es darf nicht 
so sein, daß die starken Währungen immer mehr 
intervenieren und damit immer mehr eigene Infla-
tion erzeugen. Die schwachen Währungen müssen 
intervenieren. Und auch die schwachen Währungen 
haben auf die Dauer nichts davon, wenn die ge-
sünderen Währungen krank werden. Sonst wird 
nur die gesamte Gemeinschaft krank. Auf keinen 
Fall darf in diesem Einvernehmen ein politischer 
Mechanismus für gemeinschaftliche Inflationsraten 
auf mittlerem Niveau liegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben in letzter Zeit 
wiederholt Kritiker dieses neuen Systems kritisiert. 
Sie haben u. a. gesagt, wer hier kritisiere, sei gegen 
Europa, er sei nationalistisch oder er sei provinz-
lerisch. Ich glaube, Herr Bundeskanzler, da machen 
Sie es sich doch vielleicht etwas zu einfach. Wenn 
sehr viele Sachverständige — der Wissenschaftliche 
Beirat im Wirtschaftsministerium, die fünf Berater 
der Bundesregierung, also „die fünf Weisen", in der 
letzten Woche, die fünf Institute, die Bundes-
bank und andere, Sachkundige, auch erfahrene Prak-
tiker — warnen, dann sind das keine Provinzler, 
sondern dann haben sie Sorge um' eine gedeihliche, 
inflationsfreie Entwicklung, und das ist ihre Pflicht. 
Derjenige, der in der politischen Verantwortung 
steht, Herr Bundeskanzler, macht sich schuldig, 
wenn er solche Kritik leichtfertig in den Wind 
schlägt, anstatt sie zu beherzigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Kritik und die Kritik der CDU/CSU in den 
letzten Wochen und Monaten haben ja .  auch einen 
Erfolg bewirkt. Was ursprünglich bei der Konferenz 
von Bremen noch vorgesehen war, war in weiten 
Teilen viel gefahrvoller als das, was jetzt zustande 
gekommen ist. Damals war am Beginn dieser Kon-
ferenzserie vorgesehen, einen schwankenden Wäh-
rungskorb als Auslöser für Interventionen einzufüh-
ren. Wenn dies jetzt Realität geworden wäre, hät-
ten wir eine klassische Brutstätte für Inflation in 
Europa. Daß dies abgemildert und verbessert wer-
den konnte, ist ein Erfolg auch der' Opposition in 
diesem Hause. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Kritik der CDU/CSU war verantwortungsbe-
wußt. Sie war hilfreich. Auch unser Antrag vom 
14. September dieses Jahres hat der Bundesregie-
rung in den schwierigen Verhandlungen den Rücken 
gestärkt — so, wie wir in den letzten Jahren die 
Bundesregierung immer unterstützt haben, 

(Zurufe von der SPD und der FDP) 

als es darum ging, Bestrebungen, die im internatio-
nalen Raum vorhanden waren, von uns abzuwen-
den, Bestrebungen nämlich, mit der Scheinlösung 
von mehr Inflation in Deutschland die internationa-
len Währungsprobleme lösen zu wollen. Sie können 
nicht bestreiten, daß die Opposition hier in den letz- 
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ten Jahren immer verantwortungsbewußt hinter der 
Regierung gestanden hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Natürlich, meine Damen und Herren, es bleibt die 
ernsthafte Frage und auch die Sorge — wer wüßte 
das nicht? —, ob angesichts der wirtschaftlichen Un-
gleichgewichte, wie sie in der Welt nun einmal be-
stehen, vor allem angesichts der auseinanderklaffen-
den Inflationsraten letztlich nicht vielleicht doch die 
freien Wechselkurse das geringstmögliche Übel sind. 
Niemand weiß mit Sicherheit, ob angesichts des Um-
feldes letztlich nichts anderes übrigbleibt, als mit 
freien Wechselkursen zu operieren. 

 
Immerhin hat dieses System der freien Wechsel-

kurse in den letzten Jahren ja auch beachtliche Er-
folge gehabt. Unsere Stabilitätserfolge in Deutsch-
land oder die Stabilitätserfolge etwa der Schweiz 
wären wohl ohne dieses freie Wechselkurssystem 
nicht möglich gewesen. Dieses System hat ja huch 
bewirkt, daß inflationierende Länder bestraft und 
zur Verbesserung der Wirtschaftspolitik gezwungen 
worden sind, und wenn sich erfreulicherweise das 
Bewußtsein, von dem Sie, Herr Bundeskanzler, ge-
sprochen haben, da und dort mehr in Richtung Geld-
wertstabilität verändert hat, ist dies auch eine Folge 
der Erfahrungen ,mit diesem System, das eben zu 
mehr Stabilität nötigt. 

Herr Bundeskanzler, Sie selbst haben ja jahrelang 
diese Meinung vertreten. Am 8. April 1976 haben 
Sie vor diesem Hohen Hause — wenn ich zitieren 
darf — wörtlich erklärt: 

Ich will in diesem Zusammenhang aber auch sa-
gen, daß die währungs- und stabilitätspolitische 
Aufgabe des Wechselkursverbundes, also der 
Schlange, dann unweigerlich beeinträchtigt 
wird, wenn in diesem Verbund Währungen von 
Ländern aneinandergebunden sind, deren wirt-
schaftliche Grunddaten eben nicht einigermaßen 
parallel, sondern ... auseinanderstrebend ver-
laufen ... 

Nehmen wir ein anderes Beispiel. Es gibt eine 
Wahlplattform des „Bundes der Sozialistischen und 
Sozialdemokratischen Parteien in der Europäischen 
Gemeinschaft" vom 6. Juni 1977. 

(Zustimmung bei der SPD) 

— Hören Sie bitte zu; ich darf wörtlich zitieren: 

Die europäischen Sozialdemokraten halten am 
Ziel einer europäischen Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion fest. Jedoch ist die Forderung der 
Konservativen, den Währungssektor zum Inte-
grationsmotor zu machen, angesichts der stark 
unterschiedlichen Entwicklung von Produktivi-
tät, Preissteigerungsraten und Zahlungsbilanzen 
der Mitgliedstaaten unrealistisch. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Fortschritte in Richtung auf eine Währungs-
union setzen Erfolge bei der Annäherung der 
wirtschaftlichen Entwicklung in der Gemein-
schaft voraus. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Die Währungsunion ergibt sich als Resultat ei-
ner solchen Angleichung der wirtschaftlichen 
Entwicklung ... 
(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat da vor

-

hin geklatscht?) 
So, meine Damen und Herren, äußern sich auch 

heute viele Sachverständige, und man sollte sie 
nicht als provinzlerisch abtun, wenn sie die Sorge 
äußern, ob dies so überhaupt funktionieren kann. 
Immerhin ist das System von Bretton Woods ge-
scheitert; der Werner-Plan ist nicht zustande ge-
kommen; der wiederholte Versuch, die Schlange 
größer zu machen, ist nicht erfolgreich gewesen. Das 
hat ja seinen Grund. 

Alles in allem, meine Damen und Herren: Wir 
sehen hier einen Versuch mit Chancen, aber auch 
mit Risiken. Der Herr Bundeskanzler hat eine hohe 
Verantwortung für mehr Stabilität in Europa und 
auch für Fortschritte in Europa auf sich geladen. 
Die CDU/CSU wird die Bundesregierung und den 
Bundeskanzler an ihren Erklärungen messen. Wir 
werden alles tun, damit die Risiken möglichst gering 
sind und die Chancen verwirklicht werden. Soweit 
sich in der Übergangszeit, die zunächst für zwei 
Jahre vorgesehen ist, Mängel zeigen, müssen wir 
alles tun, um diese Mängel zu beseitigen. 

Vorrangig für die CDU/CSU: Es darf unter keinen 
Umständen eine europäische Inflationsgemeinschaft 
entstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine europäische Inflationsgemeinschaft wäre kein 
europäischer Fortschritt, sondern wäre ein Rück-
schlag für Europa und würde letztlich zur Zerstö-
rung des freiheitlichen Europa führen. Die CDU/ 
CSU ist für ein Europa der Geldwertstabilität. Nur 
auf ihrer Grundlage kann Wohlstand für alle er-
reicht werden, können ein gesundes Wachstum und 
Vollbeschäftigung erreicht werden. Daran werden 
wir die Bundesregierung messen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Rapp. 

Rapp (Göppingen) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Hätten wir die 
Übung, politische Äußerungen musikalisch zu unter-
legen, so würde es sich bei der ersten Stellungnahme 
der Opposition zum geplanten Europäischen Wäh-
rungssystem empfohlen haben, eine Wagner-Platte 
aufzulegen. Zur Tragik des damaligen Verstrik-
kungs- und Untergangsmotivs — der Herr Strauß 
hatte noch mitgeunkt — hätte sich ein Blech- und 
Paukengewitter hübsch ausgenommen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Wenn Sie der Rede 
zugehört hätten, könnten Sie jetzt eine 
Rede halten! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Später ging's dann moderater. 
(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das ist ja vorher ge

-

schrieben, was er da vorträgt! Das hat mit 
Parlament nichts mehr zu tun! Aufgeschrie

-

bener Kram!) 
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Aber noch war ja, so der Klartext einer Verlaut-
barung vom 27. September, das Schicksal des Schei-
terns vorgezeichnet. Ein wehmütiges Abschiedslied 
hätte vielleicht gepaßt. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Anfang dieses Monats — in der Presse war von 
einem Einlenken der Opposition die Rede — wurden 
dann geradezu Kammertöne angeschlagen. Heute 
hätten Sie, Herr Häfele, es gern wieder ein bißchen 
wuchtiger gehabt. Ich würde vorschlagen, daß Sie 
zu diesem Thema, wie wohl überall empfehlenswert, 
was Ihre Äußerungen anlangt, ein Potpourri auf-
legen, zu dem dann auch durchaus etwas Nostalgi-
sches gehören darf. 

(Fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir Sozialdemokraten, Herr Kohl, sind derart ge-
schichtslose Gesellen auch wieder nicht, daß wir 
für die historische Dimension der Schaffung des 
Europäischen Währungssystems gänzlich unemp-
fänglich wären. Wir stellen dieses Ereignis in eine 
Reihe mit der Schaffung des gemeinsamen Marktes 
im Jahre 1958 und mit der Schaffung des Euro-
päischen Rates im Jahre 1974. Damit meinen wir zu-
nächst einmal die Entscheidung über das System. 
Wer wann beitritt, ist eine andere Frage, wenn-
gleich wir — wer will es verhehlen — uns sehr ge-
freut hätten, wenn dieser quantitative Aspekt schon 
jetzt so überzeugend zum Tragen gekommen wäre, 
wie das für den qualitativen gilt. 

Die Situation, der Befund Europas, der unter deut-
scher Präsidentschaft zu diesem Schritt gedrängt hat, 
wird weithin einhellig beurteilt. Ein allzulanger 
Stillstand der Integrationsbemühungen hat bereits 
Rückschritte bewirkt. Nach dem Scheitern des gro-
ßen Entwurfs der frühen 70er Jahre einer Wirt-
schafts- und Währungsunion waren Resignation und 
Immobilismus eingezogen. Als dann im Jahre 1973 
aus den bekannten Gründen vollends noch das 
System der festen Wechselkurse zerbrach, das dem 
europäischen Einigungsprozeß im ganzen und dem 
Gemeinsamen Markt im besonderen als eine gerade-
zu selbstverständliche Voraussetzung mit auf den 
Weg gegeben worden war, gingen die Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft in zwei Gruppen aus-
einander. Die einen hielten den „Schlange" genann-
ten Währungsverbund aufrecht, die anderen prak-
tizierten auch innerhalb Europas frei schwankende 
Wechselkurse. 

An weitere Schritte der wirtschafts- und wäh-
rungspolitischen Konvergenz war da nicht mehr zu 
denken. Im Gegenteil, der Gefahr eines euro-
päischen Währungschaos haben wir bis in die jün-
gere Zeit hinein wiederholt ins Gesicht sehen müs-
sen. Symptome der Desintegration traten auf. So ist 
der Welthandel zeitweise stärker gewachsen als der 
EG-Binnenhandel. Die Zunahme protektionistischer 
Machenschaften war nicht mehr zu übersehen. 

In der Tat ist es ja absurd, wenn das wirtschaft-
liche Wohl und Wehe eines Gemeinsamen Marktes 
von 260 Millionen Menschen, der als der größte Bin-
nenmarkt der Welt konstruiert ist und auf dem die 
zusammengeschlossenen Volkswirtschaften fast 
50 % ihres grenzüberschreitenden Wirtschaftsver-

kehrs abwickeln, wenn dieser riesige Markt von 
sieben verschiedenen Währungen und deren Schick-
salen abhängt. Was nützt die faktische Integration 
auf Grund von Handelsverflechtungen, wenn der 
ständige Abwertungsdrall bestimmter Währungen 
wie ein Schutzzoll und wie Exportsubventionen, die 
Aufwertungstendenz anderer Währungen sich wie 
Ausfuhrbeschränkungen auswirken? 

Die Dollarprobleme kamen ja noch hinzu. In dem 
Maße, in dem der Dollarkurs sich von den realen 
wirtschaftlichen Gegebenheiten löste und zum Spiel-
ball der Spekulation auf exterritorialen Dollarmärk-
ten wurde, mußte das System  der  freien Wechsel-
kurse alles schuldig bleiben, was man sich lehrbuch-
gemäß davon versprochen hatte. Die Zahlungsbi-
lanzprobleme und die Eingriffe in die Weltwirtschaft 
sind nicht etwa verschwunden, sie haben sich viel-
mehr vervielfacht. Wer darauf gesetzt hatte, die 
freien Wechselkurse böten Schutz gegen die Über-
tragung von Inflation und Wirtschaftskrisen, wurde 
bitter enttäuscht. 

Die Entdeckung, daß sich gerade zur Zeit der 
schlimmsten Dollar-Turbulenzen der verbliebene 
europäische Währungsverbund der Schlange be-
stens bewährte, hat sicher die Entscheidung mit her-
anreifen lassen, in Europa jetzt eine breitere und tie-
fer fundierte Zone der monetären Stabilität zu 
schaffen, womit sowohl die Stabilität der Wechsel-
kurse als auch die nach und nach zu gewinnende 
Stabilität der Binnenkaufkraft der zusammenge-
geschlossenen Währungen gemeint ist. Stabile 
Wechselkurse stärken das Vertrauen der Marktteil-
nehmer in die künftige Entwicklung und erleichtern 
Kalkulationen und Investitionen. 

Monetäre Stabilität in diesem umfassenden Sinne 
ist folglich auch die Voraussetzung für die Stabilität 
von Wirtschaftswachstum und Beschäftigung. In 
Wechselwirkung damit ist sie ein wirksamer Damm 
gegen die sonst zunehmende Gefahr von Handels-
beschränkungen und Handelsprotektionismus. 

Das Europäische Währungssystem, meine Damen 
und Herren, ist die notwendige, die angemessene 
und die realistische Antwort auf die ökonomische 
Situation. Daß es auch die richtige Antwort auf die 
gegebene politische Lage Europas ist, hat der Herr 
Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung deut-
lich gemacht. 

Die Stationen von Bremen über Aachen bis Brüs-
sel sind bekannt. Die Beharrlichkeit und Zielstre-
bigkeit, aber auch die Umsicht und die Sorgfalt, mit 
der dieses Projekt verfolgt und zu guten Ergebnis-
sen geführt wurde, verdient unser aller Respekt. 
Daß dies unter deutscher Präsidentschaft geschah, 
darf uns Anlaß zur Genugtuung sein. Bundeskanzler 
Helmut Schmidt hat dabei kongeniale Partner ge-
habt; ich denke vor allem an Präsident Giscard 
d'Estaing und auch an unsere Bundesbank. 

Scheidet man ideologische Verprellungen natio-
nalistischer und kommunistischer Provenienz aus, 
so war doch durchaus gewichtige Kritik zu beden-
ken — und sie kam ja nicht nur aus der Opposition. 
Damit meine -ich nicht die hasenfüßige Art von 
Leuten, die eine eingebaute Erfolgsgarantie vermis- 
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sen. Aus der Rückschau stellen sich die Ingangset-
zung des Gemeinsamen Marktes oder die Einführung 
der Konvertibilität in Europa als geradezu aberwit-
zige Abenteuer dar, die sicher nicht gewagt worden 
wären, wären die Akteure von damals kleinmütige 
„Bundesbedenkenträger" gewesen. Einer von ihnen 
hat vor kurzem gemeint, die ökonomische Logik 
habe damals für den Abbau der Handelsschranken 
gesprochen, heute spreche sie für die Beibehaltung 
des Systems flexibler Wechselkurse. Nun denkt ja 
niemand daran, zum globalen Bretton Woods zu-
rückzukehren; man muß aber doch schon sehr auf 
seine Schulbücher fixiert sein, wenn man nicht be-
greift, daß die europäische Situation des Jahres 1978 
einerseits ganz andere Gefahren signalisiert, ande-
rerseits aber auch ganz andere Chancen bietet als 
die globale Situation des Jahres 1973. 

Was die Ausgangslage anlangt, so ist der Um-
stand, daß die neun Staaten unterschiedliche ökono-
mische Daten ausweisen, zwar beachtlich, die Tat-
sache aber, daß es eine Konvergenz dieser Daten 
zum Besseren hin gibt, wichtiger und letzten Endes 
ausschlaggebend. Der Fächer der Inflationsraten in 
der EG, der sich noch vor einem Jahr in Verhält-
nis 1 :4 auseinanderspreizte, hat sich auf weniger 
als 1 :3 zusammengefaltet. In Italien hat sich die 
Preissteigerungsrate halbiert, in Großbritannien ist 
sie von 20 auf 8 % zurückgegangen; Frankreich hat 
sich das in der Tat überaus ehrgeizige Ziel gesetzt, 
in absehbarer Zeit auf 6 % herunterzukommen. Da-
bei ist der Franc gegenüber der D-Mark zur Zeit 
eher unter- als überbewertet. 

Weltweit hat man erfahren müssen und dies durch 
die Stagflation eingebleut bekommen, daß sich nir-
gendwo mehr mit etwas mehr Inflation nachhaltig 
mehr Beschäftigung kaufen läßt. Insbesondere alle 
EG-Staaten haben aus dieser Einsicht Konsequen-
zen gezogen, daß Inflation zu ökonomisch falschen 
Entscheidungen führt und deshalb mit Wachstums-
und Beschäftigungseinbußen bezahlt werden muß. 
Gerade die Bundesrepublik hat den Beweis erbracht 
— und in den internationalen Gremien war es die 
Bundesregierung, die darauf insistiert hat —, daß 
nachhaltiges Wachstum und dauerhafte Beschäfti-
gung nur auf der Grundlage eines stabilen Geldwer-
tes zu erreichen sind. Dies ist zwar keine hinrei-
chende, aber sicher eine notwendige Voraussetzung 
für Wachstum und für Beschäftigung. 

Allein schon die Diskussion über das Europäische 
Währungssystem hat im letzten halben Jahr zur 
Vertiefung und zur Nutzanwendung aus dieser Ein-
sicht geführt. Heute gibt es in Europa bereits fünf 
Länder, deren Preissteigerungsraten unter 4 % lie-
gen. Was rechtfertigt eigentlich die Unterstellung, 
diese Staaten hätten nichts Dümmeres im Sinn, als 
diese mühsam errungenen Erfolge zu verspielen? 
Spekulativ überzogene Abwertungen können wegen 
steigender Einfuhrpreise diese Stabilitätserfolge ge-
fährden. Andererseits ist aber klar, daß stark und 
nachhaltig auseinanderlaufende Preisentwicklungen 
und Wechselkursstabilität logisch nicht unter einen 
Hut gehen. Stabile Preise und stabile Wechselkurse 
bedingen einander ;  Beschäftigungsstabilität ist die 
Folge aus diesem Bedingungszusammenhang. 

Dies darf freilich nicht so verstanden werden, daß 
über unsere Partnerländer mit noch verhältnismäßig 
hohen Preissteigerungsraten unser Stabilitätsniveau 
sozusagen von heute auf morgen verhängt werden 
könnte. In den Konstruktionselementen des Euro-
päischen Währungssystems selbst, dann aber auch 
im davon getrennten flankierenden Kreditsystem 
sind Mechanismen angelegt und Hilfen angeboten, 
die friktionslose übergänge zu größerer Stabilität 
und damit zu inflationsfreiem Wachstum ermög-
lichen. Mit dem Eintritt in das Europäische Wäh-
rungssystem geht das Bemühen um die Konvergenz 
der Wirtschaftspolitiken erst richtig los. Die Wirt-
schafts- und Finanzpolitik, die da europäisiert wer-
den soll, ist, wie gesagt, diejenige des inflations-
freien Wachstums. Es ist nicht so, daß dies alles 
selbstgesteuert vonstatten ginge, aber wir haben 
ein System vor uns, das vernünftiges Verhalten be-
lohnt und das das anonyme Abladen der Folgen von 
Unvernunft vor anderer Leute Haustür unmöglich 
macht. Damit ist nicht gesagt, daß jedes Schwach-
werden einer Währung die Folge von Unvernunft 
sein müßte. Das Europäische Währungssystem ist 
tendenziell auf Symmetrie angelegt. Müssen 
Schwachwährungsländer zur Kredit- und Haushalts-
disziplin angehalten werden, so wird den starken 
Ländern systembedingt abgefordert, ihre Wirtschaft 
bis zur geldwertorientierten Ausschöpfung ihres Ka-
pazitätsmantels voll auf Touren zu bringen. Die 
Sorge etwa der Italiener und der Engländer, sie 
könnten durch das Europäische Währungssystem in 
ein Brüning-Schema der Deflation gezwungen wer-
den, ist unbegründet; es ist jedenfalls nicht system-
bedingt. 

Bei richtiger Handhabung könnte das Europäische 
Währungssystem eine ähnliche stabilitätsübertra-
gende Wirkung haben wie weiland die sagenhafte 
Automatik des Goldstandards, wobei sich Stabilität 
wiederum in ihrer umfassenden Wirkung sowohl 
auf den Außen- und Innenwert der Währung als 
auch auf die Beschäftigung bezieht. 

Inflationsängste hier bei uns, zum Teil auch ge-
schürt, Deflationsängste dort, in England und Ita-
lien leider läßt sich dies nicht saldieren. Solche 
Angste haben auch damit zu tun, daß währungs-
politische Zusammenhänge zu Unrecht für eine un-
durchdringliche Geheimwissenschaft gehalten wer-
den. Ich würde es begrüßen, wenn das Bundesfinanz-
ministerium das Europäische Währungssystem in 
einer leicht faßlichen Broschüre transparent und 
vielen verständlich machen würde. 

Bezugsgröße des Systems ist die Europäische 
Währungseinheit ECU, die sich von einem Wäh-
rungskorb her definiert, in den die europäischen 
Währungen mit der Gewichtung eingehen, die sie 
schon heute im Korb der Europäischen Rechenein-
heit haben. Diese Recheneinheit ist derzeit 2,52 DM 
wert. Für jede Teilnehmerwährung wird nun eine 
Parität zu dieser Währungseinheit bestimmt. Die 
Parität der D-Mark entspricht demgemäß reziprok 
0,39682 ECU. Faßt man die Gesamtheit dieser Pari-
täten in einer Tabelle zusammen, für die man Be-
griffe wie Paritätenraster und Paritätengitter erfun-
den hat, so läßt sich aus ihr der Wert jeder Teilneh- 
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merwährung gegenüber jeder anderen Teilnehmer-
währung ablesen. Der Kassakurs einer jeden Wäh-
rung kann nun im Vergleich zu dem so ermittelten 
Leitkurs nach oben oder unten um 2,25 % abwei-
chen. Den bisher nicht in der Schlange vereinigten 
Beitrittsländern kann ein Spielraum bis zu 6 % nach 
beiden Seiten eingeräumt werden, der freilich 
schrittweise abgebaut werden muß. 

Jenseits der so festgelegten Interventionspunkte 
haben die beteiligten Notenbanken starke Währun-
gen zu verkaufen, schwache zu kaufen, wofür sie 
Gemeinschaftswährung einzusetzen haben. Durch die 
Intervention werden die Kurse der beiden Währun-
gen wieder in die zulässige Brandbreite zurückge-
holt. Da in solchen Fällen jeweils zwei Währungen 
gleichzeitig an ihre Interventionspunkte stoßen — 
ihre Marktkurse , sind ja in der jeweils anderen Wäh-
rung ausgedrückt —, ergeben sich, wie gesagt, für 
die beiden betroffenen Notenbanken Interventions-
pflichten. Die Interventionslast ist also gleichmäßig 
verteilt. 

Die Teilnahme an einem solchen Interventions-
system der gleichmäßig verteilten Interventionslast 
dokumentiert die Bereitschaft, im Europäischen 
Währungssystem die Weichen zu mehr Stabilität 
und nicht etwa auf die bequeme Nivellierung der 
unterschiedlichen Inflationsraten hin zu stellen. Die 
Sorge, Herr Kollege Häfele, daß dieses ein System 
zur Nivellierung der Inflationslevels auf der mitt-
leren Linie werden könnte, ist vom System her im 
Grunde ausgeschlossen, sofern man das System sei-
nem Sinn und seinem Buchstaben nach handhabt. 

Zur Sicherstellung und erleichterten Abwicklung 
der Interventionen räumen sich die Notenbanken 
zunächst kurzfristige Kreditlinien ein. Die aus den 
Interventionen entstehenden Forderungen und Ver-
pflichtungen werden saldiert und müssen innerhalb 
von 45 Tagen ausgeglichen werden. Sie werden in 
ECU ausgedrückt. Die Transaktionen zwischen den 
beteiligten Notenbanken werden in ECU ausgeführt. 
Um dieses System kurzfristiger Kredite, das sich aus 
zugeteilten ECU speist, lagert sich als zweite Ver-
teilunglinie der kurzfristige Währungsbeistand mit 
Laufzeiten bis zu künftig neun Monaten, wobei zwei-
mal je 30 Tage verlängert werden kann, was im 
Vergleich zur Schlange eine gewisse Neuerung be-
deutet. 

Als dritte Linie ist dann der mittelfristige Bei-
stand mit Laufzeiten von zwei bis fünf Jahren auf-
gebaut. Die beiden Beistände müssen beantragt wer-
den; sie stehen nicht ohne weiteres zur Verfügung. 
Der mittelfristige Beistand wird nur gegen die Zu-
sicherung einer bestimmten, auf die Rückgewin-
nung des Gleichgewichts gerichteten Wirtschafts-
politik gewährt. 

Die aus den Stützungskäufen entstandenen For-
derungen und Schulden der Notenbanken werden, 
wie gesagt, in ECU verbucht und ausgeglichen. Um 
den Ausgleich sicherzustellen, hinterlegen die No-
tenbanken 20 % ihrer Bestände in Gold und Dollars 
beim bereits bestehenden Europäischen Währungs-
fonds. Dafür werden ihnen ECU gutgeschrieben, die 
sie für ihre Stützungsaktionen brauchen. 

In der Anlaufphase des Systems werden die zu 
hinterlegenden Anteile an den Gold- und Devisen-
beständen dem Fonds nicht übereignet, sondern in 
Form von Swap-Krediten ausgereicht. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Zeitel? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Herr Kollege Rapp, ist 
Ihnen bekannt, zu welchen Preisen das Gold dem 
Fonds zur Verfügung gestellt werden soll und wie 
beurteilen Sie die Wirkung in dem Fall, daß markt-
nahe Preise zugrunde gelegt werden? 

Rapp (Göppingen) (SPD) : Die Regierungschefs ha-
ben die Festlegung der Kurse des Goldes und der 
Dollars, die im Swap-Verfahren übergeben werden 
sollen, den Notenbankchefs anheimgegeben und da-
bei zum Ausdruck gebracht, daß marktnahe Kurse 
festgelegt werden sollen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Und wie beurteilen Sie das?) 

Nach der auf zwei Jahre angesetzten Anlaufzeit 
wird es zur Übereignung an den noch zu schaffen-
den europäischen Fonds neuer Art kommen, wozu 
dann in der Bundesrepublik ein gesetzgeberischer 
Akt erforderlich sein wird. 

Das Finanzierungsvolumen für die Beistände soll 
sich auf 25 Milliarden ECU — das sind etwa 63 Mil-
liarden DM — belaufen. Diese 25 Milliarden ECU 
werden auf den kurz- und den mittelfristigen Bei-
stand im Verhältnis 14 : 11 aufgeteilt. 

So kompliziert dies alles klingt, es läßt sich auf 
den einfachen Nenner bringen, daß sich die Noten-
banken gegenseitig helfen, die beschlossenen Leit-
kurse auch tatsächlich einzuhalten. 

Nun darf man natürlich nicht fundamental falsch 
gewordene Wechselkurse mit Stützungskäufen auf-
rechterhalten wollen; vielmehr geht es um die Glät-
tung der täglichen Schwankungen.. Sind Wechsel-
kurse fundamental unrichtig geworden, so müssen 
sie angepaßt, d. h. auf- oder abgewertet werden. Dies 
muß rechtzeitig geschehen. Die schlechte Alternative 
dazu wären geldmengenerhöhende Interventionen, 
die das stabilitätspolitisch vertretbare Ausmaß über-
steigen müßten. Andererseits ist es aber ja gerade 
der Witz des Systems, daß es nicht zu allzu häufigen 
Auf- und Abwertungen kommen soll. 

Dazwischen liegt ja z. B. noch der Puffer der Zins-
politik. Ist das Zinsniveau im währungsschwachen 
Land spürbar höher als im währungsstarken Land, 
so wirkt dies tendenziell auf Ausgleich des zu-
grunde liegenden Inflationsgefälles hin und setzt 
Kapitalbewegungen in Gang, die die Marktkurse 
korrigieren. 

Auf- und Abwertungen müssen unter den Partnern 
abgesprochen werden. Die Befürchtung, in der darin 
liegenden Gefahr des allzu langen Festhaltens an 
falschen Wechselkursen liege das eigentliche Infla-
tionspotential des Systems, scheint mir unbegrün- 
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det zu sein. Natürlich gibt jeder Staat ein Stück 
Autonomie ab, aber doch um den Gegenwert, da-
durch die Entscheidungsfindung der anderen mit be-
einflussen zu können. 

Fundamental falsche Wechselkurse würden das 
System sprengen. Wer soll daran interessiert sein? 

Was diese Inflationsfurcht anbelangt — und ich 
wiederhole noch einmal: Sie ist auch im Zusammen-
hang mit dem europäischen Währungssystem zum 
Teil von Oppositionspolitikern geschürt worden —, 
so sollte im übrigen doch auch einmal darauf hinge-
wiesen werden, daß die Bundesbank seit Beginn der 
Dollarstützung über drei Dutzend Milliarden DM in 
das Abenteuer investiert hat, den Dollar aus den 
Klauen der Spekulation freizukaufen. Die D-Mark 
ist darob nicht kaputtgegangen. Nicht jede Kurs-
stützung führt zur Inflation. Die Bundesbank kann 
gegenhalten, kann zusätzliches Geld neutralisieren. 
Das Geld, das für die Dollarstützung ausgegeben 
wurde, blieb im Kreislauf. Im Unterschied dazu kehrt 
es im europäischen Währungssystem kreislaufent-
lastend wieder zurück. 

Im Vergleich zum Dollar sind die europäischen 
Währungen „Minigrößen". Insbesondere steht hin-
ter ihnen nicht das Gebirge jederzeit beweglicher 
Liquidität auf den exterritorialen Märkten. 

Das Europäische Währungssystem ist viel stren-
ger, viel stringenter als das System der Dollar-In-
terventionen, das wir bekanntlich recht gut überlebt 
haben. Man weiß, was man für etwa erforderliche 
Interventionen im Rahmen des Europäischen Wäh-
rungssystems bekommt. Hat man dies bei den Dol-
lar-Interventionen denn je gewußt? Vielleicht wäre 
der Dollar weniger stark gefallen, wäre mangels In-
terventionen die Spekulation gefährlicher gewesen. 

Auch wer die auf Stabilität gerichteten Konstruk-
tionselemente des Europäischen Währungssystems 
geflissentlich übersehen will, wird die Inflations-
furcht vor diesem System angesichts der 600 Mil-
liarden Dollar der Fremdwährungsmärkte doch zu 
relativieren wissen. Übrigens schafft die Stabilisie-
rung des Dollars jetzt durchaus auch Raum für et-
waige Interventionen im Rahmen des EWS. 

Erledigt hat sich die Sorge, die an das sogenannte 
Frühwarnsystem geknüpft war. Parallel zur Einhal-
tung der bilateralen Schwankungsbreite zwischen 
den Währungen soll auch die Entwicklung jeder ein-
zelnen Währung gegenüber dem Marktwert des ECU 
verfolgt werden. Daraus ergibt sich ein Indikator, 
der Beratungen, nicht aber automatische Interven-
tionen auslöst. Diese Konsultationen stellen die  Be-
teiligten vor eine Reihe von Handlungsalternativen, 
z. B. zins- und geldpolitischer oder sonst wirtschafts-
politischer Art oder auch die der Kursänderung. 
Auch diversifizierte Interventionen sind möglich, 
doch können sie entgegen ursprünglicher Befürch-
tung nicht erzwungen werden. Das ist deshalb rich-
tig, weil eine solche Verpflichtung nur einen Adres-
saten hätte, das Land mit der Währung, die von der 
insoweit anonymen ECU abweicht. In einer solchen 
asymmetrischen Intervention läge in der Tat ein be-
trächtliches Inflationspotential. Wir haben diese Ge-
fahr bannen können. 

Wer dieses System mit dem bestehenden Wechsel-
kursverbund, der Schlange, vergleicht, wird feststel-
len, daß da kein radikaler Neuanfang gemacht, son-
dern daß da vielmehr Bewährtes ausgebaut und 
weiterentwickelt wird. Was anders ist, ist weiter-
führend im Sinne von Fortschritten auf dem Weg 
zur europäischen Einigung. 

Die europäische Integration wird durch das Euro-
päische Währungssystem kräftige Impulse erfahren. 
Zwischen der Währungspolitik einerseits und der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik andererseits beste-
hen Wechselwirkungen. Auffassungen, wonach das 
eine oder andere Integrationsziel, wirtschafts- oder 
währungspolitische Integration, zeitlich Vorrang ha-
ben sollte, gehen deshalb fehl. 

Das Europäische Währungssystem schafft günsti-
gere Rahmenbedingungen für die Koordinierung al-
ler anderen Politiken. Mehr monetäre Stabilität be-
wirkt mehr Beschäftigungsstabilität. Mehr Wohl-
stand führt zu größerer politischer Stabilität. Diese 
erhöht das Gewicht der Europäischen Gemeinschaft 
in der Welt. 

Es ist richtig, daß der Erfolg der gestern zu Ende 
gegangenen Verhandlungsrunde insoweit begrenzt 
geblieben ist, als Großbritannien einstweilen nicht 
beitreten wird, woraus sich für Irland, dessen Wäh-
rung bisher auf das Pfund hin orientiert war, gewiß 
Probleme ergeben. Italien und Irland haben sich 
14 Tage Bedenkzeit ausgebeten. Das hängt mit dem 
flankierenden Ressourcentransfer von den mehr 
zu den weniger wohlhabenden Ländern der Gemein-
schaft zusammen, der außerhalb des Europäischen 
Währungssystems z. B. über den Regionalfonds or-
ganisiert werden soll. 

So gewiß es ist, daß die Dauerhaftigkeit des Euro-
päischen Währungssystems vom weiteren Zusam-
menfalten des Inflationsfächers und damit auch von 
der Einebnung der Einkommensunterschiede in den 
verschiedenen Regionen abhängt, so richtig ist doch 
auch, daß die hierfür zu Recht geforderte Solidarität 
der wohlhabenden Länder nicht durch Überforderung 
aus der Balance gebracht werden darf — was ge-
meint ist, wenn man davon spricht, daß Solidarität 
nicht eine Einbahnstraße sein kann. Wir sind zuver-
sichtlich, daß sich diese Einsicht noch Bahn brechen 
wird, worauf sich auch unsere Hoffnung und Erwar-
tung gründet, daß das Europäische Währungssystem 
am 1. Januar 1979 mit acht Teilnehmern starten kann. 
Das System wird für weitere Teilnehmer offenge-
halten. Die Bundesregierung als Präsidialmacht wird 
interessierte Länder einladen. 

Das System ist auf Lernfähigkeit angelegt. Der 
Währungskorb soll von Zeit zu Zeit neu geeicht 
werden. Die Regelungen werden im Lichte der Erfah-
rungen überprüft. Das gilt auch für die Maßnahmen 
zur Stärkung der Wirtschaftskraft der weniger wohl-
habenden Mitgliedstaaten. All diese Erfahrungen 
werden sich nach Ablauf von zwei Jahren in dem 
dann zu installierenden endgültigen System ver-
dichten und niederschlagen. 

Die Wechselkurspolitik der Gemeinschaftsländer 
gegenüber dem Dollar und anderen Drittländern ver-
bleibt in der Verantwortung der nationalen Autori- 
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L) täten. Da sie Rückwirkungen auf das Europäische 
Währungssystem hat, wird sie wie bisher koordi-
niert werden. Daß das Europäische Währungssystem 
die Dollarprobleme nicht löst, ist ja auch schon be-
klagt worden. Aber wie sollte dies denn sein kön-
nen? Das Europäische Währungssystem kann die 
Wirkung von Spekulationswellen aus dem Dollar 
auf die einzelnen Währungen abmildern. Im übrigen 
werden von der größeren Währungs- und Wirt-
schaftsstabilität in Europa stabilisierende Wirkun-
gen auf Geldwert, Wirtschaftswachstum und Be-
schäftigung auch anderer als der Gemeinschafts-
länder ausgehen. Das Europäische Währungssystem 
richtet sich gegen niemanden, weder nach außen, 
wo die Kompatibilität mit dem Internationalen Wäh-
rungsfonds, noch nach innen, wo die Autonomie 
der Bundesbank voll gewahrt bleibt. 

Die SPD-Fraktion, meine Damen und Herren, wird 
das jeweils ihr Mögliche tun, um dem Europäischen 
Währungssystem zum Durchbruch und zum Erfolg 
zu verhelfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Bangemann. 

Dr. Bangemann (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der französische 
Staatspräsident Valéry Giscard d'Estaing hat ge-
stern das Ergebnis der Brüsseler Konferenz gewür-
digt, indem er sagte — ich zitiere —: 

Dies ist ein wesentlicher Schritt. Ich bin der 
Auffassung, daß es seit der Unterzeichnung der 
Römischen Verträge zwei große Daten gegeben 
hat: die Bildung des Europäischen Rats im 
Herbst 1974 und die Schaffung des Europäischen 
Währungssystems 1978. 

Meine Damen und Herren, meine Fraktion ist der 
Auffassung, daß der Beschluß des Gipfels in Brüssel 
in der Tat nur dann voll und gerecht gewürdigt 
wird, wenn man auch die politischen Indikationen 
berücksichtigt, die mit der Schaffung eines solchen 
Währungssystems verbunden sind. Dieses Wäh-
rungssystem ist wirtschafts- und währungspolitisch, 
aber auch darüber hinaus politisch von größter Trag-
weite. Die politischen und die währungs- und wirt-
schaftspolitischen Erwägungen müssen sich hier ver-
schränken. Die wirtschaftliche Bedeutung des neuen 
Systems entfaltet sich erst, wenn man sie in ihrem 
politischen Zusammenhang sieht. Die politische Ziel-
setzung wird sich sicherlich auf das wirtschaftliche 
Fundament stützen können, das damit neu geschaf-
fen ist; denn die Europäische Gemeinschaft hat sich 
in den vergangenen Jahren auch mit Blick auf die 
großen Anfangserfolge, die sie gehabt hat, des-
wegen nicht so weiterentwickelt, wie wir uns das 
alle gewünscht haben, weil die Währungs- und 
Wirtschaftspolitik nicht den Weg zu einer echten 
Währungs- und Wirtschaftsunion fand. 

Alle Ansätze in den Einzelpolitiken sind ohne 
Zusammenhang geblieben, weil das verbindende 
Band, das in diesen währungspolitischen Einigun

-

gen gelegen hätte, fehlte. Wir wissen alle — und 
der Kollege Häfele hat darauf hingewiesen —, daß 
der der Zusammenbruch des Systems von Bretton 
Woods dazu beigetragen hat, daß der Werner-Plan 
nicht ausgeführt werden konnte, der ja auf festen 
Wechselkursen beruhte. Diese Voraussetzung fiel 
mit dem Zusammenbruch des Systems von Bretton 
Woods weg. 

Das bedeutet aber auch, meine Damen und Her-
ren, daß alle übrigen Politiken eben nicht mehr das 
Fundament hatten, das sie brauchten. Am deutlich-
sten wurde das bei der Agrarpolitik. Die Agrar-
politiker haben sich im Europäischen Parlament und 
auch hier immer zu Recht verteidigen müssen gegen 
die Auswirkungen, die die fehlende währungspoli-
tische Zusammenarbeit in Europa hatte. In der Tat 
haben wir ja erst seit einigen Jahren diese Beträge, 
die wir zum Währungsausgleich zur Verfügung 
stellen mußten, gesondert im europäischen Haushalt 
ausgewiesen, um einmal deutlich zu machen, daß 
nicht alle Kosten, die man der Agrarpolitik zu-
schreibt, tatsächlich agrarpolitisch verursacht sind, 
sondern zum großen Teil auch währungspolitisch. 

Wenn wir hier also einen neuen Ansatz machen, 
so bedeutet das eine neue Möglichkeit auch für 
diese Einzelpolitiken. Das bedeutet eine neue Mög-
lichkeit auch für den Ausgleich von regionalen Un-
gleichgewichten. Ich sage das vor allen Dingen auch 
unseren Mitgliedsländern, die darauf bestanden 
haben — wie etwa die Briten oder die Italiener —, 
daß man zusätzliche Maßnahmen zum Währungs-
system vereinbart, weil sie befürchteten, daß die 
Auswirkungen dieses Währungssystems noch stär-
kere Nachteile für die bisher wirtschaftlich sowieso 
benachteiligten Regionen mit sich brächten. Meine 
Damen und Herren, wir wissen das aus der Erfah-
rung der Bundesrepublik: Eine stabilitätsorientierte 
Wirtschafts- und Währungspolitik ist die beste 
Grundlage dafür, soziale und wirtschaftliche Erfolge 
zu erzielen und auch Ungleichgewichte in den 
Regionen auszugleichen. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich sage das nicht, um andere zu tadeln, sondern 
einfach, um festzustellen, wie die Erfolge und Miß-
erfolge ihrer Politik waren. Wer Inflationspolitik in 
Europa betreibt, trägt dazu bei, daß in der Tat die , 

 ärmeren Regionen ärmer und die reicheren Regio-
nen reicher werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deswegen bedanke ich mich auch im Namen mei-
ner Fraktion bei dem Bundeskanzler dafür, daß er 
sich von Anfang an so sehr für die Schaffung dieses 
Währungssystems auch persönlich eingesetzt hat. 
Der Kollege Häfele hat das ja auch einmal gewür-
digt in einer Erklärung, die er im November ab-
gegeben hat. Er meinte allerdings, dieser persön-
liche Einsatz sei in zweifacher Weise vielleicht eine 
Gefahr; einmal für den Bundeskanzler selbst, der 
dabei scheitern könne, wenn er das System nicht 
durchsetze, und zum anderen für das System selber; 
denn dieser große Einsatz des Bundeskanzlers bringe 
die Gefahr mit sich, er könne sich erpressen lassen 
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und könne vielem zustimmen, was er vielleicht gar 
nicht verantworten könnte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist richtig!) 

Damals konnte man vielleicht theoretisch von dieser 
Gefahr sprechen. Heute haben Sie hier in dankens-
werter Offenheit und Ehrlichkeit bestätigt, daß der 
Bundeskanzler sich nicht erpressen ließ, sondern 
daß wir unsere Stabilitätspolitik auf eine europä-
ische Ebene übertragen konnten. Das ist der wesent-
liche politische Erfolg, der mit der Einrichtung die-
ses Systems verbunden ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — von 
der Heydt Freiherr von Massenbach [CDU/ 
CSU] : Das müssen wir erst noch abwarten! 

Das steht noch nicht fest!) 

Die Währungsstabilität und Geldwertstabilität, die 
wir hier erreicht haben und auf die Sie Bezug ge-
nommen haben, Herr Häfele, entsteht ja nicht von 
selbst, sondern die entsteht durch die Politik, die 
diese Regierung, getragen von der SPD- und FDP-
Fraktion, betrieben hat. Es wäre vielleicht ganz gut, 
das an dieser Stelle zu erwähnen, weil es uns sicher 
auch gelingen wird, diese Politik unseren Partnern 
so verständlich zu machen, daß Sie darin nicht den 
Versuch sehen, eine deutsche Hegemonie zu errich-
ten, 

(Zustimmung des Abg. Wehner [SPD]) 

sondern den echten Versuch eines Beitrags zur 
europäischen Solidarität. Wir wollen uns solidarisch 
verhalten in Europa. Niemand in der Bundesrepublik 
denkt daran, andere auch nur wirtschafts- oder 
geldpolitisch zu beherrschen. 

Meine Fraktion hat im November beschlossen, 
ihre Haltung in den Beratungen zum Währungs-
system klar darzulegen. Wir haben das öffentlich 
gemacht. Ich darf deswegen mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten die wichtigsten Punkte aus die-
ser Resolution vortragen, weil dies Ihnen und der 
politischen Öffentlichkeit erlaubt, zu vergleichen, 
was der politische Standpunkt der FDP-Fraktion zu 
diesem Zeitpunkt war und wie sich das Ergebnis, 
verglichen mit diesem politischen Standpunkt, aus-
macht. Ich finde es gut, daß man, schon bevor ein 
Ergebnis feststeht, sagt: So wollen wir es machen. 
Wenn das Ergebnis dann feststeht, muß man sich 
allerdings der Probe unterziehen, den Vergleich zu 
akzeptieren, ob man sich mit seinen Vorstellungen 
durchgesetzt hat oder ob man sich und anderen ein-
gestehen muß: Wir haben uns nicht durchgesetzt. Ich 
glaube, das ist ganz wesentlich. Das ist auch für die 
Opposition wesentlich. 

Deshalb begrüße ich es, daß der Kollege Häfele 
für seine Fraktion im November erklärt hat, daß 
die Spannungen innerhalb der bestehenden euro-
päischen Währungsschlange, die DM-Aufwertung 
und andere Dinge zeigen, daß die Voraussetzungen 
für die Rückkehr zu einem Währungssystem auf der 
Basis fester Wechselkurse nicht gegeben sind. Ge-
nau dies — hat er damals erklärt — beabsichtige 
aber die Bundesregierung mit ihren Plänen für einen 
neuen EG-Währungsverbund, der bereits am 1. Ja-
nuar 1979 in Kraft treten soll. Sie waren also im 
November strikt dagegen. 

Im Dezember, einen Monat später, haben Sie er-
klärt: Die Fraktion der CDU/CSU steht Bemühungen, 
in Europa einen Währungsverbund zu schaffen, 
grundsätzlich positiv gegenüber. 

(Dr. Häfele [CDU/CSU] : Weiterlesen!) 

Ich begrüße es, daß Sie innerhalb eines einzigen 
Monats sich so lernfähig 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Weiterlesen!) 

und entwicklungsfähig gezeigt haben, Herr Häfele. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Denn Sie haben im November genau das Entgegen-
gesetzte zu dem gesagt, was Sie im Dezember sag-
ten. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Sie sind nicht auf 
dem Mainzer Parteitag! Lesen Sie weiter! 

Zitieren Sie jetzt ganz!) 

— Ich kann, wenn Sie wollen. Ich bin auch gern be-
reit, dazu beizutragen, daß . die Öffentlichkeit voll 
darüber unterrichtet wird, daß Sie im November das 
Gegenteil von dem gesagt haben, was Sie im De-
zember sagen. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU] : Lesen Sie mal 
beides ganz!) 

— Ich lese es: 

Nach Auffassung der CDU/CSU-Fraktion können 
die auch von den wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschungsinstituten, dem Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung und dem Wissenschaftlichen Beirat 
beim Wirtschaftsministerium geäußerten Beden-
ken nur ausgeräumt werden, wenn folgende 
Bedingungen erfüllt sind. 

(Aha! bei der CDU/CSU — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Nun warten Sie doch! Ich nenne das ja alles! 
Übrigens ist das in der Tat sehr kurz. Gestern abend 
gingen die Beratungen zu Ende. Inzwischen konnten 
sich noch nicht alle äußern. Aber die von Ihnen hier 
Zitierten haben sich teilweise schon geäußert, z. B. 
die Bundesbank, die den Beschluß der neun Staats-
und Regierungschefs der Europäischen Gemeinschaft 
begrüßt hat, 

(Zuruf des Abg. Dr. Häfele [CDU/CSU]) 

in Europa mit dem Europäischen Währungssystem 
eine Zone monetärer Stabilität zu schaffen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Auch der Bundesverband Deutscher Banken hat die 
Teilnehmer am Europäischen Währungssystem auf-
gefordert, ihre Beteiligung als Verpflichtung zur 
konsequenten Bekämpfung der Inflationsprobleme 
anzusehen. Genau das wollen wir machen. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU] : Genau das hat 
Herr Häfele gesagt!) 

Und genau das ist mit diesem Währungssystem bes-
ser möglich, zu dem Sie im November mit der Über-
schrift „EG-Währungsverbund — ein Irrweg" Stel-
lung genommen haben. Das war Ihre Auffassung. 
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Die Überschrift lautete: „EG-Währungsverbund — 
ein Irrweg". 

(Dr. Häfele [CDU/CSU]: Wenn die Voraus

-

setzungen nicht erfüllt sind!) 

— Die Voraussetzungen, die Sie im November ge-
nannt haben, bestanden schon damals genauso. Es 
ist nicht wahr, was Sie gesagt haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Nein. Seither hat sich überhaupt nichts geän-
dert. Der Beschluß von Brüssel nimmt ausdrücklich 
auf den Beschluß von Bremen Bezug. Wenn Sie die 
Protokolle nachlesen, beispielsweise die Protokolle 
über die Beratungen der Finanzministerräte, die zwi-
schen Bremen und Brüssel stattgefunden haben, dann 
werden Sie feststellen: Alle wesentlichen Elemente 
dieses Währungssystems sind seit Bremen in den 
Beratungen fortlaufend weiterentwickelt, aber nie 
geändert worden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

—  Das ist doch so offensichtlich wie nur irgend 
etwas. Wenn Sie im November sagen, der EG-Wäh-
rungsverbund sei ein Irrtum, und dann sagen, daß 
Sie ihn grundsätzlich begrüßen, dann begrüße ich 
es, daß Sie sich in einem Monat so fortentwickeln 
können. Das ist ungeheuer. Wirklich gut ist das! 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Schäuble [CDU/CSU] : Was soll dann diese 
Rede? — Pfeffermann [CDU/CSU] : Sie brau

-

chen immer einen Buhmann!) 

— Ich will hier keinen Buhmann aufbauen. 

(Weitere- Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich will nur dazu beitragen, daß jemand, der sich 
politisch geäußert hat, sich einen Monat später an 
seine Äußerung erinnert. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Reden Sie vom Main

-

zer Parteitag?) 

Und nun will ich Ihnen vortragen, was die FDP-
Fraktion vor einem Monat gesagt hat. 

(Dr. Häfele [CDU/CSU]: Wörtlich! — Dr. 
Kohl [CDU/CSU]: Alles!) 

— Wörtlich! Alles! 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU] : Sie hat zu viel gesagt!) 

Als politische Schwerpunkte sieht die Fraktion 
in diesem Zusammenhang an: 

a) Während der Übergangszeit weitere Band-
breiten für die Währungen vorzusehen, wel-
che die Verpflichtungen aus dem System 
nicht in vollem Umfang zu tragen in der 
Lage sind, um allen Währungen in der Ge-
meinschaft die Teilnahme zu ermöglichen; zu-
sätzliche Maßnahmen zur Stärkung der Wirt-
schaft finanziell schwächerer Mitglieder be-
dürfen sorgfältiger Prüfung. Falls unum-
gänglich, sollte ein gemeinsames schrittwei-
ses Vorgehen mit denjenigen Währungen 
zusammen unternommen werden, die in der 

Lage sind, die sich aus diesem System erge-
benden Folgen zu tragen. 

Ergebnis von heute, meine Damen und Herren: 
Diese weiteren Bandbreiten wurden für die Wäh-
rungen vorgeschlagen, die sich nicht in der Lage 
sahen, die Verpflichtungen aus dem System in vol-
lem Umfang zu tragen. Wir haben den Versuch ge-
macht, alle in dieses Währungssystem aufzunehmen. 
Als das nicht ging, haben wir uns damit begnügt, 
dieses System mit denjenigen zu beginnen, die dazu 
bereit sind. 

b) Die ersten Schritte des Systems mit dem 
bestehenden System der Schlange so zu ver-
binden, daß die Vorteile der Schlange nicht 
aufgegeben werden müssen. 

Dies ist geschehen.  

c) Alle währungspolitischen Bemühungen mit 
dem Ziel zu unternehmen, Kursschwankun-
gen zu begrenzen, die Inflationsraten zu 
reduzieren ... , wichtige wirtschafts- und 
arbeitsmarktpolitische Ziele nicht aufzuge-
ben. 

Ob diese Ziele erreicht sind, wird sich zweifellos 
erst im Laufe des Währungssystems beurteilen las-
sen. Aber wir werden uns im Laufe der nächsten 
sechs Monate, im Laufe der nächsten zwei Jahre ja 
sicher noch damit beschäftigen müssen, wenn die-
ses System beurteilt und gegebenenfalls geändert 
werden soll. 

Wir haben damals schon gesagt, daß für die Aus-
gestaltung des Systems folgendes wichtig ist: 

d) Die Rechte und Pflichten der am System 
teilnehmenden Länder grundsätzlich wie im 
bestehenden System der Schlange zu gestal-
ten, 

— das ist auch geschehen, soweit das System der 
Schlange nicht durch andere zusätzliche Regelun-
gen überschritten worden ist — 

e) die Regeln für Devisenmarktinterventionen 
und den Saldenausgleich klar zu fixieren. 

Das ist geschehen. 

Sie dürfen insbesondere nicht zu einseitigen 
Interventionsverpflichtungen des stabilitäts-
orientierten Landes führen. 

Meine Damen und Herren, das war ein ganz wichti-
ger Punkt in der Debatte. Jedermann — ich gebe zu: 
auch die Bundesbank und andere Banken — hat im 
Vorgriff auf die zu beschließenden Systembestand-
teile immer wieder davor gewarnt, zu einem System 
zu kommen, das einseitige Interventionsverpflich-
tungen eines stabilitätsorientierten Landes vorsah. 
Darauf hat auch die Opposition hingewiesen. 

(Zuruf des Abg. Pfeffermann [CDU/CSU]) 

— Darauf haben Sie hingewiesen; das ist Ihnen zu 
danken. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sehr gut! Sehr 
vernünftig!) 
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— Ich bedanke mich bei Ihnen. Nun bedanken Sie 
sich aber auch bei der Regierung, daß wir das durch-
gesetzt haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Pfeffer

-

mann [CDU/CSU] : Das hat Herr Häfele 
doch getan!) 

Denn dies ist Bestandteil des Systems geworden. 
Nicht die stabilitätsorientierten Länder allein sind 
bei Überschreitung gewisser Bandbreiten verpflich-
tet, zu intervenieren, sondern diese Verpflichtung 
trifft alle. Sie trifft alle in einem vernünftigen Maße. 

Wir wollen auch sicherstellen, daß notwendige 
Wechselkursanpassungen rasch erfolgen. Auch das 
scheint mir durch das System gewährleistet zu sein. 
Sie werden sicherlich auch geräuschlos erfolgen, 
wie Herr Häfele das einmal ausgedrückt hat, ob-
wohl ich nicht ganz genau weiß, was Sie damit ge-
meint haben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Häfele [CDU/CSU]) 

Sie haben hier in Ihrer Erklärung gesagt: 

Frühzeitige und geräuschlose Wechselkursän-
derungen müssen möglich sein, damit Länder 
mit hoher Geldwertstabilität diese nicht durch 
andauernde Interventionen und Geldmengen-
vermehrung aufweichen müssen. 

Geräuschlose Wechselkursanpassungen: das kann 
man sich sicher so oder so vorstellen. Jedenfalls ist 
sichergestellt worden, daß notwendige Wechsel-
kursanpassungen rasch erfolgen. 

Wir haben, meine Damen und Herren, mit die-
sem System auch eine Neuheit, die ich nicht unter-
zubewerten bitte, nämlich die Europäische Wäh-
rungseinheit. Als wir schon im Herbst 1977 auf dem 
Kongreß der liberalen und demokratischen Parteien 
in Brüssel beschlossen haben, einen neuen wäh-
rungspolitischen Anlauf zu nehmen, um zur Wirt-
schafts- und Währungsunion zu kommen, und dafür 
einen Parallelwährung vorgeschlagen haben — dar-
über haben wir uns danach auch schon einmal im 
Bundestag unterhalten —, haben alle gelächelt und 
gesagt: Na ja, die Liberalen müssen eben ab und zu 
etwas Neues erfinden. Aber was soll denn eine 
Parallelwährung? Das kann ja gar nicht funktionie-
ren. Das ist sicherlich ein totgeborenes Kind. Das 
hört sich zwar gut an, aber es wird nicht funktionie-
ren. — Ich wiederhole: Wir haben im Herbst 1977 
in der Föderation der liberalen und demokratischen 
Parteien vorgeschlagen, daß die bestehende euro-
päische Rechnungseinheit zum Kern einer wäh-
rungspolitischen Zusammenarbeit gemacht wird und 
damit den Beginn eines Europäischen Währungs-
systems darstellt. Meine Damen und Herren, genau 
das ist in Brüssel beschlossen worden. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Also, wenn Sie da  den.  Kopf schütteln, muß ich Sie 
wirklich bitten, einmal das durchzulesen, was ge-
stern beschlossen worden ist. Sie haben doch ge-
rade vom Bundeskanzler gehört, daß die Europäische 
Währungseinheit, die man nun Ecu nennt, den Be-
ginn einer solchen europäischen Währung mit einer 

ganzen Reihe von Funktionen — Interventionsaus-
gleich, Zahlung zwischen den einzelnen Banken und 
dem Europäischen Währungsverbund — darstellen 
soll. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, ich gebe Ihnen ein-
mal unser Programm. Es lohnt sich nämlich wirklich, 
das ,Programm zu lesen. Dort haben wir z. B. wörtlich 
gesagt, diese Währungseinheit könnte als erstes 
eine Funktion bei einem europäischen Währungs-
system erfüllen, das Ausgleichszahlungen der einzel-
nen Bundes- und Notenbanken untereinander vor-
sieht. Genau das ist hier geschehen. Wenn Sie eine 
Reserve in Höhe von 20 % Ihrer Gold- und Dollar-
reserven in den europäischen Währungsreserve

-

fonds einbringen, erhalten Sie eine Gegenleistung in 
Ecu. Das ist genau das, was wir damals vorgeschla-
gen haben. Gestatten Sie bitte, daß wir, obwohl wir 
eine Regierungsfraktion sind, stolz darauf sind, daß 
wir in diesem Fall schon vor den eigentlichen Re-
gierungsbeschlüssen gedacht haben. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Sie brauchen doch 
nichts Selbstverständliches zu sagen! Sie 
sind immer dabei! Das ist doch bekannt! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Aber Herr Kohl, ich habe nicht davon gesprochen, 
wir seien dabeigewesen: Wir haben vorgedacht. 
Eigentlich ist das die Aufgabe der Opposition. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Erneuter Zu

-

ruf des Abg. Dr. Kohl [CDU/CSU]) 

Vielleicht sollten Sie sich einmal daran gewöhnen, 
auch ein bißchen vorzudenken. Dann kämen Sie von 
diesen Bänken herunter. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir haben damals schon gesagt, daß die Unab-
hängigkeit der Deutschen Bundesbank insbesondere 
für die Durchführung der ihr durch Gesetz übertra-
genen Aufgaben, die Währung zu sichern und für 
eine stabilitätsorientierte Geldpolitik zu sorgen, un-
angetastet bleiben muß. Meine Damen und Herren, 
ich sage und erkläre hier für meine Fraktion: 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Für welche?  — 
Dr.  Ritz [CDU/CSU] : Für welchen Teil?) 

Falls sich in der Prüfung dieses Währungssystems 
in den folgenden Monaten auch nur die geringste 
Gefahr für die Stabilitätspolitik dieser Bundesregie-
rung ergeben sollte, werden wir dieses System nicht 
weiter unterstützen. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir werden dieses System als Instrument unserer 
stabilitätsorientierten Geldpolitik, die wir in der 
Bundesrepublik verfolgen, nutzen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Ich möchte auf einen weiteren Punkt hinweisen, 
der in den Ausführungen des Bundeskanzlers eine 
Rolle gespielt hat und der für die weitere Entwick-
lung der Europäischen Gemeinschaft von Bedeutung 
ist, und zwar. die geplanten Maßnahmen zur Unter-
stützung der Wirtschaft der weniger wohlhabenden 
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Mitgliedstaaten. Wenn man da von „less prosperous 
countries" spricht, hat man .noch nicht den höchsten 
Grad der fachmännischen Politikersprache erreicht. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Seien Sie vorsichtig! 
Sie bewegen sich in die Nähe der Kritik!) 

Deswegen schlage ich vor, in Zukunft von „LPC" 
zu sprechen. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Diese weniger wohlhabenden Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft legen mit Recht Wert 
darauf, daß ihre Verpflichtungen aus dem Wäh-
rungssystem ein Äquivalent in einer verstärkten 
Regionalpolitik, Sozialpolitik, in einem verstärkten 
Ressourcentransfer zwischen den reicheren und är-
meren Regionen der Gemeinschaft finden müssen. 
Ich glaube, wir sollten ruhig die richtigen Worte und 
Bezeichnungen dafür nehmen, ohne daß wir uns da-
mit einer Beleidigung schuldig machen; denn es hat 
ja vielfältige historische Gründe, daß sich die Mit-
gliedsländer der Europäischen Gemeinschaft wirt-
schaftlich unterschiedlich entwickelt haben. 

Ich glaube, wir müssen über das hinausgehen, 
was in diesem Beschluß vereinbart worden ist. Ich 
sage Ihnen, meine Damen und Herren — das kann 
ich nicht im Auftrage meiner Fraktion sagen, das ist 
jetzt meine persönliche Meinung -: ich halte den 
Betrag, der hier vereinbart worden ist, für nicht aus-
reichend, um einen solchen Ressourcentransfer zu 
finanzieren und wirkungsvoll vorzunehmen. Die 
Kommission hat eine Sachverständigenkommission, 
die sogenannte McDougal-Gruppe, beauftragt, ein-
mal zu untersuchen, welchen Effekt der Haushalt 
der Gemeinschaft auf dieses Ungleichgewicht zwi-
schen den Regionen hat. Diese Sachverständigen-
gruppe hat festgestellt, daß man die heute eingesetz-
ten Mittel verzwanzigfachen müßte, um überhaupt 
einen volkswirtschaftlich nennenswerten Effekt zu 
erzielen. Wir sind weit davon entfernt, diese Summe 
je erreichen zu können, aber die Beträge, die hier 
vorgesehen sind, sind nach meiner Meinung nicht 
ausreichend. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf ein 
institutionelles Problem hinweisen, das sich hier 
stellt und das der Europäische Rat, wie ich einer 
Formulierung in diesem Beschluß entnehme, auch 
wohl gesehen hat, die Frage nämlich, wie diese zu-
sätzlichen Leistungen für Regionen in Mitgliedslän-
dern, die nicht so entwickelt sind, institutionell zu 
bewirken sind. Meine Damen und Herren, das Euro-
päische Parlament wird mit Sicherheit nicht zulas-
sen, daß es zu einer Automatik dieser Leistungen 
kommt, die mit Wechselkursänderungen verbunden 
wird, sondern hier müssen politische Beschlüsse der 
dafür zuständigen politischen Gremien gefaßt wer-
den. Das heißt: wenn wir eine Verstärkung unserer 
Regional- und Sozialpolitik vornehmen wollen, dann 
muß die Haushaltsbehörde, dann müssen Rat und 
Parlament gemeinsam diese Maßnahmen beschließen 
und verantworten. Es geht nicht, daß wir sozusagen 
neben der Reserve, die die eigentlichen Wechsel-
kursschwankungen auffangen und vermeiden soll, 
eine weitere Reserve haben, aus der dann automa-
tisch Geld abfließt, wenn sich durch die Währungs

-

kursänderung anzeigt, daß irgendeine Region sol-
ches Geld beanspruchen kann. Wir brauchen eine 
kohärente, in sich geschlossene Regionalpolitik, und 
die weiden Sie nur erreichen, wenn man sie durch 
eine politische Debatte im Parlament, zwischen den 
Institutionen formuliert und durchsetzt. Deswegen 
weise ich darauf hin, daß wir die Bundesregierung 
in diesem Punkte auch dann unterstützen werden, 
wenn sie dafür sorgt, daß diese begleitenden Maß-
nahmen im Rahmen der europäischen Institutionen 
beschlossen werden können. 

Letter Teil meiner Bemerkungen, Herr Präsident, 
meine Damen und Herren: die vier Punkte, die der 
Bundeskanzler als das Ergebnis der deutschen Präsi-
dentschaft erwähnt hat. 

Zu dem einen Punkt, zum Europäischen Wäh-
rungssystem, haben wir uns heute nachmittag schon 
unterhalten; dazu brauche ich nichts mehr zu sagen. 

Ein Wort zur Erweiterung. Wir begrüßen, daß die 
Verhandlungen mit Griechenland sich so gut ent-
wickelt haben, daß wir vor einem Abschluß der 
Verhandlungen stehen und damit zu rechnen ist, 
daß vielleicht bereits im Jahre 1980 Griechenland 
Mitglied der Gemeinschaft wird. Wir wünschen 
aber ebenso, daß die Verhandlungen mit Spanien 
und Portugal unverzüglich aufgenommen und fort-
gesetzt werden, damit sie ebenfalls möglichst rasch 
zu einem Ergebnis kommen; denn die letzten Ereig-
nisse in Spanien zeigen eines ganz deutlich: Wenn 
es der Europäischen Gemeinschaft nicht gelingt, 
möglichst rasch diese Länder in ihrer demokrati-
schen Entwicklung dadurch zu unterstützen, daß man 
sie in die Gemeinschaft der Demokratien in der 
Europäischen Gemeinschaft aufnimmt, dann kann es 
möglicherweise Rückfälle in Regierungssysteme ge-
ben, die demokratischen Ansprüchen nicht mehr 
genügen. Das muß man auch im Zusammenhang mit 
dem einen oder anderen agrarpolitischen Problem 
sehen. Sicher wird sich hier ein solches Problem vor 
allen Dingen für Italien und Frankreich stellen. Aber 
wir sollten diese Frage nicht nur unter dem Ge-
sichtspunkt der Probleme in der Agrarwirtschaft 
und in der Wirtschaftspolitik sehen, sondern vor 
allen Dingen als einen Beitrag, den wir zur Entwick-
lung der Demokratie in Europa leisten können. Das 
scheint mir wichtiger zu sein als manches Detail-
problem, das dabei auftauchen mag. 

Nebenbei gesagt: Weil ich gerade von der Agrar-
politik spreche, darf ich noch einmal auf das Euro-
päische Währungssystem zurückkommen. Es gab 
schon Befürchtungen, daß das Auswirkungen auf 
die Agrarpreise des nächsten Jahres haben könnte, 
negative für die deutsche Landwirtschaft. Auch das 
wurde ausgeschlossen. Insofern haben wir auch ein 
befriedigendes Ergebnis zu verzeichnen. — Ich weiß, 
daß es schlimm ist, wenn die Opposition zugestehen 
muß, daß man eine gute Regierung hat. Das ist 
natürlich nicht angenehm; das ist klar. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Und jetzt?) 

Man sperrt sich gegen so eine Erkenntnis. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU] : Haben Sie den 
Beifall gespürt?) 
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— Ich habe mich ja an Sie gewandt. Ihre wachsende 
Unruhe zeigt auch, daß Sie im Grunde genommen 
gar nicht mehr wissen, wo Sie mit Ihrer Kritik bei 
dieser Europapolitik ansetzen müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schauen Sie mal 
zu Ihren beiden Fraktionen und deren 

Präsenz!) 

— Ich bitte Sie! Meine Fraktion ist prozentual bes-
fer vertreten als Ihre! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schauen Sie mal 
dahin!) 

Außerdem haben wir uns neulich erst über diese 
Frage unterhalten. Ich darf daran erinnern, daß ein 
Fraktionskollege von Ihnen hier eine Bemerkung 
des Fraktionsvorsitzenden der SPD zurückgewiesen 
hat, weil er darauf hinwies, daß die Präsenz in die-
sem Saal nicht einfach abzulesen ist — —

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das ist kein Argument. Das mit diesem allgemei-
nen Problem zusammenzubringen, hilft dem Parla-
ment bestimmt nicht weiter. Wenn Sie von mir 
nichts halten, dann gestatte ich Ihnen das gern. 
Aber wenn Sie vom Parlament nichts halten, dann 
ist das ein Problem für uns alle, und das muß ich 
zurückweisen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Was die Verhandlungen zu Lomé II angeht, so 
gibt es ein Problem, das noch nicht voll geklärt ist. 
Das ist die Frage der Einbeziehung der Menschen-
rechte in das zukünftige System von Lomé II. Wir 
werden uns auch im Bundestag darüber noch unter-
halten müssen. Sicher ist richtig, daß man nieman-
dem ein politisches System vorschreiben kann. Es 
wäre falsch, Entwicklungsländern aufzuerlegen, in 
der gleichen Weise demokratische Ordnungen auf-
zubauen, wie wir das bei uns für selbstverständlich 
halten; denn aus mancherlei historischen Gründen 
mögen sie dazu zunächst nicht in der Lage sein. Aber 
eines, meine Damen und Herren, muß auch klar sein, 
und zwar gerade für die Entwicklungspolitik der 
Europäischen Gemeinschaft: Ein Regime, das stän-
dig und beharrlich Menschenrechte prinzipiell miß-
achtet, kann nicht, darf nicht auf Unterstützung der 
Europäischen Gemeinschaft rechnen, was nicht be-
deuten muß, daß nicht im Einzelfall durch direkte 
Hilfe für die betroffene Bevölkerung etwas gesche-
hen kann; aber eine offizielle Entwicklungspolitik 
der Europäischen Gemeinschaft muß diejenigen Staa-
ten klar ausscheiden, die diese beharrliche und stän-
dige Verletzung von Menschenrechte nicht unterlas-
sen, denn diese Entwicklungspolitik beruht letzten 
Endes auf dem Prinzip der Anerkennung dieser fun

-

damentalen Rechte und auf dem Versuch, sie zu 
Prinzipien einer politischen Ordnung in der Welt zu 
machen. 

Die letzte Bemerkung zu den Direktwahlen: Mei-
ne Fraktion unterstützt den Bundeskanzler in der 
Charakterisierung der Voraussetzungen des Erfolgs 
oder Mißerfolgs dieser Direktwahl. In der Tat, dann, 
wenn es uns nicht gelingt, Europa erlebbar zu ma-
chen, wenn es uns nicht gelingt, den Menschen in 
ihrem Alltag zu zeigen, daß diese Gemeinschaft für 

sie etwas bedeutet, wird uns eine abstrakte Europa-
begeisterung nicht weit genug bringen, um in dieser 
Wahl einen Erfolg für Europa zu erringen. 

Europa war bisher in der Tat eine Gemeinschaft 
der Experten für Experten. Viele Bürger haben sich 
und uns die Frage gestellt, worin wir denn Vorteile 
dieser Gemeinschaft erkennen, was sie uns in unse-
rem alltäglichen Leben gebracht hat. Sind die 
Grenzkontrollen weggefallen, sind in Europa die 
wirtschaftlichen und Währungsverhältnisse verein-
heitlicht worden, haben wir in den wesentlichen 
Prinzipien unseres politischen Zusammenlebens, et-
wa bei den Bürger- und Menschenrechten, eine ge-
meinsame Verfassung erreicht? 

Diese Fragen werden uns gerade auch in dem be-
ginnenden Wahlkampf gestellt werden, und ich 
glaube, daß dieses Währungssystem eine Möglich-
keit des Argumentierens im Wahlkampf bietet, um 
dem Bürger der Bundesrepublik, der ja mit Recht 
darauf achtet, daß seine Geldwertstabilität vertei-
digt wird, zu sagen, daß man Geldwertstabilität auf 
die Dauer auch bei flexiblen Wechselkursen nicht 
allein verteidigen kann, denn was unsere Wäh-
rungsstabilität nach außen, gerade beim Export, be-
deutet, brauche ich hier nicht auszumalen. Alles hat 
ja zwei Seiten, so auch diese Medaille: Eine starke 
Währung bedeutet immer auch eine Schwierigkeit 
für die exportierende Wirtschaft, und wir sind in 
großem Maße auf Exporte angewiesen; jeder vierte 
Arbeitsplatz bei uns ist exportabhängig. Das heißt, 
wir können Stabilitätspolitik nicht allein betreiben; 
wir können unsere Stabilitätspolitik nur durchset-
zen, wenn wir das solidarisch in der Europäischen 
Gemeinschaft tun. Das, meine Damen und Herren, 
will die Bundesregierung mit diesem Europäischen 
Währungssystem erreichen, und dafür hat sie die 
volle Unterstützung meiner Fraktion. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Bun-
desminister für Wirtschaft. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men! Meine Herren! Die Entschließung des Euro-
päischen Rates über die Errichtung eines Europäi-
schen Währungssystems hat — das hat sich ja aus 
dieser Diskussion ergeben — die Europapolitik wie-
der in den Mittelpunkt der politischen Überlegungen 
gestellt, und die Bundesregierung ist dankbar dafür, 
daß diese Debatte heute klarmacht, daß es sich hier 
nicht nur um Währungstechnik handelt, sondern 
auch um einen in hohem Sinne politischen, europa-
politischen Vorgang. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, es ist un-
möglich, hier nicht klar zu sehen, daß dieser neue 
und bedeutsame Impuls für europäische Politik auf 
eine Initiative des französischen Staatspräsidenten 
und des deutschen Bundeskanzlers zurückzuführen 
ist. Niemand sollte dies bezweifeln und in Frage 
stellen. 
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In diesem Sinne, Herr Häfele, möchte ich sagen, 

daß Ihre im großen und ganzen konstruktiven Be-
merkungen zu dem, was in den letzten zwei Tagen 
in Brüssel vereinbart worden ist, aus meiner Sicht 
zu begrüßen sind. Sie werden verstehen, wenn ich 
mit einigem Vergnügen Ihre Formulierung aufgreife, 
die CDU habe die Bundesregierung beim Kampf ge-
gen die Inflation immer gestützt. Ich will das gar 
nicht in Frage stellen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Dazu haben Sie auch 
gar keinen Grund!) 

Nur: es ist ja nicht so lange her, da haben Sie uns 
Inflationspolitik vorgeworfen. Heute nehmen Sie für 
sich in Anspruch, am Erfolg von Stabilitätspolitik 
teilzuhaben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir wollen Ihnen das gerne gönnen. Aber es zeigt 
doch, daß wir mit dieser Politik auf dem rechten 
Wege gewesen sind.  

(Dr. Lampersbach [CDU/CSU] : Wir haben 
Sie auf den Pfad der Tugend gebracht!) 

— Darüber müssen wir uns mal unterhalten, Herr 
Lampersbach, ob für uns der Pfad der Tugend ein 
gemeinsamer ist. Ich bin da nicht so absolut sicher. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Was ist denn nach 
dem Mainzer Parteitag bei Ihnen der Weg 

der Tugend?) 
— Herr Kohl, das geht mir wie mit so vielen Din-
gen. Manches aus Mainz mag ich nicht leiden. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD) 

Der Kernsatz der Vereinbarungen heißt: den 
dauerhaften Erfolg des Europäischen Währungssy-
stems durch eine auf größere innere und äußere 
Stabilität gerichtete Politik zu gewährleisten. Wir 
sind überzeugt davon, daß dies in der Tat den 
Kern ausmacht, daß nämlich eine auf größere in-
nere und äußere Stabilität gerichtete Politik, d. h. in 
diesem Rahmen die erfolgreiche Stabilitätspolitik 
unseres Landes und in den Partnerstaaten, fortge-
setzt werden kann und fortgesetzt werden wird. 

Die Wirtschaftspolitik dieser Bundesregierung 
war immer auf Währungsstabilität ausgerichtet, um 
so Beschäftigung, Wohlstand und sozialen Fort-
schritt zu sichern und zu. mehren. Das Europäische 
Währungssystem ist auf unsere Erfahrung gegrün-
det, daß nur eine stabilitätsorientierte Wirtschafts-
politik auch Währungsstabilität bewirken kann. 

Eines sollten wir — und nicht nur wir, sondern die 
Welt ganz generell — aus den Erfahrungen der letz-
ten 30 Jahre gelernt haben. Es waren 30 Jahre, in 
denen wir es mit Währungssystemen der verschie-
densten Art versucht haben, mit festen Wechsel-
kursen, mit beweglichen Wechselkursen. Jedes 
Währungssystem ist nur so gut wie die Disziplin 
der Länder, die an diesem Währungssystem beteiligt 
sind. Mit disziplinloser interner Wirtschafts- und 
Währungspolitik bringen Sie jedes Währungssystem 
zur Strecke. Dies, glaube ich, ist die Lektion. Die 
Konsequenz daraus muß heißen, daß wir auf Diszi-
plin bei uns und unseren Partnern unverändert be-
stehen müssen. 

Herr Häfele hat vorhin, wenn auch in Frageform 
gekleidet, noch einmal die alte Bemerkung zitiert, 
daß feste Wechselkurse integrieren könnten. Wir 
haben im System von Bretton Woods gesehen, als 
es auseinanderbrach, wie sehr feste Wechselkurse 
desintegrieren können. Und wir haben genau ge-
sehen, daß in einem System freier Wechselkurse 
das Desintegrationsmoment ganz groß werden kann, 
wenn die innere Stabilität und damit die innere 
Kohärenz eines solchen Systems nicht mehr vorhan-
den ist. 

Aber wir können heute feststellen, daß es noch 
niemals zuvor international ein so weitgehendes 
Maß an Übereinstimmung über die Richtigkeit dieser 
wirtschaftspolitischen und währungspolitischen Auf-
fassung gegeben hat. Die Weltwirtschaftsgipfel Lon-
don und Bonn haben dies überzeugend und expressis 
verbis bestätigt, mit einer entschlossenen Haltung 
gegen Inflation, gegen Wirtschaftsprotektionismus, 
mit dem niedergeschriebenen Satz — zum erstenmal 
in internationalen Dokumenten —: Inflation besei-
tigt nicht Arbeitslosigkeit, Inflation schafft langfri-
stig Arbeitslosigkeit. 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wahlkampf!) 

Deswegen war es jetzt der geeignete Zeitpunkt 
für die Gestaltung europäischer Wirtschaftspolitik 
und Währungspolitik, mit diesem Währungssystem 
neue Fundamente zu legen. Jeder Zeitpunkt vorher, 
d. h. bevor dieses Bewußtsein Allgemeingut geworden 
war, hätte das Risiko eines erneuten Fehlschlages in 
sehr viel stärkerem Maße mit sich gebracht, als es 
jetzt der Fall ist. Ich sage „in sehr viel stärkerem 
Maße" und relativiere auch dies: Eine Erfolgsgaran-
tie, meine Damen und Herren, hat auch für dieses 
Währungssystem niemand. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wissen wir!) 

Wenn wir leichtfertig damit umgehen, kann auch 
dieses fehlschlagen; aber die Voraussetzungen sind 
gut. Die Regeln und die Technik sind in Ordnung 
und einwandfrei. Es liegt an uns, aus diesem An-
fang — einen bedeutsamen Anfang! — auch wirk-
lich ein gutes Ergebnis und einen Erfolg zu machen. 

Meine Damen und Herren, die Regeln dieses 
Währungssystems zu erklären, das ist in der Tat ein 
schwieriges Unterfangen. Herr Kollege Rapp hat dies 
vorhin in bemerkenswerter Weise versucht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Versucht!) 

— Ich bleibe ruhig bei „versucht". Ich weiß nicht, 
ob Sie die treffende Bemerkung eines Witzboldes 
vor wenigen Wochen zur Kenntnis genommen ha-
ben: es gebe fünf Leute in der Bundesrepublik, die 
hätten das Währungssystem nicht verstanden, könn

-

ten es aber erklären; es gebe fünf andere, die hätten 
es verstanden, könnten es aber nicht erklären. 

(Katzer [CDU/CSU] : Sie können beides?) 

Es ist in der Tat bei den diffizilen Regelungen, die 
hierin enthalten sind, außerordentlich schwierig, et

-

wa der Anregung erfolgreich nachzukommen — — 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Zu welcher Grup

-

pe gehören Sie?) 
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— Immer in der Mitte, Herr Kollege! 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Nicht „in der Mitte", 
sondern „immer dabei" !) 

Es ist ungewöhnlich schwierig, der Anregung des 
Kollegen Rapp zu folgen, mit einem allgemeinver-
ständlichen Zettel oder einer Handschrift oder einem 
Büchlein das darzustellen. Aber ich glaube, wir kön-
nen sagen, daß die -Regeln dieses Systems wirt-
schafts- und währungspolitische Handlungsfähigkeit 
gewährleisten — nicht zuletzt deswegen, weil sie 
die rechtzeitige und geräuschlose Anpassung der 
Wechselkurse ausdrücklich vorsehen und ermög-
lichen. Das Wort „geräuschlos" hat Herr Häfele ge-
bracht, und ich glaube, er hat damit gemeint, Herr 
Bangemann — und insofern möchte ich ihm beipflich-
ten, wenngleich die Bezeichnung vielleicht etwas 
irreführend ist —, daß keine Vorwarnsignale an 
Spekulanten gegeben werden. 

Die schlechten Erfahrungen, die wir mit dem Sy-
stem von Bretton Woods gemacht haben, sollen sich 
nicht wiederholen, wenngleich — ich sage das noch 
einmal — auch das Europäische Währungssystem 
ohne Risiko nicht zu haben ist. Auf dieser Welt und 
in diesem Bereich gibt es überhaupt nichts, was man 
ohne jedes Risiko bekommen könnte. 

Meine Damen und Herren, wir alle haben — ge-
rade was die Notwendigkeit von Wechselkursan-
passungen anlangt — dazugelernt, und die Schlange, 
die sich viel besser bewährt hat, als es viele von 
uns geglaubt haben, ist nach meiner Ansicht ein 
sehr brauchbares und sehr überzeugendes Beispiel 
dafür. 

Wir wissen — und dies halte ich nun in der Tat 
für einen außerordentlich ernsten Gesichtspunkt —, 
daß es im Lande draußen bei den Bürgern wegen 
der Kompliziertheit der Zusammenhänge, die man 
währungspolitisch nun einmal nicht vermeiden kann, 
eine unterschwellige Befürchtung und auch eine Dis

-

kussion darüber gibt: Bedeutet das, was da gesche-
hen und vereinbart ist, eine Änderung der auf Sta

-

bilität ausgerichteten Währungspolitik? Mit anderen 
Worten: Müssen wir Inflation befürchten, kommt 
sie wieder? Darüber wird bei uns im Lande gespro-
chen, meine Damen und Herren! Wir sollten das 
nicht wegzudiskutieren versuchen. Aber ich meine, 
wir alle miteinander sollten den Bürgern in unserem 
Lande sagen, daß diese Bundesregierung, die sie 
tragenden Parteien und das will ich gern be-
kennen — auch die Opposition, das heißt alle die-
jenigen, die verantwortlich für Wirtschafts- und 
Währungspolitik tätig sind, nicht viele Jahre lang 
die Mühsal, die Lasten und auch die Kosten von 
Stabilitätspolitik auf sich genommen haben, uns von 
der Geißel der Inflation so weit zu befreien, wie 
uns das jetzt gelungen ist, um das in einem solchen 
Akt wieder aufs Spiel zu setzen. Darauf soll sich 
jeder im Lande draußen verlassen können, daß nie-
mand in der Bundesregierung und — wie ich sagen 
will — niemand in diesem Hause so etwas auch nut 
entfernt will. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Regeln des Währungssystems gewährleisten 
auch die Autonomie der Notenbank, der Deutschen 

Bundesbank. Ich möchte einmal deutlich machen, 
daß wir über Autonomie im doppelten Sinne reden 
müssen. Das wird in der öffentlichen Diskussion 
häufig durcheinandergebracht. Wir haben die ge-
setzliche Autonomie, die durch gesetzliches Statut 
verankerte Unabhängigkeit der Notenbank, die un-
abdingbar ist; aber wir brauchen, um diese Auto-
nomie funktionsfähig zu machen, darüber hinaus 
selbstverständlich auch die geldpolitische Autono-
mie der Bundesbank, das heißt ihre Aktionsmöglich-
keiten, das wirkliche Benutzen des Rechtsstatuts in 
Unabhängigkeit und Autonomie. Beide Formen von 
Autonomie, die gesetzliche und die De-facto-Auto-
nomie, die unter ökonomischen Aspekten vielleicht 
noch wichtiger ist, sind in den Regeln des Euro-
päischen Währungssystems gewährleistet. 

Dies gilt, Herr Häfele, auch für die Frage der An-
passungen. Zunächst möchte ich darauf hinweisen, 
daß Veränderungen der Leitkurse und Anpassungen 
von Wechselkursen in unserem System immer in der 
Zuständigkeit der Bundesregierung und nicht in der 
Zuständigkeit der Bundesbank gewesen sind. In der 
Zuständigkeit der Bundesbank sind die Interven-
tionsverpflichtung und die Möglichkeit, Interven-
tionen nicht mehr auszuüben, wenn sie glaubt, mit 
Rücksicht auf Geldmengenpolitik und anderes dies 
nicht tun zu können. Ich will hier nicht auf eine 
Einzeldiskussion der von Ihnen herangezogenen 
Ziffer 3.2 der Erklärungen von Brüssel eingehen, 
aber ich will doch deutlich machen, daß eine Vor-
kehrung dafür getroffen ist, daß, bevor es über-
haupt zu dem Anpassungsvorgang der Leitkurse 
kommt, schon bei Annäherung an die Bandbreiten 
sich ein Anpassungs- und Abstimmungsvorgang 
vollzieht, so daß bei funktionierendem System und 
funktionierender Abstimmung, die nicht auf dem 
Einstimmigkeitsprinzip beruht, die vier Maßnah-
men, die dort vorgesehen sind, ergriffen werden 
müssen und ergriffen werden können, nämlich di-
versifizierte Interventionen, interne währungspoli-
tische Maßnahmen, Änderungen' der Leitkurse oder 
andere wirtschaftspolitische Maßnahmen. 

Ich bin der Überzeugung, daß die Deutsche Bun-
desbank mit Recht, ohne ihre Autonomie aufgeben 
zu wollen oder zu können — niemand wird ihr 
unterstellen, daß sie dies wolle —, diesen Verein-
barungen auch unter diesen Gesichtspunkten zu-
stimmen konnte. Ein für die Bundesrepublik wich-
tiger institutioneller Eckpfeiler unseres Währungs-
systems ist unangetastet geblieben. 

Man kann diese Diskussion nicht führen, ohne 
gleichzeitig die Maßnahme der Regierung der Ver-
einigten Staaten zur Stabilisierung des Dollars min-
destens zu erwähnen. Die Schaffung eines Europä-
ischen Währungssystems ist dadurch erleichtert wor-
den. Es ist für die Weltwirtschaft wichtig, daß bei-
derseits des Atlantiks stabilisierende Kräfte für 
Weltwährungsbeziehungen wirksam werden und 
die Weltwirtschaft festigen. Es wäre im Verhältnis 
zwischen einem Europäischen Währungssystem und 
der amerikanischen Währung gefährlich geworden, 
wenn wir hier eine attraktive Einrichtung geschaf-
fen hätten und auf der. anderen Seite noch immer 
destabilisierende Faktoren im Dollar vorhanden ge- 
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wesen wären, weil diese Attraktivität dann weiter 
zur Destabilisierung des US-Dollar beigetragen 
hätte. Beides mußte parallel laufen. Beides hat sich 
zeitlich ungewöhnlich günstig entwickelt, und wir 
wollen zuversichtlich hoffen, daß dies auch weiterhin 
so fortgesetzt werden kann. Ich übersehe nicht, daß 
es sowohl für unsere währungspolitische Ordnung 
als auch für die währungspolitische Ordnung der 
Vereinigten Staaten durchaus Gefahren aus den 
Eurodollarmärkten und den vielen anderen Dollar-
märkten geben kann. Aber auch hier besteht die 
Einflußmöglichkeit nur darin, daß in Washington, im 
Heimatland des US-Dollar, die notwendige Wäh-
rungsdisziplin gewahrt wird. Daß dies der Fall ist 
und daß man sich darum energisch bemüht, kann 
nur unsere Zustimmung und unsere Unterstützung 
finden. 

Das Europäische Währungssystem wird die Wirt-
schaftspolitik Europas prägen, auch wenn vorerst 
nicht alle Länder unmittelbar daran beteiligt sind. 
Unser Land, die Bundesrepublik, hat bisher als Sta-
bilitätsanker gewirkt. Unsere Verantwortung dafür, 
daß Europa Stabilitätszone zum Nutzen aller euro-
päischen Länder wird, ist mit dem Europäischen 
Währungssystem gewachsen. Ich sage „aller euro-
päischer Länder" mit einer Zukunftsperspektive für 
diejenigen Länder, die sich jetzt noch nicht zum 
Beitritt entschließen konnten. Mit der Beibehaltung 
des Stabilitätskurses in unserem Lande helfen wir 
unseren Partnern, auf diesem Wege ebenfalls er-
folgreich zu sein. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang aner-
kennend erwähnen, wie sehr sich eine mutige und 
entschlossene französische Wirtschaftspolitik darum 
bemüht, Stabilität auch in ihrem Lande zu schaffen, 
wie hier zwar die Konvergenz der Zahlen und der 
Ergebnisse noch nicht erreicht worden ist, wie aber 
die Konvergenz der Politik und die Konvergenz der 
Zielsetzungen in vollem Umfang vorhanden ist. Ich 
wage zu behaupten, ohne diesen Meinungswandel 
wäre eine Initiative des französischen Staatspräsi-
denten zur Schaffung dieses Währungssystems kaum 
denkbar gewesen. 

(Beifall bei der FDP) 

Daß Mut dazu gehört, eine solche Politik nach so 
vielen Jahren anderer Ausrichtung zu beginnen, 
steht wohl außer Zweifel. Es geht in allen Ländern 
um die gleichen Ziele: um Vollbeschäftigung, um 
Wohlstand und um sozialen Fortschritt. 

Mit Recht hat der Kollege Bangemann vorhin dar-
auf hingewiesen, daß die Europäische Gemeinschaft 
immer noch — und durch den Beitritt wird sich dies 
verstärken — ein Gebilde mit recht unterschied-
lichen Lebensbedingungen ist, so daß auch die wirt-
schaftspolitischen Ausgangsbedingungen verschie-
den sind. Konvergenz im Sinne stabilitätsorientierter 
Wirtschaftspolitik ist deswegen zwar unerläßlich 
notwendig, aber sie ist nicht die hinreichende Be-
dingung für das europäische Einigungswerk. Erreicht 
werden muß, daß die Lebensbedingungen in allen 
Siedlungsgebieten Europas befriedigend, menschen-
würdig und entwicklungsfähig sind — auch im Inter-
esse unseres Landes. Unabdingbar ist auch eine 

gerechte und vorbehaltlose Beteiligung aller Part-
nerländer an dieser Politik der Gemeinschaft. 

Die Schaffung eines Europäischen Währungssy-
stems kann nicht gleichzeitig alle diese Aufgaben 
lösen. Ein Währungssystem kann nicht die Wäh-
rungsrelationen stabilisieren, die Lebensbedingun-
gen vereinheitlichen und das Agrarsystem reformie-
ren. Dies wäre Überfrachtung und Überlastung. Wer 
das verlangt und das erwartet, der baut die Mög-
lichkeit des Scheiterns in das Europäische Wäh-
rungssystem am Tage des Beginns ein. Ich möchte 
davor nachdrücklich warnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dies sollten, so meine ich, auch die Partnerländer in 
der Gemeinschaft sehen, die sich noch überlegen 
wollen, ob sie dem System beitreten oder nicht, 
oder die noch warten wollen. 

Es muß jetzt darum gehen, die unmittelbar mit 
diesem Währungssystem verbundenen Übergangs-
probleme zu bewältigen. Die -Bewältigungsinstru-
mente aber, meine Damen und Herren, liegen in den 
Instrumenten gemeinschaftlicher Politik wie Regio-
nalfonds, Sozialfonds und anderen. Dazu war und 
dazu ist die Bundesregierung bereit — sie hat dies 
auch in Brüssel erklärt —, beträchtliche Mittel auf-
zuwenden. Aber die Gestaltung der regionalen Le-
bensbedingungen liegt im wesentlichen immer in 
der Hand des jeweiligen Landes selbst. Die gemein-
schaftlichen Aktionen können immer nur subsidiär 
sein. 

Ich möchte nach meiner Erfahrung und vielen Ver-
handlungen und Beratungen in den Ministerräten in 
Brüssel allerdings auch einen Satz hinzufügen. Herr 
Bangemann hat gesagt — auch der Herr Bundeskanz-
ler hat vorhin davon gesprochen —, daß den less 
prosperous countries geholfen werden muß. Aber 
ich meine, daß eine sehr sorgfältige und objektive 
Definition derer, die less prosperous sind, versucht 
werden müßte. Bei manchem hat man den Eindruck, 
wie es der „Guardian" in der vorigen Woche ge-
schrieben hat, daß er gern Mitglied eines Vereins 
werden möchte, ohne die Vereinsbeiträge zahlen zu 
wollen und sich an die Vereinsstatuten zu halten. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das soll 
es auch anderswo geben!) 

— Deswegen ist es nicht nachahmenswert, und au-
ßerdem braucht man es auch nicht zu akzeptieren. 

Meine Damen und Herren, das Europäische Wäh-
rungssystem wird für die währungs- und wirtschafts-
politische Stabilisierung Europas geschaffen. Es soll 
auch - und dies ist aus unserer wirtschaftspoliti-
schen Sicht natürlich ein wesentliches Element 
den innergemeinschaftlichen Handel auf eine brei-
tere, festere, zunehmend wachsende Basis stellen. 
Der Bundeskanzler hat mit Recht davon gesprochen, 
die Zahlen seien rückläufig. Es ist an uns, etwas da-
für zu tun, die Kalkulierbarkeit zu erhöhen und für 
den Export bessere Positionen zu schaffen — wenn 
wir beim innergemeinschaftlichen Handel überhaupt 
noch von Export sprechen wollen; das erscheint zwar 
noch so in den Statistiken, aber es scheint mir ei-
gentlich schon lange als nicht mehr ganz richtig. 
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Das Europäische Währungssystem — auch das 

sollten wir deutlich sagen — ist aber nicht gegen 
die übrige Welt und nicht gegen bestimmte Wäh-
rungen gerichtet. Europa will weltoffen sein und 
weltoffen bleiben, auch auf währungspolitischem 
Sektor. Das Währungssystem ist ein Beitrag zur 
Stabilität auch in der Weltwirtschaft. Es ist kein 
Schritt zu europäischer Abkapselung. Die europäi-
sche Wirtschaft — und in ihr die Wirtschaft der 
Bundesrepublik Deutschland — ist und bleibt ein 
verantwortungsbewußter Partner der freien Welt-
wirtschaft. Was für Europa gilt, wird auch für die 
übrige Welt von uns anerkannt: das Recht auf freie 
wirtschaftliche Entfaltung und auf die Schaffung be-
friedigender entwicklungsfähiger Lebensverhältnisse. 

Deshalb setzen wir uns mit unseren europäischen 
Partnern ganz entschieden dafür ein — und in der 
nächsten Woche werden diese Verhandlungen in 
Genf und in der übernächsten Woche dann in Brüs

-

sel fortgeführt —, daß auch im internationalen Han-
del, also im GATT, durch die angestrebte neue Ver-
einbarung bald eine neue und aussichtsreiche Per-
spektive eröffnet wird. Die Zeichen dafür, meine Da-
men und Herren, stehen jedenfalls innerhalb des ge-
setzten Zeitraums nicht so gut, wie wir uns das wün-
schen könnten. Das heißt nicht, daß wir unseren 
Optimismus fahren lassen, und das heißt erst recht 
nicht, daß wir die Zähigkeit aufgeben, mit der wir 
für eine Festigung international funktionierender 
Handelsregeln arbeiten müssen. 

Wer der Verantwortung gegenüber der Wirtschaft 
dieses Landes gerecht werden will, die nahezu 30 % 
ihrer Produktion exportiert, der muß mit allen Kräf-
ten und allerdings auch mit der Unterstützung der 
politischen Parteien und der politischen Gruppie-
rungen in diesem Lande für diesen weltoffenen Han-
del eintreten — und die Bundesregierung wird dies 
tun. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das Europäische Währungssystem wird dazu bei-
tragen, die Währungsrelationen in Europa zu stabi-
lisieren und die Perspektiven für die Wirtschafts-
entwicklung zu verbessern. Ein Fehlschlag würde 
nicht nur ein Rückschlag für Europa, sondern auch 
ein Rückschlag auf dem Wege zu Stabilität und Voll-
beschäftigung in der Europäischen Gemeinschaft 
sein. Aber ich denke — und die Bundesregierung ist 
davon überzeugt —, daß wir an diese neue Aufga-
be mit Zuversicht gehen können, vor allem deswe-
gen, weil bei den Regierungen unserer Partnerlän-
der die Entschlossenheit zu stabilitätspolitischem Er-
folg besteht. Das Europäische Währungssystem wird 
dann dazu beitragen, das Vertrauen der Bürger in 
eine gemeinsame europäische Zukunft zu festigen. 

Die Bundesregierung bittet das Parlament, die 
Deutsche Bundesbank, Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer, alle, die mit dem wirtschaftlichen und wäh-
rungspolitischen Prozeß in unserem Lande in der 
täglichen praktischen Arbeit beschäftigt sind: Hel-
fen Sie mit, unsere Wirtschaft und unsere Währung 
in Ordnung zu halten; denn dann leistet unser Land 
seinen Beitrag für stabile Wirtschafts- und Wäh-
rungsverhältnisse auch in Europa. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen (14. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
Deutsche Bundesbahn 
— Drucksachen 8/849, 8/1464 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Wendt 

Wünscht der Berichterstatter das Wort? — Das ist 
nicht der Fall. 

Ich eröffne die Debatte. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist dringend 
notwendig, daß sich der Deutsche Bundestag mit der 
Situation und den Problemen der Deutschen Bundes-
bahn befaßt. Die alarmierende finanzielle Situation 
der Bahn, der Rückgang ihres Verkehrsaufkommens 
sind nicht nur bundesbahnspezifische Probleme, 
sondern allgemeine Probleme von größter Bedeu-
tung und Dringlichkeit. 

Die Deutsche Bundesbahn ist, leider Gottes, zu 
einem Haushaltsrisiko geworden. Der Zuschußbedarf 
aus dem Bundeshaushalt ist in den letzten Jahren 
sprunghaft angestiegen. Für 1979 sind dafür rund 
15 Milliarden DM veranschlagt. Die Verschuldung 
der Bahn hat den Stand von 32 Milliarden DM er-
reicht. Der verkehrspolitische Sprecher der FDP hat 
vor kurzem die Bahn ein „rollendes Haushaltsrisiko" 
genannt. Er hat allerdings vergessen, daß die FDP 
seit neun Jahren die Verantwortung in der Ver-
kehrspolitik mitträgt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Seit Jahren, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, hören wir von den SPD-Verkehrsministern 
oder auch in Regierungserklärungen, daß der Bun-
desbahn geholfen werde, ihre finanzielle Lage zu 
verbessern, ihr den gesicherten Platz im Verkehrs-
geschehen zu erhalten. Eine Untersuchung über die 
Bahn ist der anderen gefolgt. Ein Plan hat den ande-
ren abgelöst. Werbewirksame Titel wurden dafür 
präsentiert. Passiert ist aber nichts. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider, leider!) 

Man hat die Eisenbahre und die Eisenbahner hängen-
lassen. Diese Politik der leeren Versprechungen, des 
Treibenlassens der Verhältnisse ist unverantwort-
lich. Diese Politik geht aber leider Gottes weiter. 
Der Bundesverkehrsminister vertröstet uns wieder 
auf neue Modelle, auf europäische Lösungen, die 
sicher notwendig sind, von denen aber in allernäch-
ster Zeit kein Heil zu erwarten ist. 

Wir von der CDU/CSU haben die Bundesregie-
rung in den letzten Jahren laufend vor der jetzt ein-
getretenen Entwicklung gewarnt. Die Probleme wä-
ren leichter zu lösen gewesen, wenn die Entschei- 
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dungen nicht ständig aufgeschoben worden wären. 
Es ist eine Tatsache, meine sehr verehrten Damen 
und Herren von der Koalition, daß die Bundesbahn 
unter Ihrer politischen Verantwortung mit galoppie-
render Geschwindigkeit in die roten Zahlen gefah-
ren ist, daß sie heute in einer hoffnungslosen Si-
tuation ist. Dies können Sie nicht bestreiten. Die 
politisch Verantwortlichen und Handelnden sind in 
einer parlamentarischen Demokratie nun einmal die 
Regierung und die sie tragenden Parteien und nicht 
die Opposition. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Der Erste Präsident der Deutschen Bundesbahn 
hat am 31. Mai dieses Jahres vor dem Haushalts-
und Verkehrsausschuß des Bundestages erklärt: 
„Wir sehen keine Möglichkeit mehr, die Eisenbah-
ner zu motivieren." Diese Äußerung sagt doch deut-
lich, wie es um die Bahn steht. Die Bundesbahn hat 
zu allen Zeiten gute Mitarbeiter gehabt. Es hat sie 
ausgezeichnet, daß sie treue, einsatzbereite Mit-
arbeiter gehabt hat. Heute können sie nicht mehr 
motiviert werden. Dies ist doch ein schlimmes Er-
gebnis dieser Verkehrspolitik der Bundesregierung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in den 
letzten neun Jahren SPD/FDP-Regierung haben wir 
sieben Bundesbahnkonzepte gehabt, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

die alle als große Erfolge gefeiert wurden, aber alle 
schnell wieder in der Versenkung verschwunden 
sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Außer Spesen 
nichts gewesen!) 

Es ist vorgegeben worden, mit diesen Plänen wür-
den die Probleme der Bahn gelöst. In Wirklichkeit 
hat sich die Regierung aber vor der Verantwortung 
und vor der Entscheidung gedrückt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich erinnere an den Leber-Plan. 

(Zuruf von der SPD: Wer hat denn den 
kaputtgemacht?) 

Der Herr Kollege Leber war eben noch hier. Offen

-

bar hat er vor der Verkehrspolitik jetzt erneut die 
Flucht ergriffen. 

(Zuruf von der CDU: Er ist abgetreten! — 
Wehner [SPD] : Lassen Sie doch diese fau

-

len Witze!) 

Ich erinnere an das Ausbauprogramm 1973, an das 
Programm „Der Mensch hat Vorfahrt", dem dann 
ein Supersparprogramm gefolgt ist. Ich erinnere an 
die Zielvorgaben 1975, an den großen Strecken-
stillegungsplan 1976 und dann an den Leistungsauf-
trag an die Bahn 1977. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit die-
ser gefährlichen Verschiebetaktik muß Schluß ge-
macht werden. Der Bundesbahn, aber auch der deut-
schen Volkswirtschaft ist mit dieser Politik großer 
Schaden zugefügt worden. 

Der Herr Bundesverkehrsminister wird heute wie-
der mit der Ausrede kommen und erklären, daß er 
nun neue Modellversuche bei der  Bahn abwarten 

müsse. Wir haben bei dem Hearing am 31. Mai die-
ses Jahres von einer erheblichen Anzahl von Sach-
verständigen und vor allem vom Ersten Präsidenten 
der Deutschen Bundesbahn Forderungen nach um-
wälzenden Maßnahmen bekommen, nämlich die 
Trennung von Fahrweg und Betrieb sowie die Pri-
vatisierung der Bahn mit allen personellen und 
organisatorischen Konsequenzen. Die Bundesregie-
rung ist sofort auf diesen Dampfer wieder aufgestie-
gen und hat  den  Bundesverkehrsminister am 
14. Juni 1978 beauftragt, 1979 Modelluntersuchun-
gen darüber vorzulegen. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, diese Maßnahme ist eine neue 
Flucht vor der Verantwortung. Herr Minister 
Gscheidle, Sie wissen genau, daß Sie ein solches 
Modell nicht verwirklichen können. Dazu haben Sie 
keine politische Mehrheit, und dabei wird Ihnen ins-
besondere Ihre SPD-Fraktion nicht folgen. Ich erin-
nere an Ihren Plan, die Busdienste von Bahn und 
Post zusammenzulegen und sie in Regionalgesell-
schaften einzuführen — ein harmloses Problemchen 
im Vergleich zu diesem neuen Modellvorhaben für 
die Bahn. Sie mußten zurückstecken, weil Sie von 
Ihrer Fraktion zurückgepfiffen wurden. Sie machen 
jetzt mit diesem Trennungs- und Privatisierungsmo-
dell erneut Wind, obwohl Sie wissen, daß es nicht 
kommt. Dies ist keine seriöse Verkehrspolitik. 

(Topmann [SPD] : Sagen Sie doch mal, was 
Sie wünschen!) 

— Sie werden das noch hören, Herr Kollege Top-
mann. Diese Aufzählung der Tatsachen, die Sachdar-
stellung, die Entwicklung tut Ihnen offenbar weh. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD) 

Ich kann es mir ersparen, auf dieses Modellvorha-
ben einzugehen und mich breit damit auseinander-
zusetzen. 

Ich halte es auch für fraglich, ob mit der Trennung 
von Fahrweg und Betrieb eine Verbesserung der Si-
tuation der Deutschen Bundesbahn erreicht werden 
könnte. Ich habe auch Bedenken. Die Deutsche Bun-
desbahn ist eine technische und wirtschaftliche Ein-
heit. Ich kann mir nicht vorstellen, daß bei einer 
Zerschlagung dieser Einheit etwas gewonnen wird. 

In der letzten Zeit sind Forderungen nach dirigisti-
schen Maßnahmen für die Deutsche Bundesbahn er-
hoben worden. Herr Minister Gscheidle hat ja auch 
im Frühjahr dieses Jahres einen Versuchsballon ge-
startet. Ich halte nichts vom Dirigismus im Verkehr. 
Die Verlustquellen der Bahn würden damit nicht be-
seitigt; der Verkehr würde aber insgesamt verteu-
ert. Die Bundesrepublik nimmt in der Welt bereits 
eine Spitzenposition bei den Kosten in der Wirt-
schaft ein. Der Weg zu einer gesunden Bahn darf 
nicht bei einer Belastung der anderen Verkehrsträ-
ger ansetzen, sondern muß bei der Stärkung des Un-
ternehmens beginnen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Dabei werden sich zwangsläufig Auswirkungen auf 
die anderen Verkehrsträger ergeben. 

Die Bundesbahn braucht einen fairen Wettbewerb. 
Zu einer Versachlichung der Diskussion über die 
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Verkehrsverhältnisse hat meines Erachtens das im 
Auftrag der Bundesregierung vorgelegte Wegeko-
stengutachten des Deutschen Instituts für Wirtschaft 
beigetragen. In diesem Gutachten ist festgestellt 
worden, daß der Kostendeckungsgrad im Wagen-
ladungsverkehr der Schiene 1975 47,8 % betragen 
hat, der Kostendeckungsgard der Nutzfahrzeuge 
des Güterkraftverkehrs 49,5 %. 

Die Bundesregierung hat auf unsere Kleine An-
frage hin folgendes festgestellt: 

Auf Grund der vorliegenden Zahlen kann fest

-

gestellt werden, daß erhebliche Wettbewerbs-
verzerrungen zwischen der Eisenbahn einerseits 
und der Binnenschiffahrt andererseits bestehen, 
keine Wettbewerbsverzerrungen zwischen dem 
Straßengüterverkehr und dem Wagenladungs-
verkehr der Bundesbahn existieren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, den-
jenigen, die dirigistische Maßnahmen fordern, muß 
auch deutlich gesagt werden, daß in der Zwischen

-

zeit ein erheblicher Wandel in Gesellschaft und 
Wirtschaft eingetreten ist, daß auf Lkw und Pkw 
nicht verzichtet werden kann, daß das Rad der Ent

-

wicklung im Verkehrs- und Transportgeschehen 
nicht zurückgedreht werden kann. 

Die Bundesbahn muß in die Lage versetzt werden, 
ihre Kosten zu senken und die Erträge zu steigern. 
Es hat keinen Sinn, über undurchführbare Modelle 
zu debattieren. Wir halten auch weitere Untersu-
chungen nicht für notwendig. Die Probleme sind 
hinreichend bekannt. Was notwendig ist, ist die Ent-
scheidung der verantwortlichen Regierung. 

Die CDU/CSU hat einen Antrag zur Konsolidie-
rung der Bundesbahn ,im Deutschen Bundestag ein-
gebracht. Der Schwerpunkt dieses Antrags sind ein 
finanziell abgesichertes und realisierbares Investi-
tionsprogramm — Herr Topmann, hören Sie zu! — 
für die Deutsche Bundesbahn, die haushaltsmäßige 
Trennung der gemeinwirtschaftlichen Ausgleichslei-
stungen von den betriebswirtschaftlichen Leistungen 
und die beschleunigte Einführung einer unternehme-
rischen Kostenrechnung. Den Zielen unseres An-
trags ist nicht Rechnung getragen worden, wie die 
Koalitionsfraktionen bei der Ablehnung dieses An-
trags im Verkehrsausschuß als fadenscheinige Be-
gründung vorgegeben haben. 

Rationalisierungsmaßnahmen sind dringend not-
wendig und müssen fortgeführt werden. Die Ver-
besserung der Situation der Deutschen Bundesbahn 
ist aber nur mit Investitionen möglich. Die Schwer-
punkte müssen dort gelegt werden, wo die arteige-
nen Vorteile des Schienenverkehrs am besten zum 
Tragen kommen. Vor allem muß die Investitions-
planung realisiert werden können. Die Mittel 
dürfen nicht zur Abdeckung der Verluste verwendet 
werden. 

Die von uns vorgeschlagene Mittelbewirtschaftung 
ist nicht nur eine Umbuchung, wie Sie von der 
Koalition immer behaupten. Sie schafft mehr Trans-
parenz und die Voraussetzung, daß der explosions-
artige Anstieg der Kosten, gerade der gemeinwirt-
schaftlichen Kosten, in Grenzen gehalten wird. Nicht 

die Trennung von Fahrweg und Betrieb kann die 
Probleme der Bundesbahn lösen, sondern die klare 
Trennung zwischen der Eigenverantwortlichkeit und 
der gemeinwirtschaftlichen Aufgabe der Bundesbahn. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der jüngste Bericht des Bundesrechnungshofs über 
die Bundesbahn beweist, wie notwendig die Ein-
führung einer unternehmerischen Kostenrechnung 
ist. Diese Forderung kann nicht einfach vom Tisch 
gewischt werden, wie es die Koalition tut. 

Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklä-
rung 1976 ausgeführt: 10 Milliarden DM aus dem 
Haushalt für die Deutsche Bundesbahn sind zu viel. 
Jetzt haben wir 15 Milliarden DM erreicht, und die 
Entwicklung läuft leider weiter. Diese Diskrepanz 
kennzeichnet doch deutlich das Ergebnis der Ver-
kehrspolitik dieser Bundesregierung. 

Bundesbahnpolitische Entscheidungen sind längst 
überfällig. Die Bahn darf nicht kaputtgemacht wer-
den. Wir brauchen sie in Zukunft im Hinblick auf 
die Entwicklung im Energiebereich. Notwendig ist 
eine Verkehrspolitik auf dem Boden der Wirklich-
keit mit mehr Ehrlichkeit, mehr Mut und Entschluß-
kraft. Dies wollen wir mit unserem Antrag bewir-
ken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Mahne. 

Mahne (SPD) : Frau Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Wenn man den Herrn Kol-
legen Jobst gehört hat, hat man sicher feststellen 
müssen, daß außer einer Menge Kritik wenig an 
Anregungen und Alternativen gekommen ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP - Pfeffer

-

mann [CDU/CSU] : Sie haben nicht zuge

-

hört!) 

Wenn der Kollege Jobst sagt, es mangle der Bun-
desregierung und den sie tragenden Koalitionspar-
teien an bundesbahnpolitischen Entscheidungen und 
Entschlüssen, und wenn er gleichzeitig die Konzepte, 
die bisher entwickelt und kontinuierlich fortgesetzt 
worden sind, nämlich die Zielvorgaben, die Netz-
konzeption und den Leistungsauftrag, beanstandet, 
ohne eigene Alternativen aufzuzeigen, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

dann muß man doch sagen: Hier wird Polemik be-
trieben und wenig Konstruktives in der Sache ge-
leistet. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir sind uns darüber im klaren — und die heu-
tige Aussprache wird das sicher zeigen —, daß das 
Thema „Sanierung der Deutschen Bundesbahn" nicht 
so schnell vergessen werden kann und uns als Pro-
blem natürlich noch manche Jahre beschäftigen 
wird. 

Allerdings ist der Eindruck, den die CDU/CSU-
Fraktion hierzu erweckt, letztlich zwiespältig. Gibt 
man im kleinen Kreis durchaus zu, daß die notwen-
digen Maßnahmen zur Verbesserung der wirtschaft- 
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lichen Lage der Bundesbahn schrittweise durchge-
führt werden müssen, so wird andererseits immer 
wieder versucht, vor diesem Haus und der deut-
schen Öffentlichkeit den Eindruck zu erwecken, man 
brauche nur einige Maßnahmen, die außer der 
CDU/CSU bisher niemand erkannt hat, nachzuholen, 
und alles sei in bester Ordnung. Da wird jede For-
derung unterstützt, die in deutschen Landen irgend-
wo aufgestellt wird und durch die die Rahmenbe-
dingungen der Deutschen Bundesbahn nachteilig 
beeinflußt werden, gleichzeitig aber verkündet die 
CDU/CSU, daß sie alles daransetzen werde, um die 
Bahn aus ihrer schwierigen Situation herauszubrin-
gen. 

Der vorliegende Antrag der CDU/CSU ist hierfür 
ein gutes Beispiel. Da wird ein finanziell abgesi-
chertes Investitionsprogramm für die Deutsche Bun-
desbahn gefordert. Aber auch Ihnen, meine Kolle-
ginnen und Kollegen von der CDU/CSU, ist bekannt, 
daß die Deutsche Bundesbahn über ein solches In-
vestitionsprogramm verfügt. Letztlich läßt sich ja 
ein Unternehmen dieser Größe anders gar nicht füh-
ren. Das vom Bundeskabinett im März 1977 verab-
schiedete koordinierte Investitionsprogramm für die 
Bundesverkehrswege bis zum Jahre 1985 enthält ein 
mittel- und langfristig abgesichertes Investitionspro-
gramm auch für die Deutsche Bundesbahn. 

Die Prioritäten der einzelnen Maßnahmen sind mit 
Hilfe von gesamtwirtschaftlichen Bewertungsmetho-
den festgestellt worden. Die Dringlichkeitsreihung 
der einzelnen Projekte ergibt sich aus dem errech-
neten Kosten-Nutzen-Verhältnis. Schon die mittel-
fristige Finanzplanung des Bundes erfordert bei der 
Deutschen Bundesbahn eine mehrjährige, sich je-
weils auf einen Zeitraum von fünf Jahren erstrek-
kende Investitionsplanung mit entsprechenden Fi-
nanzierungsvorstellungen. Diese Planung wird Jahr 
für Jahr unter Berücksichtigung des Leistungsauftra-
ges und der Kabinettsbeschlüsse vom Juni dieses, 
Jahres fortgeschrieben werden. 

Jeder von Ihnen, meine Damen und Herren, weiß, 
daß die Probleme der Deutschen Bundesbahn in die-
ser Sache keineswegs in der Finanzierung der In-
vestitionen, sondern bei der Durchsetzung draußen 
im Lande liegen. Und da würden wir Ihr Engage-
ment und Ihre Hilfe zum Nutzen der Deutschen 
Bundesbahn durchaus wünschen. Ich will nur einmal 
auf die Schwierigkeiten hinweisen, die beim Strek-
kenneubau im süddeutschen Raum, in Baden-Würt-
temberg — zum Teil auch seitens der baden-würt-
tembergischen Landesregierung — festzustellen 
sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Die CDU/CSU-Fraktion sieht weiterhin Probleme 
beim Planungsvorrat für Sonderprogramme der Bun-
desregierung. Hierzu ist letztlich festzustellen, daß 
die Bundesbahn jederzeit in der Lage ist, in einem 
angemessenen Zeitraum — orientiert an den jeweils 
für Sonderprogramme festzulegenden Prioritäten — 
zusätzliche Investitionen zu tätigen. Die Konjunktur-
programme der Bundesregierung und zuletzt das 
Sonderprogramm für Zukunftsinvestitionen im Be-
reich des Verkehrs weisen im übrigen recht erheb-
liche Zusatzmittel für die Deutsche Bundesbahn aus. 

Natürlich wäre es theoretisch durchaus denkbar, die 
Deutsche Bundesbahn an solchen Sonderprogram-
men mit höheren Anteilen zu beteiligen. Aber dabei 
muß man letztlich doch berücksichtigen, daß zwar 
viele Maßnahmen in die Planungskompetenz der 
Bundesbahn fallen, daß aber für die Abstimmung mit 
Planungen anderer Gebietskörperschaften eine ent-
sprechende Einigung vorausgesetzt werden muß. 
Das braucht in manchen Fällen viel Zeit. Solche 
Maßnahmen eignen sich deshalb naturgemäß nicht 
für Sonderprogramme, die eine relativ kurzfristige 
Realisierung der Projekte zur Voraussetzung haben. 

Lassen Sie mich eine Anmerkung zur Ziffer 3 
Ihres Antrags machen. Der Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn hat auf Grund des Leistungsauftrags 
einen Maßnahmenkatalog für alle beabsichtigten 
Rationalisierungsmaßnahmen, also auch für solche 
ohne Kapitaleinsatz, aufgestellt. Zu diesen Maßnah-
men gehören insbesondere alle Konzentrationsmaß-
nahmen im Organisationsbereich, Konzentration von 
Ämtern und Dienststellen zur Verbesserung der Re-
sultatsverantwortung, prinzipielle Aufrechterhal-
tung des Einstellungsstopps, vorübergehende Be-
schäftigung überzähliger Mitarbeiter in Dienstzwei-
gen mit freien Arbeitsplätzen und Rationalisierung 
in der Fahrzeugunterhaltung, im Oberbaubereich 
und in der Lagerhaltung. 

Meine Damen und Herren, nun komme ich zu dem 
Punkt, der dadurch, daß Sie ihn immer wieder vor-
tragen, auch nicht überzeugender wird. Ich kann 
mich deshalb auch auf das beziehen, was bereits im 
Jahre 1975 Bundesminister Gscheidle unter Bezug-
nahme auf die Zielvorgaben gesagt hat, daß nämlich 
die Kosten für die Verkehrsleistungen grundsätzlich 
durch eigene Erträge gedeckt werden müssen. Lei-
stungen, deren Kosten nicht durch eigene Erträge 
gedeckt werden und die wegen politischer Auf-
lagen erbracht werden müssen, sind durch entspre-
chende Leistungen des Veranlassers zu decken. 

In den Zielvorgaben, die von Ihnen ja gerade so 
bemängelt wurden, Herr Dr. Jobst, wird also ganz 
eindeutig auf das Veranlasserprinzip abgestellt: 
Derjenige, der von der Bundesbahn die Erbringung 
oder Aufrechterhaltung einer nicht kostendeckenden 
Leistung verlangt—dieses braucht ja keinesfalls nur 
die Bundesregierung zu sein —, muß der Bundes-
bahn die entsprechenden wirtschaftlichen Nachteile 
ausgleichen. Dabei sind im wesentlichen drei Fälle 
denkbar: Die Bundesbahn beantragt die Einstellung 
einer nicht kostendeckenden Leistung bzw. die An-
hebung von Tarifen auf ein kostendeckendes Ni-
veau, und der Bundesverkehrsminister lehnt dieses 
ab, und zwar nicht aus verkehrspolitischen Gründen, 
oder der Bundesverkehrsminister verlangt aus dem 
gleichen Grund die Änderung der Verkehrstarife, 
oder der Bundesbahn wird aus den gleichen Moti-
ven durch Gesetz eine nicht kostendeckende ge-
meinwirtschaftliche Leistung auferlegt, z. B. die un-
entgeltliche Beförderung von Schwerbeschädigten 
im Nahverkehr. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Sick? 
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Sick (CDU/CSU) : Herr Kollege Mahne, darf ich 
fragen, ob Ihnen vielleicht inzwischen das Kunst-
stück gelungen ist — um das wir uns bisher vergeb-
lich bemüht haben —, festzustellen, wie denn die 
Bundesbahn selbst ihre wirklichen Kosten ermittelt. 
Bisher gab es das ja wohl noch nicht. 

Mahne (SPD) : Ich komme gleich darauf noch ein- 
mal zurück. Da sind wir bei dem Punkt der Kosten-
rechnung. 

Überwiegend werden die Ausgleichsleistungen an 
die DB derzeit zwar im Rahmen des Verkehrsetats 
bereitgestellt, für den größten Anteil, nämlich für 
den Schienenpersonennahverkehr, steht der ver-
kehrspolitische Aspekt so stark i m.  Vordergrund, 
daß es auch bei Orientierung am Veranlasserprinzip 
dabei bleiben wird. Einige Leistungen auf Grund von 
Auflagen werden der DB aber schon jetzt aus Haus-
halten anderer Ressorts abgegolten. Ihr Antrag, 
meine Damen und Herren von der CDU/CSU, wäre 
eine rein buchhalterische Spielerei. Man kann ihn 
auch eine kosmetische Operation nennen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das Veranlasserprinzip findet nämlich nach meiner 
Meinung seine Grenzen dort, wo durch seine An-
wendung die Ressortverantwortlichkeit des Bundes-
ministers für Verkehr für. die DB verwischt würde. 
Ich glaube, es liegt doch in Ihrem Interesse, diese 
Ressortverantwortlichkeit des Bundesministers für 
Verkehr deutlich zu machen, auch im Haushaltsplan 
selbst. 

(Sick [CDU/CSU] : Das hat wirklich nichts 
miteinander zu tun, Kollege Mahne!) 

Bei der fünften Forderung Ihres Antrages, meine 
Damen und Herren, möchte ich einem .Mißverständ-
nis entgegentreten. Auch die bisherige Kostenrech-
nung — damit komme ich auf Ihre Frage — der DB 
gestattet es durchaus, festzustellen, welche Kosten 
wo entstanden sind. Der Auftrag von Bundesver-
kehrsminister Gscheidle, örtliche Kostenrechnungen 
für alle Dienststellen einzurichten, ist vor dem Hin-
tergrund der beabsichtigten Einführung der Resul-
tatsverantwortung bei der Deutschen Bundesbahn 
zu sehen. Diese Arbeiten wurden aber eingeleitet, 
lange bevor der Opposition die Notwendigkeit und 
auch Nützlichkeit dieser Maßnahmen aufgefallen ist. 

(Sick [CDU/CSU] : Wo sind die Ergebnisse?) 

Ich muß leider feststellen, daß die CDU/CSU-
Fraktion heute keinerlei neuen Gedanken entwickelt 
und keinerlei Vorschläge gemacht hat, wie man es 
besser machen könnte. Wir warten vergebens auf 
diese Vorschläge. Mit ihrem Antrag hilft die Oppo-
sition weder der Deutschen Bundesbahn noch den 
Eisenbahnern, auch nicht dem Ansehen des Parla-
ments, denn jeder Bürger in diesem Land erwartet, 
daß die Abgeordneten sich ernsthaft darum bemü-
hen, die Lasten des Steuerzahlers für die Deutsche 
Bundesbahn zu verringern, aber nicht, daß sie in 
einen Wettlauf um die beste demagogische Aus-
einandersetzung eintreten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Sick? 

Mahne (SPD) : Ich bitte um Entschuldigung; ich 
komme sonst mit meiner Zeit nicht aus, Herr Sick. 

(Milz [CDU/CSU] : Dann wäre eine sach

-

liche Antwort notwendig geworden! — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Sie waren auch 
schon mal besser!) 

Herr Jobst hat vorhin von der Stärkung des Unter-
nehmens gesprochen. Hier gibt es ein Konzept, das 
die Bundesregierung seit 1974 kontinuierlich ver-
folgt. Diese Bundesbahnkonzeption der Regierung 
wird von der SPD-Fraktion voll unterstützt. Wir 
gehen dabei von folgendem aus. 

Erstens. Die Konzentration auf den eisenbahn-
spezifischen Verkehr und Investitionen zur Moder-
nisierung des Unternehmens sind die beiden Grund-
pfeiler dieser Politik. Dieser Grundsatz ist nach wie 
vor gültig. Zu dieser Perspektive gibt es keinen an-
deren Weg. Auch Sie, meine Damen und Herren von 
der Union, haben bisher keinen anderen Weg vor-
geschlagen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es! — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Seit 1974, als die Zielvorgaben des Bun-
desministers für Verkehr, Kurt Gscheidle, vorge-
stellt wurden, ist die Zahl der bei der Bundesbahn 
Beschäftigten — und jetzt komme ich darauf, was 
erfüllt worden ist — bisher um über 60 000 zurück-
gegangen. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Das bedeutet eine Verringerung der Kosten um 
mehr als 2,5 Milliarden DM. Da mag man natürlich 
sagen, es ist noch nichts passiert! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Das ist ein Erfolg, zu dem Sie, meine Damen und 
Herren von der Union, nichts beigetragen haben. 

(Milz [CDU/CSU] : Haben wir auch bei den 
40 000 mitgewirkt, die 1970 eingestellt wor

-

den sind?) 

Ich möchte aber für die gesamte SPD-Bundestags-
fraktion an dieser Stelle den Eisenbahnern einen 
sehr herzlichen Dank aussprechen, denn letztlich 
waren es die Bundesbahner, die große Erschwer-
nisse auf sich genommen und dadurch zu diesem 
finanziellen Erfolg wesentlich beigetragen haben. 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/ 
CSU]: Er hat ja recht! Trotz der miesen 
Politik geht es bei der Bundesbahn noch 

immer weiter!) 

Drittens. Die Zuschüsse des Bundes für Investi-
tionen zur Modernisierung des Unternehmens sind 
in den letzten Jahren erheblich aufgestockt worden. 
Sie betragen in der Zeit von 1969 bis 1978 rund 
13 Milliarden DM. In jener Zeit, in der die Union 
die Verantwortung für die Modernisierung der Bun-
desbahnpolitik trug oder mittrug, ist Derartiges 
nicht auf den Weg gebracht worden. 
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Viertens. Wir wissen, daß auf absehbare Zeit die 

Bundesbahn Problem Nr. 1 der Verkehrswirtschaft 
bleiben wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So lange bleibt 
ihr nicht dran!) 

Der Rückgang der Massentransportvolumen ist nicht 
nur konjunkturell, sondern strukturell bedingt. So 
werden wir noch auf lange Zeit es mit Anpassungs-
problemen zu tun haben. Die Anstrengungen werden 
sich auf vier Bereiche konzentrieren: Rationalisie-
rung von Produktion und Absatz, Anpassung der 
Produktion an den Bedarf, Rationalisierung des Vor-
haltebereiches und Schaffung einer resultatbezoge-
nen Unternehmensorganisation. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihr seid nicht auf 
der Schiene, sondern auf dem Holzweg! — 

Heiterkeit) 

Lassen Sie mich zum Schluß zusammenfassen. 
Niemand hier im Hause hat eine Alternative zu 
der 1974 mit den Zielvorgaben begonnenen Kon-
zeption des Bundesverkehrsministers. Nun mag 
Ihnen das lächerlich erscheinen. Nur, die Alterna-
tive fehlt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Geld braucht 
ihr nicht? 	15 Milliarden Defizit ist Ihre 

Alternative!) 

Die Bundesregierung wird deshalb auch in Zukunft 
in Ermangelung eines Patentrezeptes ihre Politik 
der schrittweisen Stabilisierung der wirtschaftlichen 
Situation der Deutschen Bundesbahn zuwenden müs-
sen. Nur ständig neue Diagnosen und Therapien 
werden die DB nicht genesen lassen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

sondern die kontinuierliche Fortsetzung und Durch-
setzung 

(Zuruf von der CDU/CSU: Des Defizits!) 

der eingeleiteten Zielvorgaben, der Netzkonzeption, 
des Leistungsauftrags werden die therapeutischen 
Maßnahmen sein, die die notwendige Konsolidie-
rung der Deutschen Bundesbahn ermöglichen. Hier-
bei darf die Bundesregierung unserer Unterstützung 
sicher sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist das 
„Prinzip Hoffnung" !) 

Wir werden den Antrag der CDU/CSU deshalb ab-
lehnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Merker. 

Merker (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! In diesen 60 Minuten, in denen wir 
heute erneut über das Problem „Bundesbahn" dis-
kutieren, fährt diese Bundesbahn mit einem Zuschuß 
des Steuerzahlers in Höhe von 1,6 Millionen Mark 
weiter in die roten Zahlen — 1,6 Millionen DM 
Stunde für Stunde, 38,4 Millionen DM Tag für Tag, 
268,8 Millionen DM Woche für Woche. 

Was, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, ändert eigentlich Ihr Antrag an dieser dra-
matischen Entwicklung? 

(Milz [CDU/CSU] : Wir wollen Sie 
problembewußter machen!) 

Was Sie zur Verbesserung der Situation beitragen 
wollen, ist leider weder aus Ihrem Antrag heraus-
zulesen 

(Milz [CDU/CSU]: Sie haben ihn gar nicht 
gelesen!) 

noch dem Beitrag zu entnehmen, den der Herr Kol-
lege Dr. Jobst hier heute nachmittag geliefert hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Debatte über diesen Antrag steht heute fast 
unter den gleichen Vorzeichen wie während der 
ersten Lesung am 29. September 1977 und während 
der Beratungen im Ausschuß für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen am 7. Dezember 
1977 — abgesehen von der Tatsache, daß Sie, meine 
Damen und Herren von der Opposition, in den letz-
ten Monaten verstärkt durch öffentliche Äußerun-
gen ständig die Situation dieses Unternehmens be-
klagen, aber nicht bereit sind, zugegebenermaßen 
unpopuläre, aber nichtsdestoweniger unumgänglich 
notwendige Maßnahmen für die Bundesbahn mit-
zutragen. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Alle Forderungen an die Bundesregierung, die 
Sie in Ihrem Antrag vorgelegt haben, sind, soweit 
sie nicht zum Zeitpunkt der Antragstellung schon 
von der Realität überholt waren, 

(Sehr gut! bei der SPD) 

so formuliert, daß sie nur den Eindruck einer Public-
relations-Aktion für ein Produkt oder in diesem 
Falle für ein Dienstleistungsunternehmen vermit-
teln, von dem Sie selber noch nicht wissen, was 
Sie eigentlich von diesem Produkt oder diesem 
Unternehmen halten sollen. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Warum sagen Sie denn nicht der Öffentlichkeit — 
Sie kennen doch die Dimensionen, von denen ich 
eben gesprochen habe, ganz genau —, daß der Per-
sonalbestand der Bundesbahn in keinem Verhältnis 
mehr zur Ertragssituation dieses Unternehmens 
steht? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie ist „versohlt" 
worden!) 

— Sie ist in der Tat „versohlt" worden; 

(Hoffie [FDP] : Vor allen Dingen von Herrn 
Dr. Jobst!) 

ich empfehle Ihnen diesen Brief einmal zum inten-
siven Studium. Warum sagen Sie nicht offen — die 
Fachleute unter Ihnen wissen dies doch ganz ge-
nau —, daß die Löhne und Gehälter bei der Bundes-
bahn heute mit an der Spitze der Lohnskala in der 
Bundesrepublik stehen? 

(Zuruf von der SPD: Gott sei Dank!) 

Warum sagen Sie nicht, daß diese Tatsache, verbun

-

den mit einem eklatanten Personalüberhang, eine 
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der Hauptursachen für die negative Wettbewerbs-
lage gegenüber der privaten Verkehrswirtschaft und 
für die dadurch entstehende desolate Situation bei 
der Bundesbahn ist? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das müssen Sie 
einmal denen von der SPD sagen!) 

— Ich bin, wie Sie vielleicht der Ankündigung ent-
nommen haben, ein Sprecher der Freien Demokrati-
schen Partei. Wir Freien Demokraten haben schon 
Anfang der 70er Jahre einen rigorosen Personal-
abbau mit dem betriebswirtschaftlich optimalen Ziel 
von ca. 280 000 Beschäftigten gefordert 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nach dem Motto 
„Wir haben es immer gewußt"!) 

und haben dies im Frühsommer dieses Jahres in 
unseren Thesen zur Gesundung der Deutschen Bun-
desbahn bekräftigt. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Machen Sie keine 
Thesen, machen Sie einmal Leistungen!) 

Ich möchte die ausführlichen Bemerkungen meines 
leider allzu früh verstorbenen Kollegen Alfred Ol-
lesch hier nicht wiederholen; sie haben heute wie 
vor einem Jahr ihre Gültigkeit. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, ich 
komme zu Ihrem Antrag. Die Punkte 1 bis 3 Ihres 
Antrages waren schon zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung Grundlagen der Politik dieser Regierung. 
Ich verweise in diesem Zusammenhang auf das In-
vestitionsprogramm für die Neu- und Ausbaustrek-
ken. Die Investitionsplanung der Bahn ist auf fünf 
Jahre im voraus angelegt und wird jedes Jahr neu 
fortgeschrieben. Ein Beispiel dafür, daß Zusatzmit-
tel im Rahmen von Sonderprogrammen auch heute 
schon investiert werden können, ist das Programm 
für Zukunftsinvestitionen, kurz „ZIP" genannt. Hier 
geschieht doch genau das, was Sie in Ihrem Antrag 
fordern. Nur wissen Sie doch genauso gut wie wir, 
daß es nicht damit getan sein kann, eine Investi-
tionsplanung zu betreiben und Mittel bereitzustel-
len; die Realität sieht doch so aus, daß wir ebenso 
wie bei anderen Projekten — wir kennen das doch 
beispielsweise aus dem Straßenbau — in zuneh-
mendem Maße auf Widerstände von seiten der Be- . 
völkerung stoßen und gerade im Bereich der Mo-
dernisierung und der Anpassung des Streckennetzes 
mit soviel Widerstand zu kämpfen gehabt haben, 
daß wir kaum in der Lage sind, die vorhandenen 
Mittel auch zu verbrauchen, geschweige denn eine 
politisch wie unternehmerisch gewollte Maßnahme 
in 'die Tat umsetzen zu können. Diese Diskussion 
haben wir doch schon bei dem Vetsuch der Redu-
zierung des Netzes mit aller Intensität geführt. 

Der Punkt 4 Ihres Antrages mit der Forderung 
nach dezentraler Mittelbewirtschaftung klingt zu-
nächst, das muß ich Ihnen zugeben, ganz gut, hält 
aber bei näherer Betrachtung einer ernsthaften Prü-
fung kaum stand. Abgesehen von der Tatsache, daß 
hundert Mark Zuschuß auch dann hundert Mark 
Zuschuß bleiben, wenn Sie diese hundert Mark auf 
vier Ressorts mit je 25 DM verteilen, möchte ich 
doch nicht versäumen, Sie darauf hinzuweisen, daß 
in Teilbereichen die von Ihnen geforderte Ressort-
verantwortlichkeit seit langem ein Faktum ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Sick? 

Merker (FDP) : Frau Präsidentin, dies ist meine 
erste Rede vor dem Hause, und ich wäre Ihnen 
dankbar, 

(Milz [CDU/CSU] : Haben Sie doch mal Mut!) 

wenn Sie mir gestatteten, diese ohne Zwischenfra-
gen zu Ende zu führen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte schön, Herr Ab-
geordneter. • 

Merker (FDP) : Der stärkste Posten an gemeinwirt-
schaftlichen Leistungen, im Schienenpersonennahver-
kehr, muß und soll auch weiterhin vom Verkehrs-
haushalt getragen werden. Denn wir Freien Demo-
kraten sind der Aufassung, daß der verkehrspoli-
tische Aspekt, wie z. B. Straßenentlastung, und eine 
gesamtwirtschaftlich kostengünstigste Verkehrsbe-
dienung, im Vordergrund dieser Überlegungen ste-
hen müssen. Andere Leistungen, die die Deutsche 
Bundesbahn auf Grund von Auflagen erbringen 
muß, werden auch heute schon von anderen Ressorts 
abgegolten. Beispielsweise werden aus dem Haus-
halt des Bundesministers für Arbeit die unentgelt-
liche Beförderung von Schwerbeschädigten im Nah-
verkehr und aus dem Haushalt des Bundesministers 
für Wirtschaft die Frachthilfe für das Zonenrandge-
biet finanziert. Eine darüber hinausgehende Zersplit-
terung würde nur zu einem größeren Kompetenz-
wirrwarr und zu Leerlauf führen, welche sich nega-
tiv auf die Entscheidungsabläufe der Bundesbahn 
auswirken würden. Denn das ist doch klar: wer zahlt, 
will auch mitreden. 

Im übrigen, meine Damen und Herren von der 
Opposition, ist das Grundproblem im Komplex „Bun-
desbahn" doch nicht die Verteilung der Mittelauf-
kommen auf verschiedene Ressorts, sondern die Tat-
sache, daß dieses Unternehmen einen jährlich stei-
genden Kostenunterdeckungsgrad hat, den wir letzt-
lich kaum noch vor dem Steuerzahler verantworten 
können und der, wenn nichts Entscheidendes pas-
siert absehbar einen Punkt erreichen wird, wo der ge-
samte Verkehrshaushalt aus Zuschüssen an die Bun-
desbahn besteht. Die Bundesbahn ist deshalb zu 
einem echten Haushaltsrisiko geworden. 

Wir stehen vor der Tatsache, daß. mit kleinen 
Schönheitsreparaturen — hinsichtlich Ihres Antrages, 
meine Damen und Herren von der Opposition, 
würde ich sogar von „Makulatur" sprechen — kein 
nennenswerter Erfolg im Hinblick auf die Verbesse-
rung der Unternehmensstruktur der Bundesbahn zu 
erreichen sein wird. Hier gilt es, drastisch greifende 
Maßnahmen nicht zu 'scheuen, bei denen wir in un-
serer Verantwortung als Abgeordnete das Gemein-
wohl beachten und nicht nur auf bestimmte Wähler 
schauen dürfen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da sind Sie ge

-

rade der Richtige!) 
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Der § 28 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezem-

ber 1951 schreibt vor — ich zitiere hier mit Geneh-
migung der Frau Präsidentin —: 

Die Deutsche Bundesbahn ist unter der Verant-
wortung ihrer Organe wie ein Wirtschaftsunter-
nehmen mit dem Ziel bester Verkehrsbedienung 
nach kaufmännischen Grundsätzen so zu führen, 
daß die Erträge die Aufwendungen einschließ-
lich der erforderlichen Rückstellungen decken; 
eine angemessene Verzinsung des Eigenkapitals 
ist anzustreben. In diesem Rahmen hat sie ihre 
gemeinwirtschaftliche Aufgabe zu erfüllen. 

(Milz [CDU/CSU] : Glauben Sie, daß das ge

-

schieht?) 

— Nein, eben nicht. Deswegen lese ich es ja vor. 

(Milz [CDU/CSU]: Es ist also jetzt contra 
legem!) 

Dieser Auftrag des Gesetzgebers — verglichen mit 
der heutigen Situation — bedarf wohl keines wei-
teren Kommentars. 

Wir alle haben uns meiner Meinung nach schon 
zu lange den Vorwurf gefallen lassen müssen, daß 
wir in unserer Kontrollfunktion unseren gesetz-
geberischen Auftrag in der Vergangenheit, aber auch 
heute noch — gelinde gesagt — zu lasch handhaben, 
um nicht zu sagen, daß wir alle, gestern wie heute, 
in unserer Verantwortung für dieses Unternehmen 
DB versagt haben. Wir alle — Regierung, Parla-
ment, Länder und Gemeinden — sind jetzt aufgeru-
fen, gemeinsam und schnell nach Lösungsmöglich-
keiten zur Verbesserung der Situation bei der Bun-
desbahn zu suchen. 

Die FDP ist dieser Verantwortung mit der Vor-
lage sehr konkreter Vorschläge gerecht geworden, 
die vor allem darauf abzielen, das Unternehmen 
wieder führungsfähig zu machen. Dies halten wir 
für besonders wichtig. Hierzu gehört sicher eine 
sachlichere Diskussion als bisher über eine Redu-
zierung des Personalbestandes und des Streckennet

-

zes, aber auch die Erörterung des Problems der 
Trennung von Fahrweg und Betrieb — übrigens des 
Kernpunktes der FDP-Forderungen, die dann später 
vom Deutschen Industrie- und Handelstag übernom-
men wurden. Und wenn Kollege Jobst hier soeben 
in seiner Rede gesagt hat, er halte von diesem Vor-
schlag überhaupt nichts, dann kritisiert er damit na-
türlich auch den Sachverstand des gesamten DIHT. 

Im letzten Punkt Ihres Antrags, meine Damen und 
Herren von der Opposition, stimmen wir Ihnen eben-
so wie vor einem Jahr zu. Die Kostenrechnung des 
Unternehmens für die einzelnen Teilbereiche läßt 
auch heute noch zu wünschen übrig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kann man 
wohl sagen!) 

Wir sollten an dieser Stelle gemeinsam die Forde-
rung nach einer transparenten und damit klareren 
Kostenrechnung an das Unternehmen stellen. Es muß 
vor allem möglich sein, unternehmens- und ver-
kehrspolitische Entscheidungen auf der Grundlage 
einer aussagekräftigen Kostenrechnung leichter zu 
treffen. Allerdings kann diese gemeinsame und im 

Interesse der Steuerzahler dringliche Forderung nicht 
dazu führen, daß wir Freien Demokraten Ihrem An-
trag insgesamt zustimmen; denn er ist, wie ich eben 
ausgeführt habe, in den wesentlichen Punkten über-
holt und entbehrt leider — wie in anderen Sachge-
bieten — jeglicher eigener konkreter Vorschläge, 
die auch dem Bürger einmal klarmachen, was diese 
Opposition eigentlich will: sein Wohl oder sein 
Wehe. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Gscheidle. 

Gscheidle, Bundesminister für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Jede Bundestagsdebatte 
besitzt am Anfang immer die knisternde Spannung, 
ob nicht doch etwas Neues zum Thema gesagt wird. 
Insofern hat jeder zu Beginn die größte Aufmerk-
samkeit. Aber wir tun uns bei diesem Thema 
schwer, um das ganz versöhnlich allgemein zu for-
mulieren. 

Ich glaube, Herr Dr. Jobst, es gibt doch wohl kei-
nen Zweifel, daß sich das Haus in der Feststellung 
einig ist, daß in den Anforderungen der Bundesbahn 
an den Bundeshaushalt ein Haushaltsrisiko liegt. 
Meines Erachtens gibt es auch in dem Schluß Ihrer 
Ausführungen — sozusagen in der Zusammenfas-
sung Ihrer Therapie —, daß man bei der Bundes-
bahn die Kosten senken und die Erträge steigern 
müßte, eine volle Übereinstimmung. Das Problem 
ist eigentlich, wie man dies erreicht. Sie haben hier 
zum wiederholten Male den Vorwurf erhoben, es 
würden zu viele Modelle entwickelt. Natürlich wäre 
es bei Gelegenheit interessant, die Zahl 7 einmal 
nachzuvollziehen — einfach aus Neugierde, welchen 
zur Bundesbahn vorgetragenen Gedanken Sie 
eigentlich das Prädikat „Modell" zuerkennen. 

Die Frage ist einfach, ob der Vorwurf, die Ent-
scheidungen würden zu sehr verzögert, zu beseiti-
gen ist. Ich wende mich nicht gegen den Vorwurf; 
denn in der Tat ist ein Problem der Motivation der 
Eisenbahner natürlich auch darin begründet, daß 
sich ein solches Unternehmen in seinem Prozeß der 
Entscheidungsbildung schwerer tut als ein privat-
rechtlich organisiertes Unternehmen. Die Frage ist 
ja nur: Wie können wir das beseitigen? Ein Vor-
schlag zu diesem Punkt ist beispielsweise, zu sagen: 
Buchen wir doch um! Wenn jemand von der Bun-
desbahn etwas will und wenn dies eine ressortbezo-
gene Forderung ist, dann ressortiert der Ansatz in 
diesem Einzelplan! Der Gedanke ist gar nicht so 
schlecht. Es gibt auch niemanden, der a priori sagte, 
das sollte man nicht machen. Nur bezogen auf den 
Entscheidungsfindungsprozeß, Herr Dr. Jobst, werden 
Sie zugeben, daß damit die Entscheidung bei der 
Bundesbahn nicht beschleunigt wird. Der Gedanke 
hat zumindest für mich, das bekenne ich, trotz der 
Vorteile, die ich darin sehe, das Beängstigende, daß 
noch fünf weitere Ministerien mit den dazugehöri- 
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gen Ausschüssen in die Beratung darüber eintreten, 
und was dies für die Entscheidung bedeutet. Dies 
sage ich aus der Erfahrung als Postminister. Ich sehe 
schon das verständnisvolle Lächeln des ehemaligen 
Postministers Herrn Dr. Dollinger. Wir tun uns 
schon mit den Zuständigkeiten schwer, die wir in 
der jetzigen. Konstruktion haben. Wenn Sie noch 
einige hinzufügen, sollten Sie überlegen, ob das un-
ter der Überschrift der „Beschleunigung der Ent-
scheidungen" hilfreich wäre. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Sick? 

Gscheidle, Bundesminister für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen: Bitte schön. 

Sick (CDU/CSU) : Herr Minister, wir sprechen mit 
Recht von den Eisenbahnern. Sie sind mit mir der 
Meinung, daß es auch die Ehrlichkeit gegenüber den 
Eisenbahnern erfordert, nicht Kosten auf Ihre Rech-
nung mitschleppen zu müssen, die Ihnen nicht zu-
kommen, und daß das allein ein wesentlicher Schritt 
wäre, hier Kostenehrlichkeit herbeizuführen? 

Gscheidle, Bundesminister für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen: Aber natürlich. Wir 
werden da aber gemeinsam mehr als durch polemi-
sche Überspitzungen bewegen. Das ist jetzt nicht 
auf Sie gemünzt. Die Politiker aller Gebietskörper-
schaften in diesem Land sollten sich bemühen, ge-
genüber dem Bürger klarzustellen, daß diese 13,5 
Milliarden DM nicht der Ausgleich für von der Bun-
desbahn und ihren Eisenbahnern verursachte Ver-
luste sei, sondern daß darin 8,5 Milliarden DM auf 
Grund von notwendigen Leistungen enthalten sind, 
die die Bundesbahn zu erbringen hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ein zweites Beispiel möchte ich hinsichtlich Ih-
rer Ausführungen, Herr Dr. Jobst, bringen. Sie 
sagten, der Gedanke der Trennung von Verkehrs-
weg und Betrieb sei ein Beispiel für einen Gedan-
ken, der vom Verkehrsminister sofort übernommen 
und dann in die Prüfung hineingegangen sei. Sie 
schlossen noch eine Bewertung an. Ich könnte dazu 
jetzt auch sofort eine persönliche Bewertung ab-
geben. Ich hielte es schon von der Adresse, woher 
dieser Vorschlag kam, und der Unterstützung her, 
die der Vorschlag gefunden hat, allerdings für rich-
tig, diesen Gedanken untersuchen zu lassen; denn 
ob wir ihm folgen oder nicht, so ist es für die Bun-
desbahn absolut notwendig, daß sie in der Lage 
ist, in einer größeren Kostenklarheit Fragen zu be-
antworten, die sich aus dem Marktgeschehen und 
seiner Entwicklung stellen. Insofern ist der Prozeß, 
der Ende 1974 eingeleitet wurde, für uns alle tat-
sächlich von großer Bedeutung, und es wird sich 
zeigen, wann die Bundesbahn in der Lage ist, durch 
ein spezifizierteres Rechenwerk viele unserer Fra-
gen aus der Politik zu beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Pfeffer-
mann? 

Gscheidle, Bundesminister für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen: Bitte. 

Pfeffermann (CDU/CSU) : Herr Minister, hätten Sie 
für mich Verständnis, wenn ich auf die soeben ge-
stellte Frage noch einmal zurückkomme und Sie 
bitte, an Hand eines Rechnungsjahres die durch an-
dere verursachten Kosten vorzulegen, damit einmal 

auf einer solchen Grundlage ein offenes politisches 
Gespräch geführt werden kann? 

Gscheidle, Bundesminister für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen: Im groben ist das 
möglich — das ist dem Verkehrsausschuß vorge-
legt worden —, im Detail ist das leider nicht mög-
lich. Das hängt mit der zweiten Frage zusammen, 
woraus sich unser Bemühen ergibt, das Rechenwerk 
bei der Bundesbahn zu verbessern, woran sehr in-
tensiv gearbeitet wird. 

Im Zusammenhang mit der Bundesbahn sagt man, 
daß es sieben Modelle gebe, die in sich alle wider-
sprüchlich seien. Nun sind Zitate aus eigenen Äuße-
rungen nie so interessant, wie wenn man auf wis-
senschaftliche Arbeiten zurückgreifen kann; aber 
ich darf Ihnen, Herr Dr. Jobst, und auch den übri-
gen Verkehrspolitikern des Hauses folgendes emp-
fehlen. 

In der Zeitschrift für Verwaltungswissenschaft 
„Die Verwaltung" ist im März eine sehr fundierte 
Abhandlung erschienen, die sich mit der Frage 
beschäftigt, ob eigentlich für die Misere der Bundes-
bahn ein Zickzackkurs der Politik ursächlich war 
und wo die entscheidenden Schaltpunkte waren. 
Ich will das nicht vertiefen; aber ich glaube, für 
die Diskussion insgesamt ist die dortige Abgren-
zung nicht uninteressant, die einmal von einer 
ersten Phase der Weichenstellung spricht — das ist 
die Zeit von 1950 bis 1960 —: Beginn der Liberali-
sierung in der Verkehrspolitik, 1961/1966 das, was 
man Sie wissen, was damit gemeint und abge-
deckt ist — den „Leber-Plan" nennt, von 1967 bis 
1972 die Politik unter dem Verkehrsminister Lau-
ritzen mit der Überschrift „Kursbuch der Verkehrs-
politik" . Ich würde sagen, danach wird dies unter 
der kritischen Beurteilung von solchen Phasen-
abgrenzungen als eine Verstärkung der betriebs-
wirtschaftlichen Überlegungen bezeichnet. 

Nun ist ja in der kontrollierenden Fragestellung, 
ob Verkehrspolitik mit ausreichender Effizienz ge-
macht worden ist, die Frage erlaubt: Ist denn das, 
was mit diesen Überschriften signalisiert ist, die 
entsprechende Antwort auf das, was in der Poli-
tik zur Beantwortung der Fragen anstand? Ich 
würde sagen, von einem Zickzackkurs kann man 
nicht sprechen. Man kann heute — das ist rück-
schauend immer möglich — 20 oder 30 Jahre vom 
Gesichtspunkt dessen, was wir heute wissen, be-
trachten und sagen: Man hat in der und der Zeit 
das nicht gesehen und hat das und das falsch ge- 
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macht. Aber die Frage ist: Hat man es damals ge-
sehen? 

Wir können heute aus einer verhältnismäßig kur-
zen Rückschau unsere Kenntnisse vertiefen und 
auf den Angriff, wir würden uns da ständig ändern, 
folgendes sagen. Ich vermag, Herr Dr. Jobst, wenn 
ich den Zeitraum seit 1974 betrachte — und das 
ist keine Distanzierung von anderen Zeiträumen, 
sondern ich meine nur, dies ist ein noch verhältnis-
mäßig gewinnbringender Zeitraum, den man auf das 
eigene Handeln hin überprüfen sollte —, nicht zu 
erkennen, daß ein Widerspruch zwischen den Ziel-
vorgaben 1974, dem Leistungsauftrag 1977 und den 
Kabinettsbeschlüssen vom 14. Juni besteht. 

Die Richtigkeit in der Sache ist im übrigen nicht 
bestritten. Die Erfolge, die eingetreten sind, wurden 
in dieser Debatte heute schon angedeutet und be-
sprochen. Herr Kollege Mahne hat die Zahlen bis 
Ende 1977 genannt. Wir wissen heute auf Grund 
von Veröffentlichungen der Bundesbahn von An-
fang dieser Woche, daß es Ende dieses Jahres schon 
eine Zahl von 74 000 ist — ich komme auf die Zahl 
aus anderem Anlaß noch einmal zurück — und daß 
das Ziel, das in diesen Vorgaben der Verkehrspoli-
tik gesetzt ist, nach aller Voraussicht nicht nur 
erreicht, sondern etwas unterschritten ist. Ich 
glaube also; die These ist schon zu erhärten, daß es 
sich hier um eine konsequente — und dies schränkt 
nun allerdings, bezogen auf die Forderung, etwas 
ein — und realisierbare Politik handelt, die die 
Bundesregierung gegenüber der Bundesbahn be-
treibt. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Sick? 

Gscheidle, Bundesminister für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen: Ja, aber ich darf Sie 
bitten, das Fragezeichen wegen der Zeit möglichst 
schnell zu setzen. 

Sick (CDU/CSU) : Herr Minister, darf ich Sie fra-
gen, ob Sie mir zustimmen, wennn ich feststelle, daß 
ein Teil der Schwierigkeiten, die auch Sie mit der 
Bahn haben — es ist ja ein schwieriges Problem — 
darin liegt, daß dieses Riesenunternehmen, etwas 
überspitzt gesagt, im Jahre 1978 im Oberbau mit 
Führungsstrukturen aus dem Jahre 1878 geführt 
wird? 

Gscheidle, Bundesminister für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen: Das ist ein inter-
essantes Thema. Ich würde empfehlen, wir unter-
halten uns einmal im Ausschuß darüber. Ich könnte 
die Frage nicht verneinen; aber dies ist nicht die 
ganze Wahrheit. Das wissen auch Sie. Da muß man 
über die Gesamtproblematik eines öffentlichen Un-
ternehmens bei öffentlichem Dienstrecht und bei 
fehlender Resultats- und Leistungskontrolle reden. 

(Dr. Dollinger [CDU/CSU] : Wie ist es mit 
dem politischen Oberbau?) 

— Sie meinen, ob ich der richtige Verkehrsminister 
bin? Da gehe ich davon ans, daß Sie ohne Sachprü

-

fung grundsätzlich unterstellen, Sie hätten die bes-
seren Leute. Aber das ist kein Thema, über das sich 
mit Aussicht auf Erfolg zu streiten lohnt. 

Die zweite These, von der ich im Hinblick auf Ihre 
Diskussion reden möchte, ist folgende. Die Bundes-
regierung ist wirklich der Überzeugung — das ist 
auch bei Ihnen durchgeklungen —, daß die Bundes-
bahn nicht verzichtbar ist. Aber ich sage noch ein-
mal: Wenn wir alle dieser Meinung sind, müßten 
wir alle zusammen mehr tun — damit meine ich alle 
Gebietskörperschaften —, um dem Bürger klarzu-
machen, warum so viel Steuergelder als Ausgleichs-
zahlungen zur Bundesbahn fließen müssen. Wir müs-
sen immer wieder klarmachen, daß der Beitrag der 
Bundesbahn zur Entwicklung der Randgebiete von 
strukturschwachen Zonen notwendig ist, daß sie die 
Aufrechterhaltung eines Verkehrsangebots auch für 
zukünftige, möglicherweise energieärmere Zeiten 
gewährleistet, daß sie die Sicherung der freien Wahl 
der Verkehrsmittel für die Bürger und die Wirt-
schaft garantieren muß — ich habe Zweifel, ob das 
ohne die Bundesbahn noch zu garantieren wäre — 
und daß die Aufrechterhaltung öffentlicher Ver-
kehrsbedienung für jeden Bürger von fundamentaler 
Bedeutung ist. 

Ich könnte mir vorstellen, daß wir auch darin einig 
sind. Wir sollten das aber stärker spüren lassen. 
Die wichtigste Feststellung, in der ich mit Ihnen, 
Herr Dr. Jobst, einig bin, ist die, daß wir eine große 
Schwierigkeit haben, den. Eisenbahner noch zu moti-
vieren. Der Eisenbahner — und jeder Mensch in 
einem Unternehmen — ist mit dem Unternehmens-
ergebnis direkt verhaftet. Wenn keine positiven Ex-
spektanzen für ihn erkennbar sind, ist die Lei-
stungsmotivation gerade in so wichtigen Umstruk-
turierungsprozessen kaum möglich. Wenn wir uns 
hier zusammenfinden könnten, den Eisenbahnern 
gemeinsam klarzumachen, daß sie hier mit uns rech-
nen können, wäre das schon eine wichtige Sache. 

Das sage ich deshalb, weil wir zunehmend die Dis-
kussion haben, ob man das Ganze nicht privatisieren 
sollte. Es wird immer argumentiert, daß dann sehr 
viel mehr Dampf dahinter wäre, daß es dann sehr 
viel mehr Leistung, sehr viel mehr Kostenbewußt-
sein gäbe und sehr viel mehr herauskomme. 

Ich behaupte — mehr als eine Behauptung kann 
das nicht sein —, daß Sie, wenn Sie versuchen, diese 
Aufgabe, die ich ganz grob in der Annahme des Ein-
verständnisses des ganzen Hauses definiert habe, 
jemandem zu übertragen,. der dann die Bundesbahn 
als privatwirtschaftliches . Unternehmen führen müß-
te, niemanden finden werden, der sich danach drängt. 
Ich sehe auch nicht, daß das funktionieren könnte. 
Dies schließt nicht aus, daß man sich überlegen kann, 
wie man in ein öffentliches Unternehmen mehr an 
Verantwortung, an Kontrolle, an Motivation durch 
„positive" Sanktionen hineinbringen könnte. 

Wir haben im Augenblick diese große Diskussion, 
die auch auf einem bekanntgewordenen Briefwech-
sel, den ich mit Herrn Sohl habe, basiert. Ich ver-
öffentliche meine Briefe nicht so gern, bevor der 
Empfänger sie nicht hat; aber irgendwann wird der 
in Rede stehende Brief auch bekanntwerden, so, wie 
in diesem Land Briefwechsel behandelt werden. Sie 
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werden sehen, daß der Punkt, der hier erörtert ist, 
interessant ist. Dieses Problem wird sicherlich auch 
noch in die Beratungen des Verkehrsausschusses 
Eingang finden. Die Realisierung der Idee, daß man 
in diesem Zusammenhang nur gesetzliche Zuständig-
keiten erweitern müsse und sich daraus schon eine 
Verbesserung ergeben würde, hätte allerdings zur 
Voraussetzung, daß wir — und ich meine mit „wir" 
den Bundestag — darauf verzichteten, in vielfältiger 
Weise auf die Bundesbahn Einfluß zu nehmen. Ich 
will nicht kritisieren, daß in der Fragestunde Fragen, 
warum ein Schnitzel kalt serviert werde und warum 
das Toilettenpapier härter geworden sei, behandelt 
werden. Ich könnte mir aber nicht vorstellen, daß es 
für irgendein Unternehmen in diesem Land hilfreich 
wäre, wenn in gleicher Weise auf es Einfluß genom-
men würde. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich kann nur sagen: Die Bundesbahn gibt sich 
große Mühe. 

Ich will Ihnen einmal sagen, in welche Probleme 
die Bundesbahn kommt. Da ich nur noch drei Minu-
ten Redezeit habe, will ich Ihnen in aller Kürze eine 
Datenreihe vom Ende dieses Jahres vortragen, die 
sich auf den Abbau der Personalkosten bei der Bun-
desbahn bezieht: 1974 konnten 52,6 % der Minder-
einnahmen aus dem Verkehrsrückgang nicht aufge-
fangen werden-; 1975/76 waren es 68 %. Ab 1976 ist 
der Rückgang so hoch, daß die Mindereinnahmen 
durch den Abbau von Personalkosten nicht mehr auf-
gefangen werden können. Weiterer Kostenabbau ist 
nunmehr nur noch durch tatsächliche Rationalisie-
rung und nicht mehr durch die Anpassung an den 
Rückgang im Verkehrsaufkommen möglich. Das ist 
für die Unternehmensführung eine ganz neue Quali-
tät. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang eine Bemer-
kung machen. Es gibt auch eine Diskussion, ob der 
Verkehrsminister mit seiner Erklärung, kein Eisen-
bahner werde entlassen, nicht eine Bremse eingebaut 
habe. Dazu gleich noch ein Wort, in dem ich auf die 
viel diskutierte Frage eingehe, wieviel Beschäftigte 
denn nun bei der Bundesbahn sind, die von einer 
sinnvollen Aufgabe her dort nicht in den Lohnlisten 
zu führen wären. Das sind nach Auffassung des 
Bundesbahnvorstands — der ist in seiner Verant-
wortung näher an den Problemen als wir, er wird 
auch ausreichend dafür ausgestattet, 'um solche Din-
ge entwickeln zu können — eben nicht 20 000, son-
dern nur noch 10 000. Genau sind es 10 669 Interes-
sant ist aber, daß sich von denen nur 1 900 Arbeiter 
und 200 Angestellte in einem kündbaren Dienstver-
hältnis befinden. Ich sage Ihnen das deshalb, weil es 
auch im Zusammenhang mit dem erwähnten Brief-
wechsel eine Rolle gespielt hat. Wer eine solche 
Vorgabe bei einem so großen Sozialkörper nicht 
akzeptiert, um das Ganze sozialverträglich zu ma-
chen, wer also mit Entlassungen arbeiten will, der 
muß dann für sich so ehrlich sein und öffentlich 
vertreten, daß er auf dem Rücken der am wenigsten 
geschützten Minderheit die Härte demonstrieren 
will, die gelegentlich in öffentlichen Diskussionen 
verlangt wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie können dabei nicht mit Unterstützung von dem 
derzeitigen Verkehrsminister rechnen. 

Wir sind im übrigen dabei, in der Frage der Ver-
kehrsmarktanpassung der Bundesbahn zu helfen, 
wo wir können. Dazu müssen Sie aber einfach zur 
Kenntnis nehmen, wie problematisch die Entwick-
lung des Verkehrsmarktes ist. 

Bezogen auf das erste Halbjahr 1978, die Zahlen 
hochgerechnet, haben wir im Gesamtverkehr, d. h. 
in der Summe der Verkehrsträger außerhalb der 
Bundesbahn einen Zuwachs von 3,7 %, bei der Bahn 
nur von 1,9 %. Jetzt ist folgendes interessant: Die 
Bundesbahn hat in dieser Entwicklung nur halbwegs 
mitgehalten, indem sie im Montagegüterbereich ei-
nen Zuwachs von 6,7 % durch Modernisierung ihres 
Angebots, durch größere Flexibilität gegenüber 
7,6 % der übrigen Verkehrsträger geholt hat. In dem 
Bereich der land- und forstwirtschaftlichen Erzeug-
nisse hat sie ein Minus von 11,9 % bei einem Plus 
der übrigen Verkehrsträger von 2,9 %. Noch ein 
gravierendes Beispiel: Investitions- und Verbrauchs-
güterindustrie und sonstige Güter minus 4,7 %, 
während die übrigen Verkehrsträger in diesem Be-
reich ein Plus von 3,3 % erzielten. 

Wenn Sie bezüglich der Situation der Verkehrs-
wege sehen, was sich insbesondere auf den Stra-
ßengüterverkehr zubewegt hat, nämlich fast die glei-
che Tonnenmenge, die sich von der Bahn abgewandt 
hat, dann sehen Sie auch, warum wir so große An-
strengungen im Huckepackverkehr, im Containerver-
kehr, durch internationale Vereinbarungen, durch 
verstärkte Zuschußgewährung unternehmen, um der 
Bahn dort zu helfen. Wir können nur hoffen, daß 
wir hier allseitige Unterstützung bekommen. Das 
wird in den Einzelabstimmungen noch schwierig ge-
nug. 

Aber insgesamt zu Ihrer Forderung nach mehr 
Investitionen, Herr Dr. Jobst, um noch einmal auf 
Ihre Eingangsausführungen zurückzukommen: d'ac-
cord. Das war die feste Absicht. Sie wissen — Sie 
können es aus den Diskussionen im Verkehrsaus-
schuß wissen —, daß die Bundesbahn fast 1 Milliarde 
DM von den von uns bereitgestellten Mitteln 1979 
zurückgeben muß. Das heißt, diese Mittel kommen 
wegen der bekannten Schwierigkeiten nicht in An-
satz. Etwas, was sich die Verkehrspolitiker in diesem 
Hause im Interesse der Bundesbahn vornehmen 
könnten, wäre, daß man sich in der Frage des Baus 
notwendiger Güterumschlagstellen, notwendiger 
Neubaustrecken, notwendiger Erweiterungen mit all 
den Schwierigkeiten, die wir da haben, Mühe gibt, 
der Bundesbahn in diesen schwierigen Auseinander-
setzungen Flankenschutz zu geben. 

Im übrigen zeigt auch diese Debatte wieder: Wenn 
wir an die notwendige Verfeinerung dessen gehen, 
mit dem wir als Politiker der Bahn helfen können, 
dann ist die Ausschußsitzung immer der geeignete 
Ort. Ich freue mich immer über die große Sachlichkeit 
bei den Ausschußdebatten. Ich freue mich über die 
große Sachlichkeit übrigens auch bei dieser Debatte 
heute. Ich würde mir wünschen, daß diese Sachlich-
keit auch in der öffentlichen Auseinandersetzung an-
hält. Es bleibt genügend Raum zur Profilierung. Es 
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ist bei allen Auseinandersetzungen nicht notwendig, 
daß der Eisenbahner in den Geruch kommt, als hätte 
er die schwierige Umstellung allein zu vertreten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Abgeordnete Dr. Schulte. 

Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd) (CDU/CSU) : Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Bemer-
kungen von Herrn Verkehrsminister Gscheidle zum 
Schluß wie auch der gesamte Tenor seiner Rede 
waren gekennzeichnet von der Demut, die einem ge-
bührt, der ein solches Wirtschaftsergebnis vorzuwei-
sen hat. 

Ich meine überhaupt, daß diese Debatte sehr inter-
essant war. Herr Kollege Merker von der FDP hat 
uns gezeigt, was Doppelstrategie ist. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Er ist zwar einerseits Mitglied der Koalition, ande-
rerseits hat er sich aber so weit von der Regie-
rungspolitik distanziert, daß wohl die Frage erlaubt 
ist, wann er oder zumindest seine Kollegen diese 
Distanzierung auch einmal in die Tat umsetzen wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Kollege Dr. Jobst 
hat dem Bundesverkehrsminister nicht etwa, wie hier 
gesagt wurde, Widersprüchlichkeiten vorgeworfen. 
Der Kollege Dr. Jobst hat dem Verkehrsminister 
vorgeworfen — und ich wiederhole dies —, daß er 
ständig neue Programme in die Welt gesetzt, sie 
aber nicht realisiert  hat.  Was fehlt, sind nicht neue 
Modelle; was fehlt, sind politische Entscheidungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bundesverkehrsminister wollte 1974 ein op-
timales Streckennetz verwirklichen. Heute haben 
wir eher den Eindruck, als sei sein Programm still-
gelegt, nicht etwa Eisenbahnlinien, an die er heran 
wollte. 

Er wollte im Jahre 1974 — das gehörte zu den 
Zielvorgaben — das Dienstrecht reformieren. Dar-
aus ist nichts geworden. Er wollte in demselben Pro

-

gramm Bahnbus und Postbus zusammenführen. 
Vier Jahre danach sind die Busdienste des Bundes 
immer noch nicht zusammengelegt. 

Er spricht ständig vom Abbau der Wettbewerbs-
verzerrungen zwischen der Bahn und anderen Ver-
kehrsträgern. Auch daraus ist nichts geworden, 
genausowenig wie aus der Abgrenzung der Ver-
antwortlichkeiten zwischen dem Eigentümer Bund 
und dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn in 
Frankfurt. 

Meine Damen und Herren, in seiner ersten Re-
gierungserklärung hat Bundeskanzler Schmidt ge-
fordert, der Zuschußbedarf der Deutschen Bundes-
bahn müsse reduziert werden. Wir waren damals 
bei 10 Milliarden DM. Inzwischen hat der Bundes-
verkehrsminister diese Forderung aufgenommen und 
im letzten Jahr in Form eines Tagesbefehls an die 
Deutsche Bundesbahn festgelegt, daß ihr Defizit ver

-

schwinden müsse. Nur: Das Defizit hat sich nicht 
darum gekümmert, und der Zuschußbedarf der Bahn 
ist inzwischen jenseits von 14 Milliarden DM. 

Meine Damen und Herren, nach all diesen Mo-
dellen, die nicht realisiert wurden — und das hat 
der Kollege Dr. Jobst gemeint —, kommt jetzt ein 
neues Modell in die Diskussion: die Trennung von 
Fahrweg und Betrieb. Ich weiß nicht, warum dieses 
Modell kommt — vielleicht in der Hoffnung, mit 
der Diskussion darüber die nächste Bundestagswahl 
zu erreichen. 

(Zuruf des Abg. Hoffie [FDP]) 

Wir warten gespannt darauf, wann das Modell von 
der Trennung von Lok und Wagen kommt; das fehlt 
in dieser Serie noch. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Mahne? 

Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd) (CDU/CSU) : 
Nein. 

Meine Damen und Herren, in dem Antrag, den 
wir vorgelegt haben, handelt ein Punkt von den po-
litisch verursachten oder gemeinwirtschaftlichen Lei-
stungen. Es ist der politische Block innerhalb 
der Bundeszuwendungen. Bundesverkehrsminister 
Gscheidle und auch die anderen Redner — vor al-
lem Herr Mahne — haben davon gesprochen, hier 
sei nichts zu bewegen. Wenn wir einmal die Ent-
wicklung der Bundeszuwendungen in den letzten 
Jahren anschauen, dann stellen wir unschwer fest, 
daß dies der explosive Teil dessen ist, was sich bei 
der Bahn und bei den Zuwendungen verändert. 

(Zuruf des Abg. Topmann [SPD]) 

Nur, der Bundesverkehrsminister läßt diese Dinge 
laufen, und wenn einmal ein konkreter Vorschlag 
gemacht wird, sorgt er mit dafür, daß er abgelehnt 
wird, obwohl z. B. sein Staatssekretär Ruhnau in der 
Sitzung des Verkehrsausschusses bei dem Thema 
der Abgeltung gemeinwirtschaftlicher Leistungen im 
Schülerverkehr die Frage gestellt hat, warum dies 
eigentlich aus dem Verkehrsetat bezahlt werden 
müsse. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wenn ich dies im Namen meiner Fraktion an-
spreche, dann geht es nicht darum, daß wir etwa 
gemeinwirtschaftliche Leistungen der Bahn demon-
tieren wollen. Was wir brauchen und was wir wol-
len, ist ein sinnvolles Zusammenspiel zwischen un-
ternehmerischer Leistung auf der einen und gemein-
wirtschaftlicher Leistung auf der anderen Seite. Was 
wir wollen und was wir brauchen, ist eine neue De-
finition dieser gemeinwirtschaftlichen Leistungen. 
Es muß für jedermann sichtbar sein, wer was zu ver-
antworten hat. Das ist der Kern unseres Antrags. 
Wer die Musik bestellt, soll sie auch bezahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben heute aufs neue — zuerst vom Kolle-
gen Mahne, nachher vom Herrn Bundesverkehrsmi- 
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nister — etwas über Ertragseinbrüche gehört. Hier 
wird wieder über die Montanindustrie gesprochen. 
Wir hören dies seit nunmehr vier bis fünf Jahren. 
Was uns eigentlich bewegen sollte, ist in diesem 
Fall nicht mehr die Analyse der Ursachen. Dieser 
Punkt kann von den Redenschreibern eigentlich in 
ein Geschichtsbuch über das Eisenbahnwesen ge-
steckt werden. 

Um was es heute gehen muß, ist, wo wir Ersatz-
verkehre herbekommen, um die Lücken zu schlie-
ßen, die da gerissen wurden. 

(Mahne [SPD] : Hauptsache, daß Sie mit 
Ihren Reden das auch sagen!) 

Bis jetzt hat man sich auf seiten der Bundesregie-
rung, aber auch bei der Koalition, Herr Mahne, nicht 
bemüht, Ersatzverkehre zu bekommen, um diese 
Lücken zu schließen. 

(Zuruf des Abg. Mahne [SPD]) 

Man hat sich nicht bemüht, die besonderen Stärken 
der Bahn, dieser Technologie herauszuarbeiten, z. B. 
beim Verkehr über weite Entfernungen oder im in-
ternationalen Verkehr. Man hat sich nicht bemüht, 
etwa mit anderen Eisenbahnen in Europa ein ge-
meinsames Marketing zu veranstalten. Man hat sich 
nicht bemüht, die Tarifbildung günstiger zu gestal-
ten, so daß auch von da Anreize auf weiten Strek-
ken entstehen. 

(Zuruf des Abg. Mahne [SPD]) 

Man hat sich nicht bemüht, die Abfertigung an den 
Grenzen zu verbessern. Das ist genauso wichtig für 
die Attraktivität des Eisenbahnverkehrs in diesem 
Punkt. 

Zumindest seit dem Jahr 1969, seit ich im Ver-
kehrsausschuß bin, reden wir auch über den kom-
binierten Verkehr. Nur, bis jetzt hat sich z. B. der 
Verkehrsminister überhaupt nicht angestrengt, auch 
den Werkverkehr auf die Schiene zu bringen. Da 
liegt bis heute noch nicht einmal ein Modell vor, 
und steuerliche Entlastungen haben erst kürzlich 
dieses Haus passiert; sie sind noch nicht einmal 
rechtskräftig. 

Was wir brauchen und was die CDU/CSU will, 
ist, daß wir bei den Investitionen und allen politi-
schen flankierenden Maßnahmen die Schwerpunkte 
dort setzen, wo die Bahn neue Verkehre gewinnen 
kann. 

(Topmann [SPD] : Schaum, Schaum, nichts 
als Schaum!) 

Die CDU/CSU will daneben folgende Prioritäten 
verwirklicht sehen. 

Erstens. Bei dem explodierenden politischen Block 
innerhalb der Bundeszuwendungen muß das Ver-
ursacherprinzip eingeführt werden. 

Zweitens. Der Verkehr der DB auf weiten Ent-
fernungen und auf internationaler Ebene ist zu stär-
ken. 

(Mahne [SPD] : Welche Initiativen sind 
denn da eingeleitet?) 

Drittens. Der kombinierte Verkehr ist mit allen 
Mitteln auszuweiten; dies auch im Interesse der 
Straßenentlastung. 

Viertens. Es ist baldmöglichst eine Entscheidung 
über das zukünftige Streckennetz zu fällen. 

(Topmann [SPD] : Politische Maßnahmen!) 

Fünftens. Es ist baldmöglichst eine Entscheidung 
über die Busdienste von Bahn und Post zu fällen. 
Ich freue mich dabei bereits auf die Reaktion der 
SPD-Fraktion. 

(Mahne [SPD] : Welche Meinung haben Sie 
denn da?) 

Sechstens. Wir müssen investitionshemmende 
Faktoren abbauen, insbesondere Lärmgrenzwerte 
festlegen. 

Siebtens. Wir müssen das Kostenschwellenprinzip 
schnellstmöglichst einführen. 

Achtens. Wir müssen Schluß machen mit immer 
neuen Modellen. Der Verkehrsminister muß seinen 
Entscheidungsnotstand beenden und darf die DB 
nicht zur Bundesversuchsanstalt für das Eisenbahn-
wesen machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses. Der Aus-
schuß empfiehlt auf Drucksache 8/1464, den Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 8/849 
abzulehnen. Wer dem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Das erste war die Mehrheit. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na, na!) 

— Ich hatte schon vorher ausgezählt, meine Her-
ren. 

(Heiterkeit) 

Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft (18. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 
Europäische Hochschulpolitik 
— Drucksachen 8/1775, 8/2162 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Rühe 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aus-
sprache. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Rühe. 

Rühe (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Die Bundesregierung hat in ihrem 
Bericht über die Europäische Hochschulpolitik mit 
Sorge festgestellt, daß die Bereitschaft der deutschen 
Studenten, ins Ausland zu gehen, sehr stark abge-
nommen hat. Man kann diese berechtigte Sorge auch 
durch neueste Zahlen unterstreichen: Anfang der 
60er Jahre gab es in der Bundesrepublik Deutschland 
300 000 Studenten. Davon sind 10 000 ins Ausland 
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gegangen, um dort ein Studium durchzuführen. 
Heute haben wir 800 000 Studenten und gleichfalls 
nur 10 000, die bereit sind, ein Studium im Ausland 
durchzuführen. Es ist also ein deutlicher Rückgang 
hinsichtlich der Bereitschaft festzustellen, im Aus-
land zu studieren. Selbst diejenigen, die Stipendien, 
die eine Unterstützung aus Mitteln der Bundesaus-
bildungsförderung bekommen, sind nur in einer Grö-
ßenordnung von 1 0/0 bereit, ins Ausland zu gehen. 

Das ist keine Entwicklung, die auf die .  Bundes-
republik Deutschland begrenzt ist. Daß sie bei uns 
aber besonders ausgeprägt ist, zeigt der Vergleich 
mit Großbritannien, wo ungefähr doppelt so viele 
Studenten — englische Studenten — bereit sind, im 
Ausland zu studieren, wie das bei uns der Fall ist. 
Besonders besorgniserregend für diejenigen, die sich 
für ein weiteres • Zusammenwachsen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft einsetzen — das läßt 
sich ja mit Verträgen über Weizen und Käse allein 
bekanntlich nicht erreichen, auch nicht über sehr 
wichtige Verträge im Bereich der Währungspoli-
tik —, ist die Zahl hinsichtlich aller neun Mitglieds-
länder der Europäischen Gemeinschaft: Nur 0,5 % 
der Studenten aller Mitgliedsländer führen zur Zeit 
ein Studium in einem Partnerland, im Ausland durch. 

Für diese Entwicklung gibt es eine Reihe von 
Gründen. Sie liegen erstens in der Einstellung der 
Studenten selbst, zweitens in Tendenzen, die wir 
bei uns zu Hause zu suchen haben, was z. B. Schwie-
rigkeiten bei der Anerkennung angeht, drittens in 
einem Bereich, über den ich insbesondere sprechen 
möchte: über die Barrieren, die in zahlreichen Län-
dern der Europäischen Gemeinschaft gegen Studen-
ten aus anderen Ländern dieser Gemeinschaft in den 
letzten Jahren zunehmend errichtet worden sind. 

Es ist heute so, daß durch eine Politik der Er-
höhung der Studiengebühren, z. B. in Großbritan-
nien und auch in Belgien, versucht wird, Studenten 
aus anderen Ländern der Europäischen Gemeinschaft 
abzuwehren. In der Bundesrepublik Deutschland da-
gegen praktizieren wir eine sehr freizügige Politik, 
eine völlige Freizügigkeit gegenüber Studenten aus 
EG-Partnerländern. Selbst in den harten Numerus-
clausus-Fächern haben wir eine Quote von 6 % bis 
8 % für ausländische Studenten offengehalten. 

Ich möchte klarstellen, daß ich Verständnis für 
die Länder habe, die sagen: Wir wollen nicht eure 
Numerus-clausus-Probleme lösen. Wir sind nicht 
bereit, all diejenigen Medizinstudenten, die bei euch 
keinen Studienplatz bekommen, aufzunehmen. Aber 
darum geht es nicht. Es geht darum, den Studenten 
einen Studienplatz im Ausland zur Verfügung zu 
stellen, die bereits einen in Deutschland haben, 
für die es aber sinnvoll wäre, einen Studienabschnitt 
im Ausland zu verbringen. 

Welches sind die Barrieren, die insbesondere in den 
letzten Jahren geschaffen worden sind? Ich nannte 
das Beispiel der Studiengebühren. Hier müssen wir 
fordern, daß bei den Studenten, die nur ein bis 
zwei Semester im Ausland studieren, keinerlei Stu-
diengebühren erhoben werden, wo immer sie in der 
Europäischen Gemeinschaft studieren, und daß an-
sonsten das Prinzip der Gegenseitigkeit gilt. Es ist 

überhaupt nicht einzusehen, daß ein Student aus 
England, der bei uns studiert, keine Mark an Ge-
bühren bei uns zu zahlen hat, und Studenten aus 
der Bundesrepublik Deutschland, die in Großbri-
tannien studieren wollen, im schlimmsten Fall einige 
Tausend Mark an Studiengebühren zu bezahlen 
haben. Dies ist eine völlig unhaltbare Situation 
für unsere Bevölkerung. 

Ein zweiter Punkt ergibt sich bei den unterschied-
lichen Zulassungsvoraussetzungen und hier insbe-
sondere bei der Sprachbeherrschung. Hier ist mit 
Recht zu fordern, daß eine ausreichende Sprach-
beherrschung seitens des Studenten vorliegt. Man-
che der Länder in der Europäischen Gemeinschaft 
schrauben aber die Sprachanforderungen so hoch, 
daß sie ein zusätzliches Steuerungsinstrument in 
die Hand bekommen, um ausländische Studienbe-
werber abzuwehren. Auch das muß zurückgewiesen 
werden. 

Gleichzeitig sollten wir uns aber selbstkritisch 
fragen, durch welche Maßnahmen der Bildungspoli-
tik unserer Länder in den letzten Jahren die Be-
herrschung der Fremdsprachen zurückgegangen ist. 
Das ist eine Entwicklung, die man beobachten kann. 
Ich meine, wir sollten aus den Gründen, die wir 
hier ansprechen, nämlich um mehr Studenten ins 
Ausland zu bringen, auch fordern, daß die Fremd-
sprachenkenntnisse in unserem eigenen Lande wie-
der stärker ausgebaut werden. 

Wir erwarten von der Bundesregierung, daß sie 
sich energischer als bisher für eine völlige Frei-
zügigkeit im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft einsetzt. Für den Fall, daß es in der nächsten 
Zeit nicht 211 erfolgreichen Verhandlungen kommt, 
sollte sie unseren europäischen Partnern klarmachen, 
daß Freizügigkeit allein in einer Richtung nicht 
funktioniert und daß dann das Ausmaß an Frei-
zügigkeit, das wir ausländischen Studenten aus EG-
Partnerländern einräumen, nicht für alle Ewigkeit 
gesichert ist. 

Leider ist die Tagung des Ministerrats der Bil-
dungsminister der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft am 27. November aus einer Reihe 
von Schwierigkeiten nicht zustande gekommen. 
Diese Schwierigkeiten gehen insbesondere von 
Frankreich und Dänemark im Zusammenhang mit 
Fragen der Kompetenz der Europäischen Gemein-
schaft in Sachen Bildungspolitik aus. Wir erwarten 
von der Bundesregierung angesichts der Tatsache, 
daß doch nicht einmal ein fester Termin für eine 
weitere Sitzung vereinbart werden konnte, daß sie 
unseren Partnerländern klarmacht, daß die Frage 
der Schaffung von mehr Freizügigkeit für alle 
Studenten aller Partnerländer der Europäischen Ge-
meinschaft sehr dringlich ist und daß es das deut-
sche Parlament nicht hinnehmen wird, wenn hier 
nicht sehr bald Fortschritte für deutsche Studenten 
in anderen Ländern erreicht werden. 

In diesem Sinne haben wir eine gemeinsame Be-
schlußempfehlung formuliert. Ich glaube, daß sie für 
die Verhandlungsposition der Bundesregierung ge-
genüber den anderen Staaten hilfreich sein könnte. 
Wir erwarten allerdings von der Bundesregierung, 
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daß sie von dieser Beschlußempfehlung Gebrauch 
macht und die Interessen unserer Studenten gegen-
über den Partnern in der Europäischen Gemein-
schaft sehr energisch vertritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD) : Frau Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Bun-
desregierung soll sich energischer dafür einsetzen, 
daß die Gleichwertigkeit bei bestimmten Abschlüs-
sen durchgesetzt werden kann. Herr Rühe, vielen 
Dank; wir sind in diesem Punkt sicherlich alle einer 
Meinung. Wenn man das mit der Debatte mit der 
letzten Woche vergleicht, muß man sagen, es wäre 
vielleicht angebracht, Herr Rühe, wenn Sie die 
gleiche Forderung in der Bundesrepublik Deutsch-
land selbst im Verhältnis der Bundesländer unter-
einander stellten. 

(Beifall bei der SPD) 

Die da und dort aufblitzende Schärfe der Debatte in 
der letzten Woche, als wir über den Bericht der 
Bundesregierung zu den strukturellen Problemen 
des föderativen Bildungssystems debattierten, steht 
in einem merkwürdigen Gegensatz zu der Einmütig-
keit, mit der wir heute, Sozialdemokraten, Freie 
Demokraten und Opposition, vor das Plenum des 
Deutschen Bundestages treten können. Mir wäre es 
lieber, wir wären auch dort, wo es uns auf den 
Nägeln brennt, einig. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Kontroverse der letzten Woche macht hier einer 
gemeinsamen Beschlußempfehlung Platz; es war 
eine Kontroverse über unsere bundesrepublikani-
sche bildungspolitische Wirklichkeit mit all ihren 
Eigentümlichkeiten, mit all dem, was uns noch aus-
steht, auch mit unserer provinziellen Enge da und 
dort und — wenn ich an einen Redner in der letzten 
Woche erinnern darf — der trotzigen Selbstgerech-
tigkeit dazu. Sie können sich aussuchen, wen ich 
meine. 

Die Beratung im Ausschuß Bildung und Wissen-
schaft zum behandelten Gegenstand war ein Stück 
kooperativer Vernunft. Würde ein wenig davon auf 
unsere bildungspolitische Debatte, auf unsere The-
men in unserem eigenen Land übertragen werden 
können, dann wäre für die politische Kultur unserer 
Republik vieles gewonnen, und die Auseinanderset-
zung in der Sache könnte aus dem Nebel der Schlag-
worte herausgelöst werden. 

Tatsächlich trifft die europäische Bildungspolitik 
auf vergleichbare Probleme — Herr Rühe, Sie haben 
das eben angesprochen —, wie wir sie bei uns im 
Verhältnis zwischen Bund und Ländern antreffen 
können. Wohl kaum eine Region auf der Erde hat im 
Raum von 3 000 Kilometern eine solche Vielfalt der 
Hochschullandschaft aufzuweisen als gerade wir. 
Das ist Ausdruck der gewachsenen Bildungstradition 
Europas. Die Vielfalt trägt unverwechselbare und 
unverzichtbare Züge der geistigen und sozialen Ent-

wicklung des einen Europas. Diese Vielfalt gilt es in 
der Zukunft stärker für die Lösung der anstehenden 
Probleme nutzbar zu machen. Ich möchte nur noch 
einiges zu dem ergänzen, was Sie schon angespro-
chen haben, Herr Rühe. 

Harmonisierung — dieses Schlagwort in Europa 
— kann und darf nicht zum Hebel mißbraucht wer-
den, diese produktive Pluralität einzuebnen, sondern 
muß durch pragmatische Regelungen darauf zielen, 
die Mobilität in Europa und damit zusammenhän-
gend auch die gegenseitige Anerkennung von Stu-
dienanteilen und Studienabschlüssen zu erweitern. 
Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft unter-
stützt die Bundesregierung in ihren seit Beginn der 
70er Jahre verstärkten Bemühungen, die Bildungs-
politik als wesentliches Element der europäischen 
Integration auszubauen. 

Für das Zusammenwachsen unserer Völker ist es 
sicherlich entscheidender — Sie haben mit Recht 
darauf hingewiesen, Herr Rühe —, ob und wie die 
Jugendlichen einander näherkommen, miteinander 
an unseren Schulen und Hochschulen leben lernen, 
als den Butterberg zu verwalten. Leider gründet 
aber ein Mangel der bisherigen europäischen Kon-
struktion darin, daß, gemessen an der Bedeutung für 
die Zukunft unseres gemeinsamen Europas, die Ge-
wichte falsch verteilt sind. Jede Mark und jede 
Rechnungseinheit, die wir in den Bildungsbereich 
zusätzlich hineinstecken könnten, wird das Leben 
der jungen Menschen untereinander auf dem Weg 
nach Europa positiver gestalten, als das je durch 
eurokratische Ertragsstabilisierungsmaßnahmen für 
die Landwirtschaft gelänge. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bildungsbereich ist sicherlich einer der Schlüs-
sel, mit denen wir die europäische Zukunft auf-
schließen können. Auf Jahre und Jahrzehnte ge-
sehen kann durch das gemeinsame Lernen der jun-
gen Menschen in Europa auf Schulen und Hoch-
schulen von unten her eine Basis für die politische 
und soziale Entwicklung Europas geschaffen wer-
den. Diesem schwierigen Prozeß dienen die sechs 
Vorschläge des Ausschusses, die ich im Namen der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion zu unter-
stützen bitte. 

Die Europawahl im nächsten Jahr ist eines der 
herausragenden Ereignisse 1979. Eine Frage ist — 
und wird dabei sicherlich bis weit in die nächsten 
Monate bleiben —: Wozu das Ganze? Oder, wie die 
„Zeit" am 10. November gefragt hat: „Farce oder 
Fortschritt?" 

Hier auf diesem Gelände der europäischen Hoch-
schulpolitik sind bereits einige Steine aus dem Weg 
geräumt worden. So sind beispielsweise gemeinsame 
Studienprogramme entwickelt worden, Kurse wer-
den gemeinsam geplant, Hochschullehrer und Leh-
rer können ausgetauscht werden. I ra  Rahmen der 
1974 und 1976 verabschiedeten Aktionsprogramme 
wurden ganz konkrete Schritte vereinbart, die die 
Zusammenarbeit der europäischen Hochschulen er-
leichtern. Das Schlagwort „Integration" hat keinen 
Inhalt — es sei denn, es mündete in Strategien, die 
praktischen Probleme zu lösen. 
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Materiell muß das nach meiner Auffassung z. B. 

auch heißen, daß dies auf europäischer Ebene in den 
Haushaltsansätzen spürbar wird. Nehmen wir z. B. 
das Aktionsprogramm. Dort wurden für die Umset-
zung von fünf der sechs in diesem Programm ge-
nannten Aktionspunkte 1977 nur etwa 675 000 Rech-
nungseinheiten zur Verfügung gestellt. Die Mittel 
etwa für das Florenzer Hochschulinstitut, für das 
Berliner Zentrum sowie für die berufliche Bildung 
sind nicht eingerechnet; sie werden nämlich aus den 
Mitteln für die Sozialpolitik genommen. 1978 lagen 
die Ansätze immerhin fast sechsmal höher, nämlich 
bei 3,6 Millionen Rechnungseinheiten. Dies ist er-
freulich, aber gegenüber den Aktionsschritten, die 
aus den Programmen von 1974 und 1976 zu folgern 
sind, immer noch zu wenig. Die personelle Ausstat-
tung der zuständigen Dienststelle der Kommission 
in Brüssel beispielsweise läßt ebenfalls zu wünschen 
übrig; sechs Referenten bearbeiten die gewaltige 
Fülle der Aufgaben, die sich aus dem Aktionspro-
gramm ergeben. 

Die Bundesregierung ermutigen wir, auf ihrem 
Wege der konkreten Veränderung in der europäi-
schen Hochschulpolitik voranzugehen. Wir begrüßen 
ausdrücklich das Abkommen vom 15. September 
1978 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreich über die Einrichtung eines deutschfran-
zösischen Hochschulinstituts für Technik und Wirt-
schaft in Saargemünd. Nach dem Abkommen über 
die deutsch-französischen Gymnasien von 1972 und 
dem über die gegenseitige Anerkennung von Prü-
fungszeugnissen in der beruflichen Bildung im letz-
ten Jahr ist diese Aachener Vereinbarung die erste 
wirkliche Absprache über die direkte Zusammenar-
beit von Hochschulen, in diesem t all der Universität 
Metz und der Fachhochschule des Saarlandes. 

Ermutigen möchten wir auch Herrn Minister Dr. 
Jürgen Schmude, wenn auch — Sie haben das zu 
Recht angesprochen — am 27. November die beab-
sichtigte Tagung des Rates mit den Ministern für 
Bildungswesen abgesetzt wurde. Wir möchten Herrn 
Dr. Schmude mit aller Kraft unterstützen, wenn er 
versucht, den eingeschlagenen Weg fortzusetzen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Bedingungen der Zulassung von Studenten 
aus anderen. Mitgliedstaaten zu den Hochschulen der 
Europäischen Gemeinschaft müssen bald so geregelt 
werden, daß die Bereitschaft der Studenten, auslän-
dische Hochschulen zu besuchen, gestärkt wird. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich habe Sie leider nicht verstanden. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Es wurde nur ge

-

fragt, ob der Minister nicht zur Debatte 
kommen könne!) 

— Ich nehme an, daß sein Parlamentarischer Staats-
sekretär ihm das mitteilen kann. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Tatsächlich jedenfalls ist die Freizügigkeit der Stu-
denten innerhalb der Gemeinschaft äußerst begrenzt. 
Allerdings meine ich, Herr Rühe, die Fluchtburgen, 
die es außerhalb der Grenzen der Bundesrepublik 
Deutschland für NC-betroffene Studenten gibt, tun 

den anderen Ländern weh, und da müssen wir ge-
meinsam eine Lösung finden. 

Die Arbeitsunterlage der Kommission der EG vom 
Februar 1978 beispielsweise sagt, daß etwa 21 000 
Studenten an Hochschulen anderer Mitgliedstaaten 
eingeschrieben sind, gerade eben ein halbes Pro-
zent aller Studenten in der EG. Die Zahl deutscher 
Studenten im Ausland — Sie haben recht — sta-
gniert. Nach Statistiken der UNESCO beispielsweise 
studierten 1962 9 700 und 1975, wie Sie schon aus-
geführt haben, knapp über 10 000 außerhalb der Bun-
desrepublik. 

Außerdem ist festzustellen, daß sich der Wande-
rungsstrom der Studenten in den letzten Jahren nicht 
ausgewogen entwickelt hat. Einige wurden Abgabe-
länder, andere fast ausschließlich Aufnahmeländer. 
Für die Bundesrepublik gilt in Studienfächern mit 
beschränkter Zulassung für Anfänger, daß eine 
Quote von maximal 6 % der verfügbaren Studien-
plätze in Medizin, in Zahnmedizin, Tiermedizin und 
Pharmazie sowie höchstens 8 % der Studienplätze in 
anderen Fächern mit beschränkter Zulassung für 
Ausländer reserviert ist, einschließlich der Staats-
angehörigen der EG. In allen übrigen Studiengängen 
bei uns gibt es keine zahlenmäßigen Beschränkun-
gen für ausländische Studenten. 

Dem steht leider nicht, wie wir im Ausschuß ha-
ben feststellen müssen, in gleicher Weise eine Be-
teiligung deutscher Studenten an Studienangeboten 
der Hochschulen der Mitgliedsstaaten gegenüber. 
Wir müssen deswegen auch die Studenten darum 
bitten, daß sie ihre Chancen für die Zukunft in ihrem 
Beruf nicht ausschließlich in der Bundesrepublik su-
chen mögen, auch wenn sie Kenntnisse in einer 
Fremdsprache und in der ausländischen Gesellschaft 
brauchen. 

Nachdrücklich bitte ich im Auftrage der Fraktion 
der Sozialdemokratischen Partei die Bundesregie-
rung, auf einheitliche Regelungen auch weiterhin 
zu drängen und in Brüssel eine gemeinsame Lösung 
zu suchen. Freizügigkeit für die Studenten in der 
EG darf keine Einbahnstraße sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Schuchardt. 

Frau Schuchardt (FDP) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Diese Debatte unterscheidet sich 
in der Tat erheblich von derjenigen der letzten 
Woche. In der letzten Woche haben wir uns darüber 
gestritten, wieviel Hessen- und wieviel Rheinland-
Pfalz-Flüchtlinge es gibt, und haben uns dies gegen-
seitig vorgeworfen. Heute hoffen wir, daß so viel 
wie möglich Deutsche in einem anderen Land Euro-
pas studieren und umgekehrt. Es wäre gut gewesen, 
wenn diese Gedanken auch bei der bundesdeutschen 
Debatte schon stärker durchgeschlagen hätten. 

Der Bericht der Bundesregierung über die euro-
päische Hochschulpolitik hat dem Ausschuß deutlich 
gemacht, welche Erfolge, aber auch welche großen 
Schwierigkeiten bei dem Bemühen aufgetreten sind, 
eine größere Freizügigkeit innerhalb der europä- 
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ischen Gemeinschaft sicherzustellen. Die Europäische 
Gemeinschaft, die im nächsten Jahr mit den Direkt-
wahlen hoffentlich weiter zusammenwachsen wird, 
darf — darauf haben Herr Rühe und Herr Weiss-
kirchen bereits hingewiesen — kein Europa der 
Wirtschaftsexperten und der Landwirtsschaftssubven-
tionen und der Zollspezialisten werden. Europa kann 
auf die Dauer nur existieren, wenn es sich sehr viel 
stärker im Bewußtsein der Bürger etabliert. Das 
wird ein Europa der Bürokraten mit Sicherheit nicht 
tun. Eine europäische Bildungspolitik ist hierfür 
ein erheblich besserer Beitrag; sie bewirkt die Auf-
geschlossenheit und das Interesse der Bürger, in die 
anderen Kulturen der europäischen Mitbürger hin-
einzusehen. Freizügigkeit und Mobilität werden si-
cherlich das einzige sein, das die Voraussetzungen 
dafür bringen wird, daß wir uns alle irgendwann 
einmal als Europäer fühlen. 

Zu einer Zeit, wo wir die ersten Direktwahlen 
vor uns haben, ist es natürlich schmerzlich, zu be-
obachten, daß wir auf der anderen Seite ein sin-
kendes Interesse am Austausch zwischen den Län-
dern feststellen. Das heißt, daß heute weniger Stu-
denten in das andere Land gehen, als das vorher 
der Fall war. Man muß darauf hinweisen, daß ein 
Mißverhältnis von vorhandenen und nachgefragten 
Studienplätzen nicht zum Egoismus in den einzelnen 
Ländern führen darf. Herr Rühe hat hier vorhin 
ein bißchen den Eindruck erweckt, als ob die Bundes-
republik das einzige Land mit Numerus-clausus-
Situation sei. Einen Numerus clausus gibt es natür-
lich auch für Hochschulen anderer europäischer Län-
der. Wir sollten also nicht so tun, als ob das nur bei 
uns ein Problem sei. Egoistisch sich abzuschotten, ist, 
glaube ich, keine gute Antwort. Wie schnell man 
dies machen kann, wissen wir aus der Diskussion 
und aus den Erfahrungen im eigenen Lande. Die so-
genannten „Landeskinderklauseln", die in einzel-
nen Bundesländern einzuführen versucht wurden, 
sind ein ganz entscheidender Beweis dafür, wie der 
Egoismus zwischen den Ländern bei uns Platz greift. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich hoffe, daß sich dies nicht zu einem Vorbild auf 
europäischer Ebene entwickelt. 

Vor allem kommt es darauf an, die Politik zur 
Öffnung des Bildungswesens fortzusetzen. Die Län-
der — nicht nur die europäischen Partnerländer, 
sondern die deutschen Bundesländer — sind aufge-
fordert, jetzt endlich die Überlastprogramme für die 
geburtenstarken Jahrgänge zu verabschieden. Der 
Beschluß der Regierungschefs von Bund und Län-
dern zum Abbau des Numerus clausus vom Novem-
ber 1977 muß voll durchgesetzt werden. Wir kön-
nen von unseren europäischen Partnern nicht mehr 
verlangen als von uns selbst. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Ausschuß hat einmütig festgestellt, daß in 
fast allen Industriestaaten eine Expansion der Stu-
dentenzahlen stattgefunden hat und stattfinden muß. 
Aufgabe ist es nun, daraus national und internatio-
nal die Konsequenzen zu ziehen. Diese Konsequen-
zen können in freiheitlichen Staaten nicht Planung, 
Dirigismus und Einschränkung des Hochschulzu

-

gangs heißen. Wir brauchen eine europäische Poli-
tik zur Öffnung des Hochschulwesens und zum Ab-
bau des Numerus clausus. 

Zugegeben: Die Realisierung ist schwierig, zumal 
hier nicht einmal die elf Bildungspolitiken der deut-
schen Bundesländer genau auf einer Linie liegen. 
Die freie Wahl der Ausbildungsstätte und Frei-
zügigkeit in allen Bereichen des Lebens ist nicht nur 
eine liberale Forderung, sondern Grundvorausset-
zung für das Zusammenwachsen Europas, und dafür 
sollten wir auch hier die Voraussetzungen schaffen. 

Das Bemühen um die Anerkennung der Diplome 
in der Europäischen Gemeinschaft ist ein langsamer 
und schwieriger Prozeß. Die Verabschiedung der 
Richtlinien zur Herstellung des Niederlassungsrechts 
für Ärzte vom Juni 1975 ist ein wichtiger Fort-
schritt, dem hoffentlich bald die entsprechenden 
Richtlinien für Zahnärzte, Tierärzte und Architekten 
folgen werden. 

Die Bundesregierung hat die Zielsetzung verfolgt, 
möglichst keine quantitativen Mindestkriterien fest-
zusetzen, sondern die gegenseitige Anerkennung 
flexibler zu vereinbaren. Darin unterstützen wir sie 
sehr. Nur dieser Weg ist angesichts der unterschied-
lichen Strukturen des Bildungs- und Hochschulwe-
sens in den einzelnen Staaten der Europäischen Ge-
meinschaft gangbar. 

Die Richtlinien zur gegenseitigen Anerkennung 
müssen nicht und sollen auch nicht die unterschied-
lichen Hochschulsysteme in der EG vereinheitlichen. 
Wir Liberalen bekennen uns zur kulturellen Viel-
falt Europas und haben dies im Programm der Euro-
päischen Liberalen Demokraten deutlich gemacht. 
Uns geht es lediglich darum, die wirtschaftliche, 
berufliche und bildungsmäßige Freizügigkeit herzu-
stellen. 

Dies gilt übrigens in ähnlicher Form für den na-
tionalen Bereich. Wir haben ja hier in der letzten 
Woche über den sogenannten Strukturbericht dis-
kutiert. Ich meine: Auch dies kann man auf Europa 
übertragen. Es geht nicht um Vereinheitlichung, 
wohl aber um weitgehende Flexibilität. 

Zur Förderung der Freizügigkeit und der Mobili-
tät müssen eine Reihe von Hemmnissen abgebaut 
werden. Ich möchte sie noch einmal zusammenfas-
sen: Wir müssen auf einheitliche Regelungen für 
die Zulassung von Studienbewerbern aus dem Aus-
land hinwirken. Wir müssen darauf drängen, daß 
die Hochschulzugangsberechtigungen gegenseitig an-
erkannt werden und das Bewerbungsverfahren ver-
einfacht wird. Wir müssen administrative und fiskal-
politisch motivierte Hemmnisse abbauen und mehr 
Freizügigkeit für das Studium im europäischen Aus-
land verwirklichen. Vor allem und vordringlich soll-
ten die Möglichkeiten verbessert werden, die es 
Studierenden der Partnerländer erlauben, wenig-
stens einzelne Studienabschnitte an ausländischen 
Hochschulen zu verbringen. Der Bundesregierung 
ist darin zuzustimmen, daß der Abbau von Hemm-
nissen in diesen Bereichen vordringlich ist und auch 
in nächster Zeit realisierbar erscheint. 

Hierzu gehört aber nicht nur, daß in England 
zum Beispiel auf hohe Studiengebühren für Auslän- 
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der verzichtet wird, sondern auch, daß wir die 
finanzielle Förderung der Auslandsstudiums verbes-
sern. Bei der Beratung des sechsten Änderungsgeset-
zes des Bundesausbildungsförderungsgesetzes, des-
sen Entwurf ja gewisse Verbesserungen enthält, 
wird dies wohl auch ein wichtiger Punkt sein, auf 
den wir achten sollten. 

Zu den Erfolgen europäischer Hochschul- und 
Wissenschaftspolitik gehört sicher die Einrichtung 
des Europäischen Hochschulinstituts, das einen we-
sentlichen wissenschaftlichen Beitrag zur Integra-
tion Europas leistet und leisten wird. Trotz dieser und 
anderer Fortschritte muß grundsätzlich immer noch 
ein erhebliches Ungleichgewicht zwischen europäi-
scher Wirtschafts-, Währungs- und Landwirtschafts-
politik einerseits und europäischer Bildungs- und 
Wissenschaftspolitik andererseits festgestellt wer-
den. 

Europa ist keine Insel, alle europäischen Staaten 
tragen Verantwortung für die Dritte Welt. In der 
Ziffer 5 der Beschlußempfehlung des Ausschusses, 
nach der die Zulassung von Studienbewerbern aus 
Ländern der Dritten Welt stärker als bisher davon 
abhängig gemacht werden soll, daß die Ausbildung 
anschließend dem Heimatland zugute kommt, ist 
zweifellos eine Einschränkung der individuellen 
Freiheit der Betroffenen. Trotzdem stimmen wir Li-
beralen im Grundsatz auch diesem Punkt zu, weil 
anders das unerträgliche Ungleichgewicht dieser 
Länder gegenüber den europäischen Staaten nicht 
gemildert werden kann. 

Bildungspolitische Fragen sind leider erst sehr 
spät in das Interesse der europäischen Politik aufge-
nommen worden. Ich wünsche Minister Schmude 
und seinem Staatssekretär ausdrücklich Erfolg, und 
ich möchte ihn auch ermutigen — insofern sind wir 
alle einer Auffassung —, dieses Feld in Europa noch 
stärker zu bestellen, als es in der Vergangenheit der 
Fall war. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Engholm. 

Engholm, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Ich bin dem Ab-
geordneten Rühe sehr dankbar, daß er hinsichtlich 
des Nichtzustandekommens der Ratssitzung in Brüs-
sel hier einige Äußerungen, die im „Deutschland-
Union-Dienst" vom Kollegen Prangenberg zu Papier 
gebracht worden sind, richtiggestellt hat. Sie haben 
darauf hingewiesen, daß Dänemark und Frankreich 
formaljuristische Erwägungen angestellt haben, die 
uns letztendlich zu der Auffassung geführt haben, 
den vielen Sitzungen in Brüssel mit einem Null-Er-
gebnis nicht auch noch eine weitere der Bildungs-
politiker und -minister hinzuzufügen. Ich meine, daß 
diese Entscheidung richtig war. 

Ich darf im Namen der Bundesregierung sehr kurz, 
weil vom Inhalt her das meiste gesagt worden ist, 
die Entschließung des Bundestags begrüßen, beson-
ders weil in dieser Entschließung die Einmütigkeit 

aller Fraktionen zum Ausdruck kommt. Das scheint 
mir der notwendige Rückenwind für die bevorste-
henden Verhandlungen zu sein, die sicherlich im 
Frühjahr des nächsten Jahres stattfinden . müssen. 

Diese Entschließung wird uns auch bestärken, 
weiterhin in der Öffentlichkeit und ebenfalls mit der 
Rückendeckung aller Fraktionen Studenten und 
Schüler, junge Lehrer, Forscher, aber auch Ausbil-
der und Auszubildende aufzufordern, jede Chance 
zu nutzen, um Teile ihrer Ausbildung im Ausland 
wahrzunehmen, weil wir glauben, daß es keine bes

-

sere Grundlage für die Erweiterung des Horizontes 
gibt, als ein bißchen den frischen Wind anderer Län-
der, anderer Kulturen, anderer Systeme, anderer 
Verhaltensweisen kennenzulernen. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang sehr 
wenige Bemerkungen zur internationalen Bildungs-
politik machen. Es ist sicher, daß auch in diesem 
Parlament. Aspekte der Bildungspolitik, wenn sie die 
nationalen Grenzen überschreiten, immer im Wind-
schatten der Debatte stehen. Sie werden selten, wirk-
lich zur Kenntnis genommen. Dabei sind wir Bil-
dungspolitiker uns darüber einig, daß Europa mehr 
als nur Berge von Schweinen, Milchpulver und But-
ter, Diplomatenbegegnungen und Währungskalkül 
sein muß. Es gibt eigentlich keinen besseren Weg, 
als die Herzen und die Hirne der Menschen — die 
braucht man, wenn man Europa will — über eine 
gemeinsame Bildungsanstrengung zu erschließen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deshalb sind wir für diese Entschließung dankbar, 
weil sie dazu beitragen wird, gemeinsame Anstren-
gungen zur Verbesserung der Bildungsstrukturen in 
der Gemeinschaft herzustellen, und wir wissen, daß 
Bildung dazu beiträgt, berufliche, aber auch private 
Entfaltungschancen zu erhöhen. Wir wissen, daß 
das private Leben und das kulturelle Leben der Na-
tionen und der Gesamtgemeinschaft bereichert wer-
den kann, und wir wissen, daß Bildung eigentlich 
der einzige wirklich probate Weg ist, um Vorurteile 
bereits bei jungen Menschen abzubauen und dabei 
längerfristig Verständnis und Frieden zu stabilisie-
ren. 

Wir haben in dieses europäische Bildungskonzert, 
wie ich glaube, als Bundesrepublik Deutschland 
einige nicht unerhebliche Aktivposten einzubringen. 
Ich will wegen der Kürze der Zeit nur ganz wenige 
nennen. Ich meine, daß man heute mit Fug und 
Recht sagen kann, daß die Mitglieder der Gemein-
schaft das Berufsbildungssystem der Bundesrepublik 
Deutschland als einen solchen Aktivposten bezeich-
nen. Es gibt eine Fülle von Reisenden aus verschie-
denen Ländern der Gemeinschaft, die sich heute bei 
uns umschauen und praktische Elemente des dualen 
Systems nicht nur hinterfragen, sondern da, wo sie 
übertragbar sind, auch mit in die Mitgliedsländer 
zurückzunehmen. 

(Rühe [CDU/CSU] : Sehr interessant!) 

Es gibt darüber hinaus, wie ich glaube, mittlerweile 
eine Forschung in Deutschland, die wieder auf er-
heblich höherem Niveau operiert, als es manchmal 
die Unkenrufe in der Öffentlichkeit erscheinen las- 
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sen. Wir haben heute eine sehr hohe Zahl von quali-
fizierten jungen Menschen, die auf Grund ihrer 
hohen geistigen Mobilität geradezu prädestiniert 
sind, mit anderen jungen Menschen in der Gemein-
schaft zusammenzutreffen. 

Die Bundesrepublik hat — und dies, glaube ich, 
kann man ungeschützt sagen — in den vergangenen 
Jahren vieles geleistet, um der Gemeinschaft auf die 
Beine zu helfen. Ich meine, daß sie dies auch im 
Bildungswesen getan hat. Die Abgeordneten, die vor 
mir gesprochen haben, haben zu Recht darauf hin-
gewiesen, daß junge Menschen aus den Gemein-
schaftsländern in unserem Bildungswesen, also auch 
auf unseren Universitäten, gern gesehene Gäste sind 
und daß es für diese jungen Menschen aus den Mit-
gliedsländern bei uns keine Schranken gibt. Weil 
wir Freizügigkeit praktizieren, weil wir bei dem 
Zugang in besten Sinne liberal sind, haben wir das 
Recht und, wie ich glaube, auch die Pflicht, andere 
Mitgliedsländer, die bis zum heutigen Tag unerwar-
tet hohe, Schranken aufrechterhalten, darauf hinzu-
weisen, daß dies dem Einigungsgedanken elementar 
zuwiderläuft, und sie aufzufordern, dies abzubauen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich nehme die guten Wünsche und die Aufforde-
rungen an den Minister für ihn und damit stellver-
tretend für die gesamte Bundesregierung gern zur 
Kenntnis. Wir werden mit dem Rückenwind, den Sie 
uns heute gegeben haben, wie ich hoffe, in den 
nächsten Monaten zu handfestsen und praktikablen 
Ergebnissen kommen, die auch unseren jungen 
Menschen helfen werden, die Freizügigkeit in An-
spruch zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Auf der Berichtsdrucksache 8/2162 liegt Ihnen die 
Beschlußempfehlung in Form einer Entschließung 
vor. Wer dieser zustimmen will, den bitte ich. um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Langner, Dr. Jentsch (Wiesbaden), Dr. 
Lenz (Bergstraße), Helmrich, Dr. Laufs, Dr. 
Becker (Frankfurt), von der Heydt Freiherr 
von Massenbach, Böhm (Melsungen), Pfeffer-
mann, Neuhaus und der Fraktion der CDU/ 
CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Bundeswahlgesetzes und 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
— Drucksache 8/2306 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

Die Begründung wird sicherlich mit dem Wort zur 
Aussprache verbunden. Ich erteile dem Herrn Abge-
ordneten Dr. Langner das Wort. 

Dr. Langner (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Von der europäischen Hoch-
schulpolitik nun zum nationalen Wahlrecht, ge-
nauer: zum Verbot sogenannter Wählernachfragen 
bzw. der Veröffentlichung sogenannter Wählernach-
fragen vor Ablauf der Wahlzeit. 

Hier ist zunächst die Frage: Warum ein Ge-
setz? Das ist eine ernst zu nehmende Frage; denn 
wir haben mit Sicherheit nicht zuwenig, sondern 
zuviel Gesetzgebung. Auch wenn es sich nur um 
einen einzigen Satz handelt, den ich hierbei anrege, 
und auch wenn keinerlei Verwaltungstätigkeit da-
mit verbunden ist und keine Kosten entstehen, so 
ist doch die Frage „Warum ein Gesetz?" sehr ernst 
zu prüfen. 

Es geht, wie gesagt, um das Verbot von Wähler-
nachfragen vor Ablauf der Wahlzeit. Was ist eine 
Wählernachfrage? Der Drang zu möglichst früh-
zeitiger exakter Voraussage eines Wahlergebnisses 
hat die Meinungsforscher auf diese Idee gebracht. 
Sie befragen am Wahltag die Wähler nach ihrem 
Wahlgang, wie sie denn abgestimmt hätten. Wenn 
sie besonders neugierig sind, fragen sie diese Wäh-
ler noch nach allen möglichen anderen Dingen, und 
dann kommt „der katholische Arbeitnehmer vom 
Land" oder „der protestantische Mittelständler aus 
der Großstadt" dabei heraus. Mittels Hochrechnun-
gen gelingt es dann frühzeitig während des Wahl-
tages, ein Ergebnis zu ermitteln, das dem amtli-
chen Endergebnis erstaunlich nahe kommt. Bei den 
Landtagswahlen am 8. und 15. Oktober in Hessen 
und Bayern konnten deshalb die deutschen Rund-
funk- und Fernsehanstalten um 18 Uhr den Wahl-
ausgang ziemlich exakt voraussagen. 

Nun, das ist vom Ergebnis her nicht so furchbar 
aufregend; denn es gibt nur den Vorsprung von 
etwa einer Stunde vor ebenfalls relativ verläßlichen 
herkömmlichen Hochrechnungen. Wenn dadurch 
einiges von der Wichtigtuerei in den Wahlkampf-
sendungen zu kurz käme — eben weil die Span-
nung weg ist — oder wenn die Parteivorsitzenden 
oder ihre Generalsekretäre hier in Bonn mit ihren 
maßgeblichen oder weniger maßgeblichen Kom-
mentierungen frühzeitiger zu Stuhle kämen, wäre 
das kein Schaden. 

Auch wenn eine solche Wählernachfrage erst 
nach Ablauf der Wahlzeit veröffentlicht wird, ist 
eine Wahlbeeinflussung damit natürlich nicht ge-
geben. Freilich — und das sage ich für mich per-
sönlich und nicht für die Fraktion —: Es bleibt är-
gerlich, daß der Wähler — und er ist am Wahltag 
Souverän, er ist der Entscheidende am Wahltag — 
bei seinem Wahlgang durch Fragen nach seinem 
Wahlverhalten belästigt wird. Sein Wahlgeheimnis 
scheint davon nicht gravierend berührt; denn er 
braucht sich nicht befragen zu lassen. Außerdem 
steht jedermann frei, zu offenbaren, wie er gewählt 
hat. 

Aber der Wahltag soll doch auch seine Würde 
behalten, gerade in der repräsentativen Demokra-
tie. Wenn man dann aber mit dem Ziel befragt 
wird, schon lange vor Auszählung des Wahlergeb-
nisses exakt zu wissen, wie die Wahl ausgegangen 
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ist, kann für den Befragten — psychologisch — 
leicht der Eindruck entstehen, er sei nur eine Num-
mer in einer demoskopischen Rechnung und nicht 
der wirklich entscheidende Faktor an diesem Tag. 
Ich halte das nicht für gut. Ich bin deshalb ganz 
und gar nicht der Meinung eines bekannten Fern-
sehjournalisten, der gesagt hat, der Verzicht auf 
eine Nachfrage wäre geradezu ein journalistischer 
und wissenschaftlicher Rückschritt. 

Die entscheidende Gefahr dieser Wählernachfra-
gen geht aber von der Möglichkeit ihrer vorzeiti-
gen Veröffentlichung aus. Es erscheint möglich, daß 
man am Wahltag gegen Mittag oder am frühen 
Nachmittag bereits eine Ergebnisrechnung zur Ver-
fügung hat. Jedenfalls ist eine solche Verfeinerung 
zu erwarten. Alle möglichen Institute können Nach-
fragen veranstalten, und die interessierten Auftrag-
geber liegen auch auf der Hand. 

Wenn nun solche wirklichen oder angeblich er-
mittelten Nachfrageergebnisse am Wahltag vor 
Schließung der Wahllokale durch Rundfunk, durch 
Fernsehen, über Flugblätter oder durch Nachmittags-
zeitungen veröffentlicht würden, dann ergäben sich 
automatisch zwei Klassen von Wählern, eine Klasse, 
die ohne Nachfrage-Wissen gewählt hat, und eine 
Klasse, die mit Nachfrage-Wissen wählt. Das darf 
meiner Ansicht nach nicht sein. 

Die Veröffentlichung von Nachfrageergebnissen 
könnte als Mittel der Wahlbeeinflussung benutzt wer-
den. Mitläufer- oder Mitleidseffekte sind nicht aus-
zuschließen. Gerade wenn man weiß, daß sich man- 
cher Wähler erst am Wahltag, der eine oder andere 
gar erst in der Wahlkabine definitiv entscheidet, 
dann ist überhaupt nicht auszuschließen, daß sich 
Wähler durch ein angeblich bereits feststehendes 
Wahlergebnis in ihrer Wahlentscheidung beeinflus-
sen lassen. 

Man muß deshalb in einer wesentlich vor Ab-
lauf der Wahlzeit veröffentlichten Nachfrage einen 
zureichenden Wahlanfechtungsgrund erblicken mit 
der Folge der Notwendigkeit einer Wiederholung 
der Wahl. Von allem anderen einmal abgesehen 
entstünden dadurch bei einer Bundestagswahl Ko-
sten in Höhe von 40 Millionen DM. 

Durch die hier vorgeschlagene Gesetzesänderung 
soll jedermann vor Augen geführt werden, daß er 
durch verbotswidrige Veröffentlichung von Wähler-
nachfragen Wahlanfechtung und Wahlwiederholung 
riskiert. Auch derjenige, der Wählernachfragen ver-
anstaltet und sie anderen mit breiter Veröffentli-
chungsmöglichkeit lange vor Ablauf der Wahlzeit 
zugänglich macht, soll sein Risiko kennen. 

Der zum Teil bereits unverbindlich erklärte Ver-
öffentlichungsverzicht der Rundfunkanstalten soll 
gesetzlich verbindlich werden. 

Der Wahlgrundsatz der freien Wahlen meint 
Wahlen frei von Druck. Der Wähler soll frei von 
öffentlichen oder privaten Pressionen seine Stimme 
abgeben. Schon jetzt steht im Gesetz, daß im Wahl-
lokal keinerlei Wahlbeeinflussung stattfinden dür-
fe. Veröffentlichung von angeblichen Wahlergeb-
nissen am Wahltag vor Ablauf der Wahlzeit auf 
Grund anscheinend sehr exakter Ermittlungsmetho

-

den ist wohl eine verfeinerte, aber dadurch nicht 
weniger unzulässige Möglichkeit der Wahlbeein-
flussung. Am Vortag der Wahl muß der Wahl-
kampf beendet sein. Es bleibt die persönliche An-
sprache und das Angebot zur Mitnahme ins Wahl-
lokal, so wie der Herr Bundeskanzler ja auch kürz-
lich in einer Rede in einem Landtagswahlkampf 
meinte: die Nachbarin und die Oma am Ärmel und 
mit ins Wahllokal nehmen. All das ist möglich. Auch 
die bunten Wahlplakate begleiten uns ja zulässiger-
weise bis zum Rathaus oder bis zur Schule. Aber 
Veröffentlichung von Wählernachfragen vor Ab-
lauf der Wahlzeit? Nein, danke. 

Die Veröffentlichung von demoskopischen Unter-
suchungen während des Wahlkampfes ist ohnehin 
problematisch genug. Am Wahltag schlägt es dann 
in eine andere Qualität um, so meine ich, denn die 
Frage lautet ja nicht mehr hypothetisch: Wie wür-
den Sie wählen, wenn morgen Wahlsonntag wäre?, 
sondern sie lautet: Wie haben Sie gewählt? Die Be-
einflussungsmöglichkeit, .die von einer solchen Mit-
teilung ausgeht, die auf Grund dieser Frage errech-
net worden ist, ist viel wahrscheinlicher als bei der 
bloßen Mitteilung auf Grund von hypothetischen 
Fragestellungen bei Umfragen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Berufsausübungsfreiheit von Demoskopen oder die 
Presse- und Informationsfreiheit werden nach mei-
ner Auffassung nicht berührt, wenn der Gesetz-
geber das Veröffentlichungsverbot von Wählernach-
fragen vor Ablauf der Wahlzeit normiert. Freiheit 
der Wahl als Schutzrecht für den Souverän, den 
Wähler, ist bei einer entsprechenden Güterabwä-
gung allemal vorrangig. Der Wähler, um es noch 
anders auszudrücken, hat am Wahltag den Vortritt 
vor Demoskopie und Berichterstattung. 

All das macht deutlich, daß die vorgeschlagene 
Wahlrechtsergänzung zwingend erscheint. Meine 
Damen und Herren, meine Fraktion bittet deshalb 
um Zustimmung zu dieser Initiative. 

(Beifall) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bühling. 

Bühling (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die Ziele, die der vorliegende Gesetz-
entwurf verfolgt, sind sicherlich im Grunde berech-
tigt. Ich sage: im Grunde berechtigt; dann brauche 
ich mich auch nicht mit meinem Herrn Vorredner 
über die Akzentsetzung im einzelnen hier ausein-
anderzusetzen. Ich stimme Ihnen, Herr Langner, 
auch zu, daß es der Änderung bestimmter Paragra-
phen bedarf, um diese gesetzten Ziele zu erreichen. 
Ob man allerdings eine besondere Novelle 
braucht, ist die Frage. Darauf komme ich am Schluß 
noch zurück. In der Sache selbst ist, soweit ich das 
habe verfolgen können, die veröffentlichte Meinung 
einhellig. Das neuartige Instrument der Wählernach-
frage und vor allem seine Konsequenzen stoßen auf 
Bedenken, Unbehagen und auch auf Skepsis. 

Der Entwurf greift in ein Gebiet ein, das man hier 
sicherlich nicht zur Gänze erörtern kann, nämlich 
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in das Verhältnis von Meinungsbefragung und Wäh-
lerentscheidung. Wie weit diese beiden Faktoren 
zusammenhängen, mag in anderen Fällen und bei 
anderen Sachverhalten offen sein. Im vorliegenden 
Fall kann es meines Erachtens keinen Zweifel geben, 
daß die Befragung von Wählern nach der Stimm-
abgabe und die Veröffentlichung der gewonnenen 
Ergebnisse noch vor Ablauf der Wahlzeit eine unzu-
lässige Beeinträchtigung des Wahlvorgangs ist. Je-
der Wähler, der am Wahltag sein Wahlrecht noch 
nicht ausgeübt hat, kommt durch die Veröffentli-
chung solcher Art von Umfragen in die Gefahr unzu-
mutbarer Beeinflussung. Er mag z. B. davon aus-
gehen, die Partei, die er sonst eigentlich wählen 
wollte, gewinne ja sowieso oder verliere ja sowieso. 
Demnach kann ihn eine solche Vorabumfrage von 
der Stimmabgabe überhaupt abhalten. Daß sich je-
mand auf diese Weise seines wichtigsten demokra-
tischen Rechts begibt, wäre sicherlich ein beklagens-
wertes Ergebnis. 

Der Wähler, 'der vor seiner Stimmabgabe schon 
echte Teilergebnisse hört, mag aus diesen auch 
Schlüsse für oder gegen eine bestimmte Partei zie-
hen, und er kann demnach seine ursprüngliche 
Tendenz auch ändern. Es lassen sich da unzählige 
Variationen denken, die ich nicht alle vor Ihnen aus-
breiten will. Die Veränderungen in den ursprüng-
lichen Entschlüssen der Wähler sind um so eher 
denkbar, wenn die Vorabergebnisse von den indivi-
duellen Erwartungen des Wählers abweichen. 

Besonders sind die Bedenken in allen Parteien 
geäußert und auch veröffentlicht worden, nachdem 
bei den diesjährigen Landtagswahlen in Bayern und 
Hessen die Wähler beim Verlassen der Wahllokale 
von Meinungsforschern nach ihrer Stimmabgabe ge-
fragt worden sind. Dieses Unbehagen ist überall in 
der Bundesrepublik, nicht nur in den in Betracht 
kommenden Ländern, laut geworden. Schließlich 
könnten sich z. B. schon bei der nächsten Bundestags-
wahl die durch die Landtagswahlen in Bayern und 
Hessen ausgelösten Befürchtungen bewahrheiten. 

Demgemäß erscheinen in der Tat rechtliche Maß-
nahmen geboten. Es wäre nicht unbedingt genug — 
auch das ist schon ausgeführt worden; ich wollte 
das noch mit einem gewissen anderen Akzent sa-
gen —, daß man sich allein auf Selbstverpflichtungen 
verläßt. Niemand kann sicher sein, in einer Selbst-
verpflichtung alle in Betracht kommenden Institu-
tionen und Personen zu erfassen, und niemand kann 
sich auf die Dauer darauf verlassen, daß jedermann 
der Versuchung widersteht, mittels Vorabbefragung 
der erste zu sein, der den Wahlausgang annähernd 
exakt, wenn auch vorzeitig, voraussagt und damit 
auch beeinflußt. 

Die vorgeschlagenen Verbotsbestimmungen sind 
damit geeignet, die freie, d. h. von äußerer Manipu-
lation völlig unbeeinflußte Wahl zu sichern. Es 
kommt hinzu, daß die Befragung unmittelbar nach 
der Wahlhandlung auch eine Überrumpelung, ja eine 
Belästigung des Wählers sein kann. Ich messe dem 
eine erhebliche Bedeutung zu. Dieses Vorgehen 
kommt in die bedenkliche Nähe eines Verstoßes 
gegen das Wahlgeheimnis. Wohl kann der Wähler 
— das ist richtig und auch von meinem Vorredner 

gesagt worden —, der gerade seinen Stimmzettel in 
die Urne geworfen hat, den Befragern die Auskunft 
verweigern. Aber oftmals ist er nicht so geistesge-
genwärtig, eine überraschende Frage abzulehnen, 
sondern er offenbart seine getroffene Stimmabgabe, 
die er eigentlich lieber für sich behalten hätte, ohne 
die neumodische Wählernachfrage früher auch im-
mer für sich behalten hat und am liebsten auch in 
Zukunft immer für sich behalten würde. Es kann 
auch peinlich sein, in Gegenwart anderer Personen 
befragt zu werden, die zur gleichen Zeit aus dem 
Wahllokal kommen. 

Dieses Problem wird durch das vorgeschlagene 
Gesetz nicht gelöst. Es sollte aber im Laufe der wei-
teren Beratungen noch einmal überdacht werden. 

Daß die Verstöße gegen ein Verbot der Vorab-
veröffentlichung nur zu unterbinden sind, wenn sie 
mit einer Sanktion bedroht werden, liegt auf der 
Hand. Die Höhe der angedrohten Buße mag im 
Augenblick offenbleiben. Man kann darüber strei-
ten, ob die Vorlage sie nicht etwas zu hoch ansetzt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang allerdings 
auch auf eine Unstimmigkeit im Gesetzentwurf auf-
merksam machen. Nach der  vorgeschlagenen Ände-
rung des Wahlgesetzes soll die Veröffentlichung 
vom Ablauf der Wahlzeit ab — in der Regel also 
ab 18 Uhr — zulässig sein. Nach dem Vorschlag zur 
Änderung des Ordnungswidrigkeitengesetzes da-
gegen wird ausdrücklich jede Veröffentlichung am 
Tage einer Bundestagswahl — so ausdrücklich —, 
d. h. also praktisch bis 24 Uhr, mit Buße bedroht. 
Dies ist meines Erachtens ein erheblicher praktischer 
Unterschied; denn eine Veröffentlichung um 18.01 
Uhr würde eine Vorabbefragung immer noch inter-
essant machen. Eine Veröffentlichung am nächsten 
Tag wäre dagegen sicherlich von minderem Inter-
esse. Dieser Widerspruch im Gesetzeswortlaut muß 
noch aufgelöst werden bzw. die auf jeden Fall be-
stehende Unklarheit muß beseitigt werden. In wel-
cher Weise dies geschehen soll, wird auch von der 
grundsätzlichen Einstellung zur Wählernachfrage 
überhaupt abhängen. 

Nach diesen Gesichtspunkten sollte der Entwurf 
in die Ausschüsse gehen. Es wäre aber nicht sinn-
voll, ihn als isoliertes Gesetz zu verabschieden. 
Wenn schon mit Recht gerade von den Antragstel-
lern über die Vielzahl der Gesetze geklagt wird, 
dann sollte dem auch Rechnung getragen werden, 
und die vorgeschlagene Novelle sollte in ein ande-
res Gesetz mit eingebaut werden. Das Bundeswahl-
gesetz muß wegen der erforderlichen ,neuen Wahl-
kreiseinteilung — auch wegen anderer Punkte — 
ohnehin in überschaubarer Zeit geändert werden. 
Bei dieser Gelegenheit sollte dann auch das Petitum 
der jetzt besprochenen Novelle mit einbezogen 
werden. Dies wäre der rationellste Weg für alle, 
die an den fraglichen Bestimmungen interessie rt 

 sind, für diejenigen, die davon betroffen sein könn-
ten, und nicht zuletzt für den Gesetzgeber selbst. 

(Beifall) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Engelhard. 
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Engelhard (FDP) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Meine Fraktion hat zur Einrichtung der 
Wahlnachfrage immer eine sehr kritische Haltung 
eingenommen. Dies kommt weniger daher, daß wir 
das Wahlgeheimnis in  Gefahr sehen. Wäre es an-
ders, so wäre die zwangsläufige Folge, daß Wahl-
nachfragen überhaupt verboten werden müßten. 
Wir sehen vielmehr die freie, weil auch psycholo-
gisch unbeeinflußte, Wahl in Gefahr, wenn nicht 
auszuschließen ist, daß Umfrageergebnisse vor 
Schließung der Wahllokale der Öffentlichkeit Be-
kanntwerden. 

Nun hat mittlerweile die ARD ganz sicherlich 
auch auf Grund der Diskussion in der Öffentlichkeit, 
erklärt, künftig keine Wahlnachfragen mehr durch-
zuführen. Das ZDF hat erklärt, es werde die bei den 
Landtagswahlen in Hessen und in Bayern einge-
führte Einrichtung weiter praktizieren. 

Ich habe am 15. November 1978 in einem Brief an 
den Intendanten des ZDF, Herrn von Hase, auf die 
Gefahren hingewiesen und besonders darauf auf-
merksam gemacht, daß als nächste große Wahl die 
Europawahl 1979 vor der Tür steht und Mißbrauch 
hier besonders naheliegt, wenn vom Donnerstag, 
dem 7. Juni, bis zum Sonntag, dem 10. Juni, gewählt 
wird, da nur fünf Staaten innerhalb der Gemein-
schaft traditionell an Sonntagen, die anderen aber 
an Werktagen ihre Wahlen abhalten. 

In der Antwort des Chefredakteurs Reinhard Ap-
pel vom 29. November 1978 ist mir mitgeteilt wor-
den, das ZDF beabsichtige nicht, in Drittländern mit 
Wahlnachfragen aufzutreten, und sei somit auch gar 
nicht in der Lage, der Öffentlichkeit entsprechende 
Mitteilungen zu machen. In diesem Brief wurde noch 
einmal darauf hingewiesen, daß man alle Sicherun-
gen eingebaut und sie sowohl personell angelegt 
wie auch durch Computersperre die Abrufbarkeit des 
Ergebnisses verhindert habe und daß man auch je-
derzeit bereit sei, sich der Kontrolle eines unabhän-
gigen Experten zu unterwerfen. 

Ich meine, dies alles kann nicht darüber hinweg-
täuschen, daß nicht letztlich ausgeschlossen werden 
kann, daß mit den am Wahltag gewonnenen Ergeb-
nissen doch vielleicht einmal Mißbrauch getrieben 
wird. 

Zum vorliegenden Gesetzentwurf werden wir in 
den Ausschüssen zu prüfen haben, ob es überhaupt 
wieder einmal einer gesetzlichen Regelung bedarf 
und ob, wenn wir im Bundeswahlgesetz die vor-
zeitige Veröffentlichung verbieten, ein solches Ver-
bot strafbewehrt sein muß. Wenn aber dies bejaht 
wird, dann bin ich ganz anderer Auffassung als 
Herr Kollege Bühling, der die Frage aufgeworfen 
hat, ob es dann wohl angemessen sei, mit bis zu 
100 000 DM an die Sache heranzugehen. Ich glaube, 
dies kann, wenn man zu einer Bußgeldvorschrift ja 
sagt, überhaupt nicht die Frage sein. 

Aber ernstlich wird sich bei den Ausschußbera-
tungen, Herr Kollege Dr. Langner, natürlich auch 
die Frage stellen, ob Sie hier das Gesamtproblem 
bewältigt haben und ob nicht, wenn man eine 
Strafvorschrift ins Auge faßt, eine Bußgeldregelung 
das richtige wäre, die alle parlamentarischen Wahlen 

in unserem Land erfaßt, von Europa über den Bund 
zu den Ländern bis hinein in die Kommunen. 

Die heutige Aussprache ist über den unmittelbaren 
Anlaß des vorliegenden Gesetzentwurfs hinaus eine 
Gelegenheit, einiges mehr zum Problem zu sagen. 
Erlauben Sie mir deswegen ein paar persönliche Be-
merkungen. 

Wir sind nie dafür eingetreten, die Wahlnachfrage 
überhaupt gesetzlich zu verbieten. Aber es mag der 
Hinweis erlaubt sein, daß nicht alles nützlich ist, 
was nicht verboten ist. Es heißt in dem an mich ge-
richteten Schreiben des ZDF im letzten Satz — ich 
darf mit Genehmigung der Frau Präsidentin zitie-
ren —: 

Gerade für die Analyse und Interpretation von 
Wahlergebnissen bleibt die „Umfrage am Wahl-
tag" eine wichtige und notwendige Vorausset-
zung. 

Erlauben Sie mir, daß ich dem eine Gegenthese ent-
gegenstelle und frage: Ist es wirklich im Sinne einer 
lebendigen Demokratie, wenn der Öffentlichkeit 
zwei Minuten nach der Schließung der Wahllokale 
das mutmaßliche Ergebnis mitgeteilt und damit die 
Auswertung des Volkswillens in den Wahllokalen 
auf die Rolle eines rein bürokratischen Nachvoll-
zugs des längst Bekannten zurückgedrängt wird? Da 
geht es ja nicht allein darum, daß sich Tausende, 
viele Tausende von Bürgern an einem solchen Wahl-
tag in den Wahlvorständen ehrenamtlich zur Ver-
fügung stellen, nein, es geht im Grunde um viel 
mehr. 

Es ist hier von der Würde des Wahltages in einer 
repräsentativen Demokratie gesprochen worden, 
und ich unterstreiche dies. Ich bin der letzte, der 
sich dem technischen Fortschritt entgegenstellt und 
der nicht großen Respekt vor den Leistungen der 
Demoskopie hat. Nur, die Wahlnachfrage, so wie sie 
jüngst bei zwei Wahlen praktiziert worden ist, finde 
ich ärgerlich. Ich hatte, wäre bei mir vor dem Wahl-
lokal nachgefragt worden, den festen Entschluß ge-
faßt, in diesem Fall bei der Wahlnachfrage erst-
mals — nur spielerisch, weil es da nicht schadet —
der Christlich-Sozialen Union meine Stimme zu 
geben; 

(Hört! Hört! bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

vielleicht, daß auf diese Weise dann die Zahlen ein-
mal etwas durcheinandergeraten und die Freude an 
der Einrichtung der Wahlnachfrage etwas gedämpft 
worden wäre. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Dann hätten 
Sie aus Zerstreutheit auch die CDU/CSU 

gewählt!) 

Meine Damen und Herren, es ist ja auch nicht so, 
daß ich und andere Kollegen mit ihrer Auffassung 
hier alleine stehen. Ich darf beispielhaft nur eine 
Stimme zitieren. Ein Kommentator des Bayerischen 
Rundfunks, Be rnhard Ücker — ich zitiere aus dem 
Münchner Stadtanzeiger vom 14. November dieses 
Jahres —, hat sich mit dieser Frage beschäftigt. Er 
sprach vom Wahlgeheimnis, dessen Verletzung man 
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Engelhard 
wohl kaum beweisen könne, und fährt dann fort 
— ich zitiere —: 

Doch ernsthaft wäre zu prüfen, ob es denn wirk-
lich sinnvoll ist, die dem lebendigen Interesse 
an einer demokratischen Entscheidung so för-
derliche Spannung früherer Wahlnächte, von 
den Hochrechnungen ohnehin bereits verwäs-
sert, noch gänzlich auszulöschen. 

(Lutz [SPD] : Der Bayerische Rundfunk hätte 
es ja gar nicht senden müssen, Herr Kol

-

lege, er hätte es ja bleiben lassen können!) 

— Es ist, Herr Kollege, in diesem Zusammenhang 
wohl nicht die Frage, wie die einzelnen Anstalten 
verfahren. Und wir wollen ja auch nicht zum Mittel 
des gesetzlichen Verbots greifen. Vielmehr ver-
spreche ich mir immer noch etwas davon, bei einer 
solchen Gelegenheit und von einer solchen Stelle 
aus an vernünftige Überlegungen zu appellieren. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Deswegen schließe ich eine weitere Frage an: 
Wäre es nicht zweckmäßig, die Anstalten setzten 
sich zusammen und dächten einmal darüber nach, 
ob in den Wahlnächten nicht ein Kanal für die poli-
tische — und nur die politische! — Information frei-
gemacht werden könnte, die dann auch wieder ört-
liche Detailergebnisse bringt. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das ist nicht nur eine Frage, die Parteimitglieder, 
Mandatsträger und politische Insider angeht. Ich 
weiß, daß viele Interessierte draußen im Lande an 
der heutigen Praxis Anstoß nehmen. Wir verfolgen 
hier im Hause hinsichtlich aller Sachbereiche das 
Ziel, mehr Lebensqualität für den Bürger zu schaf-
fen. Vielleicht ist es nicht ganz unbillig, bei einer 
solchen Gelegenheit die bescheidene Bitte zu äu-
ßern: Für Wahltage und Wahlnächte mehr politische 
Lebensqualität! 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wortmeldungen lie-
gen nicht mehr vor. Ich schließe die Aussprache. Der 
Ältestenrat empfiehlt Überweisung an den Innen-
ausschuß — federführend — und an den Rechts-
ausschuß — mitberatend —. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Eintragung von Dienstlei-
stungsmarken 
— Drucksache 8/1543 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 8/2304 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schöfberger 
Abgeordneter Dr. Wittmann (München) 

(Erste Beratung 78. Sitzung) 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Wort? — Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Aus-
sprache wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung in zweiter Bera-
tung. Wer den Art. 1 bis 5, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Gesetz in 
dritter Beratung seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Wir stimmen noch über die Beschlußempfehlung 
unter Nr. 2 ab, die Petitionen für erledigt zu erklä-
ren. — Ich höre und sehe keinen Widerspruch; es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Ä nderung der Gewerbeordnung 
—Drucksache 8/1863 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 8/2314 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Unland 

(Erste Beratung 100. Sitzung) 

b) Zweite Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Jenninger, Sauter (Epfendorf), Dr. Stark 
(Nürtingen), Benz, Susset, Biechele, Dr. Laufs, 
Dr. Friedmann, Kolb, Bühler (Bruchsal), Dr. 
Stavenhagen, Dr. Langguth, Wissmann, Jäger 
(Wangen) und Genossen und der Fraktion 
der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des § 69 b Abs. 3 der 
Gewerbeordnung 
— Drucksache 8/1755 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 8/2314 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Unland 

(Erste Beratung 100. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. 
Das Wort zur Aussprache wird nicht gewünscht. 
Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung in zweiter Lesung. 
Wer den Art. 1 bis 4, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig so beschlos-
sen. 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Gesetz 
in dritter Beratung seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Wir müssen noch über die Beschlußempfehlung 
unter Buchstabe b abstimmen, den Gesetzentwurf 
zur Änderung des § 69 b Abs. 3 der Gewerbeord-
nung für erledigt zu erklären. — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über das Brannt-
weinmonopol 
— Drucksache 8/2319 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das scheint nicht der Fall zu sein. Wird das Wort 
zur Aussprache gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Der Ältestenrat empfiehlt Überweisung an den 
Finanzausschuß — federführend — sowie zur Mit-
beratung an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten. Ist das Haus damit einverstan-
den? — Ich höre und sehe keinen Widerspruch; es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über eine Beihilfe für die Entkeimung von 
Mais 
— Drucksache 8/2098 Nr. 50, 8/2330 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Sauter (Epfendorf) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Wird das Wort in der Aus-
sprache gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ihnen liegt die Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses auf Drucksache 8/2330 vor. Wer dieser Beschluß-
empfehlung seine Zustimmung gibt, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Ende der für die heutige Sitzung vorgesehenen Ta-
gesordnungspunkte. 

Ich berufe das Haus auf morgen, den 7. Dezember 
1978, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 19.09 Uhr) 

Berichtigung 

119. Sitzung, Seite 9269*, Anlage 27: Statt „Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Buschfort" ist „Antwort des 
Parl. Staatssekretärs von Schoeler" zu lesen. 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	 entschuldigt bis einschließlich 

Dr. van Aerssen * 	7.12. 
Dr. Ahrens ** 	 6. 12. 
Dr. Aigner * 	7. 12. 
Alber** 	 6. 12. 
Arendt 	 7. 12. 
Dr. Bangemann 	 6. 12. 
Dr. Barzel 	 7. 12. 
Batz 	 15. 12. 
Dr. Bayerl * 	6. 12. 
Dr. von Bismarck 	 6. 12. 
Frau von Bothmer 	 15. 12. 
Brandt 	 15. 12. 
Carstens (Emstek) 	 15. 12. 
Damm ** * 	 6. 12. 
Dr. Evers ** 	7. 12. 
Fellermaier * 	7. 12. 
Flämig * 	7. 12. 
Dr. Fuchs * 	6. 12. 
Haase (Fürth) * 	7. 12. 
Dr. Hammans 	 13. 12. 
Frau Hoffmann (Hoya) 	7. 12. 
Hoffmann (Saarbrücken) * 	7. 12. 
Dr. Holtz ** 	 7. 12. 
Ibrügger * 	7. 12. 
Dr. h. c. Kiesinger 	 15. 12. 
Dr. Klepsch * 	7. 12. 
Dr. Klein (Göttingen) 	 7. 12. 
Koblitz 	 7. 12. 
Kunz (Berlin) 	 6. 12. 
Lange * 	7. 12. 
Lemp * 	7. 12. 
Lücker * 	6. 12. 
Luster * 	 7.12. 
Dr. Mende ** 	6. 12. 
Dr. Müller ** 	7. 12. 
Müller (Mülheim) * 	15. 12. 
Frau Pack 	 15. 12. 
Rosenthal 	 15. 12. 
Saxowski 	 15. 12. 
Scheu 	 15. 12. 
Schmidt (München) * 	6. 12. 
Schmidt (Würgendorf) ** 	6. 12. 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 	15. 12. 
Schreiber * 	7. 12. 
Dr. Schwencke (Nienburg) 	7. 12. 
Dr. Schwörer * 	6. 12. 
Seefeld* 	 7. 12. 
Sieglerschmidt * 	7. 12. 
Dr. Starke (Franken) * 	6. 12. 
Ueberhorst ** 	7. 12. 
Dr. Vohrer ** 	7. 12. 
Frau Dr. Walz * 	7. 12. 

für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen 
Versammlung 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Wawrzik 	 15. 12. 
Wissmann 	 7. 12. 
Ziegler 	 15. 12. 

 

Anlage 2 

Ergänzende Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Miltner 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/ 2249 Frage A 16, 113. Sit-
zung, Seite 8862 B): 

Ich hatte Ihre Zusatzfrage in der o. a. Fragestunde 
damit beantwortet, daß nach meiner Kenntnis die 
Bundesregierung noch nie von dem Weisungsrecht 
nach § 25 AuslG Gebrauch gemacht habe. Dabei war 
mir nicht bekannt, daß tatsächlich im Jahre 1968 in 
einem einzigen Fall eine solche Weisung einmal er-
teilt worden war. Wie anhand des hier vorliegen-
den Aktenmaterials festgestellt werden konnte, hat 
damals das Bundeskabinett in der Sitzung am 
12. Juni 1968 beschlossen, einen Landesminister an-
zuweisen, eine bestimmte ausländerrechtliche Ver-
fügung des zuständigen Landratsamtes nicht aufzu-
heben. Weitere Fälle von Weisungen nach § 25 Aus-
ländergesetzes sind hier nicht nachweisbar. 

Anlage 3 

Antwort 

des  Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Spranger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2315 Fragen A 20 und 21) : 

Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen Bundestag Aus-
kunft darüber zu geben, wann und unter welchen Bedingungen 
die vier Terroristen freigelassen worden sind? 

Wohin und auf welchem Weg sind die Terroristen abgeschoben 
worden, und wann ist die Bundesregierung über die Freilassung 
unterrichtet worden? 

Zu Frage A 20: 

Die jugoslawische Regierung hat die Bundesregie-
rung bisher nicht darüber unterrichtet, wann und 
unter welchen Bedingungen sie die Terroristen ab-
geschoben hat. Sie hat nur mitgeteilt, daß den ge-
nannten Personen der Aufenthalt in Jugoslawien als 
unerwünschte Ausländer untersagt worden ist. Im 
übrigen verweise ich auf die gestrigen Ausführun-
gen der Bundesregierung im Innenausschuß und im 
Rechtsausschuß. 

Zu Frage A 21: 

Zu dieser Frage möchte ich ergänzend zu dem 
obigen mitteilen, daß die jugoslawische Regierung 
am 17. November unseren Botschafter in Belgrad 
einbestellt und über die Abschiebung informiert hat. 



9530* 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 122. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. Dezember 1978 

Anlage 4 
Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Althammer 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/2315 Fragen A 112 
und 113) : 

Welche europäischen Länder haben das in den Bundesländern 
der Bundesrepublik Deutschland erworbene Abitur bisher als 
Zulassungsvoraussetzung zum Hochschulstudium in ihrem Land 
nicht anerkannt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß einige europäische 
Nachbarländer nach Einführung der Kollegstufe erwägen, das 
deutsche Abitur nicht mehr als Berechtigung zum Studium in 
ihrem Land anzuerkennen, und wenn ja, welche Folgerungen 
zieht sie daraus? 

Zu Frage A 112: 

Außer der Bundesrepublik Deutschland haben die 
meisten europäischen Staaten (Belgien, Dänemark, 
Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Is-
land, Israel, Italien, Jugoslawien, Luxemburg, Malta, 
Niederlande, Norwegen Osterreich, Schweden, Spa

-

nien, Türkei und Zypern) die Europäische Konven-
tion über die Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse 
vom 11. Dezember 1953 ratifiziert und erkennen so-
mit das in der Bundesrepublik erworbene Abitur 
als Zulassungsvoraussetzung zum Hochschulstudium 
an. 

Wenn auch die Schweiz Nichtmitglied ist, so hat 
sie sich praktisch so verhalten, als ob sie der Kon-
vention beigetreten sei. Seit Einführung der Reform 
der gymnasialen Oberstufe sind an einzelnen 
Schweizer Hochschulen und in einigen wenigen Fäl-
len auch an Österreichischen Hochschulen Anerken-
nungsschwierigkeiten aufgetreten. 

Eine Verpflichtung zur Anerkennung europäischer 
Hochschulzugangszeugnisse besteht in der Schweiz 
nicht, da dieses Land im Unterschied zu Osterreich 
der europäischen Konvention nicht beigetreten ist. 

Zu Frage A 113: 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß einige 
europäische Nachbarländer nach Einführung der Kol-
legstufe erwägen, das deutsche Abitur nicht mehr 
als Berechtigung zum Studium in ihrem Lande anzu-
erkennen. 

Nach dem Wortlaut und Sinn der Europäischen 
Konvention über die Gleichwertigkeit der Reife-
zeugnisse vom 11. Dezember 1953 kann kein Unter-
zeichnerstaat im Falle einer Ausbildungsreform in 
einem dieser Staaten die Anerkennung der Hoch-
schulzugangszeugnisse verweigern. Es besteht daher 
für die Staaten, die die Konvention ratifiziert haben, 
keine Rechtsgrundlage, bestimmte deutsche Zeug-
nisse, die in allen Ländern der Bundesrepublik 
zum Studium berechtigen, von der Anerkennung 
auszuschließen. 

Anlage 5 
Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Marx (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2315 Fragen A 116 und 117): 

Welche konkreten Einwände haben die jugoslawischen Stellen 
gegen den Antrag auf Auslieferung der mutmaßlichen vier 
deutschen Terroristen erhoben, und wie beurteilt die -  Bundes-
regierung die mitgeteilten Ablehnungsgründe? 

Wann und in welcher Weise hat die Bundesregierung seit Stel-
lung des Auslieferungsantrags vor sechs Monaten Demarchen 
bei der jugoslawischen Regierung unternommen, um die poli-
tische Bedeutung des Auslieferungsbegehrens sowohl für die 
bilateralen deutsch-jugoslawischen Beziehungen als auch für 
die multilaterale Terroristenbekämpfung zu unterstreichen, und 
wie hat die jugoslawische Regierung jeweils reagiert? 

Zu Frage A 116: 

Nach Mitteilung der jugoslawischen Regierung 
hat das Kreisgericht in Belgrad die Ablehnung der 
Auslieferung darauf gestützt, daß nicht genug Be-
weise für den begründeten Verdacht vorliegen, daß 
die vier deutschen Beschuldigten eine bestimmte 
Straftat begangen haben. 

Die Bundesregierung sieht hierin einen Verstoß 
gegen den deutsch-jugoslawischen Auslieferungsver-
trag. Hiernach ist eine Prüfung des Schuldvorwurfs 
ausgeschlossen. Nach dem Vertrag kommt es viel-
mehr allein auf die ausführlichen und detaillierten 
Haftbefehle des Ermittlungsrichters beim Bundes-
gerichtshof an. Wenn Jugoslawien die Haftbefehle 
dennoch für ergänzungsbedürftig hielt, hätte es ge-
mäß Artikel 17 des Vertrages vor der Entscheidung 
solche Ergänzungen verlangen müssen. 

Zu Frage A  117: 

Die Bundesregierung hat der jugoslawischen Re-
gierung seit Stellung der Auslieferungsanträge 
mehrfach und mit Nachdruck die Bedeutung der 
Auslieferungsanträge deutlich gemacht. Die jugo-
slawische Regierung ist nie im Zweifel gelassen 
worden, daß die Bundesregierung die von ihr er-
betenen Auslieferungen als einen wichtigen Akt im 
Rahmen der Bekämpfung des internationalen Terro-
rismus bewertet. 

Dies hat die Bundesregierung mehrfach zum Aus-
druck gebracht, und zwar auf der Ebene der Außen-
ministerien, der Innenministerien sowie auch bei an-
deren Kontakten auf hoher Ebene. 

Anlage 6 
Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Haase (Kassel) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/2315 Fragen A 120 und 
121): 

Welche Finanzhilfen oder sonstige finanziellen Vergünstigun-
gen zu welchen Konditionen hat Jugoslawien seitens der Bun-
desrepublik Deutschland bisher erhalten? 

Inwieweit sind zugesagte oder in Aussicht genommene Finanz

-

hilfen noch nicht ausgezahlt? 

Zu Frage A 120: 

Jugoslawien hat bisher Kapitalhilfekredite von 
insgesamt 1 Mrd. DM erhalten, und zwar 300 Mil-
lionen DM auf Grund des Regierungsabkommens 
vom 20. Dezember 1972 und 700 Millionen DM auf 
Grund des Regierungsabkommens vom 2. Juli 1974. 

Die Konditionen lauten für den ersten Kredit: 
2,5 Prozent Zins, 30 Jahre Laufzeit, 8 Freijahre, und 
für den zweiten Kredit: 2 Prozent Zins, 30 Jahre 
Laufzeit, 10 Freijahre. 
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Sonstige finanzielle Vergünstigungen hat Jugo-
slawien nicht erhalten. 

Zu Frage A 121: 

Die erwähnten Kredite wurden voll ausgezahlt. 
Weitere Finanzhilfe ist nicht vorgesehen. 

Anlage 7 
Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Immer (Altenkir-
chen) (SPD) (Drucksache 8/2315 Fragen A 125 und 
126) : 

Inwieweit fördert die Bundesregierung den Kontakt zwischen 
Städten, Verbandsgemeinden und Gemeinden des Landes Rhein-
land-Pfalz mit Gebietskörperschaften in Frankreich, und von 
welcher Beurteilung des Nutzens derartiger Partnerschaften 
geht sie dabei aus? 

Ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, Kontakte 
zwischen Städten, Verbandsgemeinden und Gemeinden des 
Landes Rheinland-Pfalz mit Gebietskörperschaften kommunisti-
scher Staaten, insbesondere Jugoslawiens, zu fördern, und 
wenn ja, wie beurteilt sie in diesem Zusammenhang den Nut-
zen derartiger Partnerschaften? 

Die Bundesregierung sieht in Städtepartnerschaf-
ten einen wesentlichen Beitrag zur Verständigung 
mit Frankreich. Sie begrüßt daher den Kontakt zwi-
schen Städten, Verbandsgemeinschaften und Ge-
meinden des Landes Rheinland-Pfalz mit Gebiets-
körperschaften in Frankreich als Ausdruck sich ste-
tig verbessernder Beziehungen auf allen Ebenen 
zwischen uns und unserem Nachbarland. 

Im Rahmen solcher Partnerschaften ist ein dich-
tes Netz vielfältiger kommunaler und persönlicher 
Beziehungen zwischen den Partnerstädten entstan-
den. 

Das Zustandekommen und die Abwicklung von 
Städtepartnerschaften ist ausschließlich Sache der 
Gemeinden. Eine institutionelle Förderung der 
Städtepartnerschaften aus Mitteln des Bundes be-
steht nicht. Hingegen stellt das Auswärtige Amt 
dem Vergabeausschuß der Bundesvereinigung der 
kommunalen Spitzenverbände Mittel zur Förderung 
internationaler kultureller Maßnahmen der Gemein-
den zur Verfügung. Aus diesen Mitteln können Pro-
jekte, die ihren Ursprung in Städtepartnerschaften 
haben, gefördert werden. So hat die Stadt Mainz in 
diesem Jahr für zwei Ausstellungen („die Kunst 
Gutenbergs" in Haifa und „Mainzer Künstler" in 
Valencia) je DM 5 000,— erhalten. 

Das bisher Gesagte gilt auch für entsprechende 
Kontakte zu den Ländern Osteuropas. Nach Auffas-
sung der Bundesregierung können diese Kontakte 
einen wichtigen Beitrag zum besseren gegenseitigen 
Verständnis leisten. 

 

Anlage 8 
Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Carstens 
(Fehmarn) (CDU/CSU) (Drucksache 8/2315 Fragen 
B 4 und 5) : 

Wieviel Anträge zur Einreise in die Bundesrepublik Deutsch-
land wurden von libanesischen Christen in den letzten zwei Jah-
ren gestellt, und wieviel wurden davon genehmigt? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß zur Erleichterung 
der bedrohlichen Lage der Christen im Libanon neben anderen 
notwendigen Maßnahmen auch eine großzügige Praxis bei der 
Bewilligung der Einreiseanträge geboten ist? 

Zu Frage B4: 

1976 hat unsere Botschaft in Beirut insgesamt . 
2 528, 1977 insgesamt 7 532 Sichtvermerke erteilt. 
Die genaue Anzahl der in den letzten zwei Jahren 
von libanesischen Christen gestellten Sichtvermerks-
anträge zur Einreise in die Bundesrepublik  Deutsch-
land  bzw. die Zahl der für diesen Personenkreis 
erteilten Sichtvermerke läßt sich nicht feststellen, 
da weder die libanesischen Reisepässe noch die 
deutschen Sichtvermerksantragsvordrucke Angaben 
über die Konfession des Antragstellers enthalten. 
Nach Schätzungen unserer Botschaft in Beirut be-
trägt der Anteil der christlichen Antragsteller an der 
Gesamtzahl zwischen 55 und 65 %, der Anteil der 
positiv beschiedenen Anträge christlicher Libanesen 
80 %. 

Zu Frage B 5: 

Die Sichtvermerksanträge werden von unserer 
Botschaft in Beirut so großzügig behandelt, wie dies 
im Rahmen der geltenden Bestimmungen — die auch 
Sicherheitsaspekte berücksichtigen müssen — mög-
lich ist. In allen Fällen, in denen Teile der christ-
lichen Bevölkerung über einen längeren Zeitraum 
die Botschaft in Beirut nur unter Schwierigkeiten 
zu erreichen vermochten, wurde Vorsorge (Konsu-
lartage im christlichen Landesteil) getroffen, daß 
Sichtvermerke trotzdem erteilt werden konnten. 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, im 
Rahmen der Sichtvermerkspraxis für libanesische 
Christen eine Sonderregelung einzuführen, da dies 
mit einer Feststellung der Religionszugehörigkeit 
der Antragsteller verbunden sein und uns den Vor-
wurf der Diskriminierung gegenüber anderen liba-
nesischen Staatsangehörigen aussetzen würde..  

Anlage 9 
Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt

-

Vockenhausen (SPD) (Drucksache 8/2315 Frage B 6) : 
In welcher Weise kann die Bundesregierung den auf dem Kü-

stenfrachter „Hai Hong" auf dem Meer treibenden 2 500 viet-
namesischen Flüchtlingen, unter ihnen 1 250 Kinder und 125 alte 
Leute, humanitäre Hilfe leisten? 

Die Bundesregierung hatte dem Hohen Flücht-
lingskommissar der Vereinten Nationen in diesem 
Jahr bereits zweimal Mittel für die Betreuung von 
Flüchtlingen aus den Ländern des ehemaligen Indo-
china überwiesen, und zwar insgesamt 2,5 Millio-
nen DM. Angesichts der dramatischen Situation auf 
dem Küstenfrachter „Hai Hong" hat sie am 16. No-
vember 1978 weitere 500 000,— DM zur Verfügung 
gestellt, um den Hohen Flüchtlingskommissar in die 
Lage zu versetzen, insbesondere auch den Flücht-
lingen auf dem Schiff zu helfen. Ferner hat Bundes-
minister Genscher dem malaysischen Außenminister 
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in Bonn erst vor wenigen Tagen die Sorge der 
Bundesregierung über die Entwicklung auf der „Hai 
Hong" ausgedrückt. 

Außerdem hat sich die Bundesregierung bereit 
erklärt, etwa 550 Flüchtlinge der „Hai Hong" auf-
zunehmen. Dies wurde möglich, nachdem Minister-
präsident Albrecht eine entsprechende Anzahl von 
Aufnahmeplätzen im Land Niedersachsen zur Ver-
fügung gestellt hat. Insgesamt hat das Land Nieder-
sachsen die Aufnahme von 1 000 Vietnam-Flücht-
lingen zugesagt. Die übrigen Plätze sind für die 
Flüchtlinge auf dem vietnamesischen Fischerboot 
BT 0702 reserviert, denen das deutsche Motorschiff 
Tom Jacob Hilfe geleistet hat und das zur Zeit vor 
der südthailändischen Küste ankert. 

Die Vorbereitungen für die Übernahme der Flücht-
linge sind angelaufen. Die erste Bundeswehrmaschi-
ne wird am 30. November 1978 zur Übernahme von 
Flüchtlingen nach Kuala Lumpur abfliegen. 

Anlage 10 
Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn 
(Braunschweig) (CDU/CSU) (Drucksache 8/2315 Fra-
gen B 3, 8, 9 und 10) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung das von der KSZE-Sonder-
konferenz beschlossene 3-Punkte-Programm für die Tagesord-
nung? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es nicht verant-
wortet werden sollte, die heißen Tagesordnungspunkte, wie Men-
schenrechtsverletzungen, vorerst nicht zu erwähnen bzw. auszu-
klammern und sich vorerst nur mit Umwelt- und Verkehrsfragen 
zu befassen? 

Welchen Standpunkt nimmt die Bundesregierung zu dem 
Schweizer Vorschlag der Bildung eines Schiedsgerichts aus unab-
hängigen Persönlichkeiten zur Schlichtung von Streitfällen in 
obligatorischen Verfahren mit bindenden Entscheidungen für den 
KSZE-Teilnehmerbereich ein? 

Wird die Bundesregierung in der Europäischen Gemeinschaft 
darauf hinwirken, daß auch auf dieser Sonderkonferenz die neun 
Mitgliedstaaten mit einer Stimme sprechen? 

Zu Frage B 3: 

Ich gehe davon aus, daß sich Ihre Frage Nr. 1 
auf den „Bericht" des KSZE-Expertentreffens in 
Bonn (20. Juni-28. Juli 1978) zur Vorbereitung des 
Wissenschaftlichen Forums bezieht. 

Die Bundesregierung beurteilt das Ergebnis des 
Vorbereitungstreffens positiv. Die drei unter dem 
Abschnitt „Tagesordnung" des Schlußberichts auf-
geführten Gebiete und Gegenstände (Naturwissen-
schaften, Medizin und Geistes- und Sozialwissen-
schaften) sind im Gesamtzusammenhang mit ande-
ren Teilen des Berichts, z. B. mit dessen letztem Ab-
satz zu lesen; in diesem wird festgestellt, „daß das 
Wissenschaftliche Forum die gegenwärtig relevan-
ten wissenschaftlichen Erkenntnisse und Ziele künf-
tiger Forschung ebenso beachten sollte, wie den 
gegenwärtigen Stand und künftige Bedürfnisse in-
ternationaler wissenschaftlicher Zusammenarbeit, 
einschließlich der Bildung und Ausbildung junger 
Wissenschaftler, interdisziplinärer Ansätze und das 
unterschiedliche Niveau der wissenschaftlichen 
Entwicklung unter den Teilnehmerstaaten". 

Zu Frage B 8: 

Die Formulierung der Tagesordnung des Wissen

-

schaftlichen Forums macht die Behandlung auch 
der Grundsatzprobleme der Wissenschaftsbeziehun-
gen im Ost-West-Verhältnis möglich. Diese Auf-
fassung wird auch von den Partnerländern in der 
Europäischen Gemeinschaft und im Bündnis geteilt. 

Zu Frage B 9: 

Die Bundesregierung ist gegenüber dem Schwei-
zer Vorschlag über friedliche Streitschlichtung auf-
geschlossen. Sie beteiligt sich konstruktiv an den 
Verhandlungen des Expertentreffens von Montreux. 

Zu Frage B 10: 

Die Bundesregierung hat während der Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
selbst, beim Folgetreffen in Belgrad sowie bei den 
Expertentreffen zur Vorbereitung des Wissenschaft

-

lichen Forums und dem Expertentreffen über fried-
liche Streitschlichtung größten Wert auf den Zusam-
menhalt innerhalb der Neun und im atlantischen 
Bündnis gelegt. Diese Zusammenarbeit hat sich bis-
her im KSZE-Prozeß bewährt. Die Bundesregierung 
wird auch hinfort bei den bevorstehenden KSZE-
Veranstaltungen ihren Beitrag zu einer solchen Zu-
sammenarbeit leisten. 

Anlage 11 
Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Jäger (Wan-
gen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/2315 Frage B 11) : 

Wird  sich die Bundesregierung die Forderung des Bundes-
außenministers zu eigen machen und bei den Vereinten Nationen 
einen Antrag auf Einsetzung eines Hohen Kommissars oder Be-
auftragten der UNO für Menschenrechtsfragen einbringen, und 
gegebenenfalls wann? 

In seiner Rede vor der Deutschen Gesellschaft für 
die Vereinten Nationen in Bonn am 24. Oktober 
1978 hat der Bundesminister des Auswärtigen, Hans-
Dietrich Genscher, betont: 

„Für die Bundesrepublik Deutschland sind die För-
derung und der Schutz der Menschenrechte ein 
Schwerpunkt der Politik in den Vereinten Nationen. 
Ich trete dafür ein, einen Hochkommissar für Men-
schenrechte zu ernennen und einen VN-Menschen-
rechtsgerichtshof nach dem Vorbild des Euro-
päischen Menschenrechtsgerichtshof zu schaffen." 

Damit hat er erneut die Haltung der Bundesregie-
rung bekräftigt, die sich seit Jahren, schon vor 
ihrem Beitritt zu den Vereinten Nationen, für den 
Vorschlag einsetzt, das Amt eines Hohen Kommis-
sars der Vereinten Nationen für Menchenrechte zu 
schaffen. Dies hatte beispielsweise schon der dama-
lige Bundesjustizminister und spätere Bundespräsi-
dent Dr. Gustav Heinemann in einer Rede auf der 
Menschenrechtskonferenz in Teheran am 24. April 
1968 namens der Bundesregierung gefordert. 

Seit 1965 wird der Vorschlag der Ernennung 
eines Hohen Kommissars für Menschenrechte in den 
Vereinten Nationen behandelt. Der Wirtschafts- und 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 122. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. Dezember 1978 	9533* 

Sozialrat empfahl 1967 durch Resolution 1 237 (XLII) 
der VN-Generalversammlung die Annahme einer 
von der VN-Menschenrechtskommisison angenom-
menen Resolution, durch die der Posten eines Hohen 
Kommissars für Menschenrechte geschaffen werden 
sollte. Die Generalversammlung hat jedoch seit 1967 
das Thema ständig vertagt. 

In der 32. VN-Generalversammlung 1977 wurde 
der Vorschlag erneut nicht sachlich behandelt, son-
dern an die VN-Menschenrechtskommission verwie-
sen. Diese beschloß auf ihrer 34. Tagung im Fe-
bruar/März 1978, die Frage zusammen mit anderen 
Vorschlägen zur Verbesserung des menschenrecht-
lichen Schutzes in einer „umfassenden Analyse" auf 
einer der kommenden 35. MRK-Tagung vorgeschal-
teten Arbeitsgruppe im Januar 1979 zu behandeln. 
Costa Rica hat erneut auch auf der gegenwärtig in 
New York stattfindenden 33. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen vor einigen Tagen einen 
Resolutionsentwurf (L 37) eingebracht, nach dem 
diese Generalversammlung grundsätzlich die ,Ein-
setzung eines Hohen Kommissars beschließen solle. 
Wie in den Vorjahren unterstützen wir gemeinsam 
mit unseren EG-Partnern und gleichgesinnten west-
lichen Staaten diesen Resolutionsentwurf. 

Allerdings stößt der Westen dabei nach wie vor 
auf große Schwierigkeiten bei den Staaten des öst-
lichen Lagers und auch eines großen Teils der Drit-
ten Welt. Diese Staaten, die in den Vereinten Na-
tionen eine Mehrheit darstellen, sind heute noch 
nicht bereit, einem derartigen Schritt zur Verbes-
serung des menschenrechtlichen Schutzes zuzustim-
men. 

Die Bundesregierung ist hingegen der Auffassung, 
daß ein als unabhängig und fähig allgemein aner-
kannter „Ombudsmann" schon durch vermittelnde 
Tätigkeit und objektive Berichterstattung an die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen nicht 
unerheblichen Einfluß ausüben und zur Wahrung und 
Durchsetzung der Menschenrechte beitragen könnte. 
Die Einsetzung eines Hohen Kommissars für Men-
schenrechte wäre ein weiterer Schritt auf dem Wege 
zu der von uns angestrebten, aber nur langfristig 
über Zwischenlösungen erreichbaren Schaffung 
eines Internationalen Menschenrechtsgerichtshofs. 

Anlage 12 
Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Wei-
den) (CDU/CSU) (Drucksache 8/2315 Frage B 12) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, Vertreter zu einem Empfang 
der jugoslawischen Botschaft anläßlich des jugoslawischen Na-
tionalfeiertags zu entsenden, obwohl durch die Entlassung von 
vier deutschen Terroristen aus jugoslawischem Gewahrsam der 
internationalen Bekämpfung des Terrorismus ein schwerer Schlag 
versetzt wurde? 

Die Bundesregierung hat sich auf dem Empfang 
der jugoslawischen Botschaft aus Anlaß des jugo-
slawischen Nationalfeiertages am 29. November 
1978 durch den stellvertretenden Protokollchef des 
Auswärtigen Amtes, Herrn Gesandten Holzheimer, 
vertreten lassen. 

Anlage 13 
Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Narjes 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/ 2315 Fragen B 13 und 14) : 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung einen Antrag auf eine 
Ausfuhrgenehmigung für etwa 22 Kriegsschiffe verschiedener 
Typen nach Chile abgelehnt hat oder im Begriff ist abzulehnen? 

Wenn ja, wie begründet die Bundesregierung diese Entschei-
dung angesichts der drohenden Arbeitslosigkeit von mehr als 
30 000 Werftarbeitern und der wiederholten Lieferung von Kriegs-
schiffen an andere lateinamerikanische Staaten? 

Bisher sind von keiner Seite Anträge an die Bun-
desregierung auf Erteilung einer Ausfuhrgenehmi-
gung für Kriegsschiffe nach Chile gestellt worden. 

 

Anlage 14 
Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Wei

-

den) (CDU/CSU) (Drucksache 8/2315 Frage B 53) : 
Ist es nach Auffassung der Bundesregierung mit dem NATO-

Truppenstatut vereinbar, daß amerikanische Touristen und ent-
lassene Soldaten aus zivilen Arbeitsplätzen der amerikanischen 
Stationierungsstreitkräfte eingestellt werden, und wie ist be-
jahendenfalls bei Einstellung amerikanischer Zivilpersonen die 
Beteiligung deutscher Arbeitsvermittlungsstellen sichergestellt? 

Artikel IX Abs. 4 Satz 1 des NATO-Truppensta-
tuts bestimmt:  

„Der  Bedarf einer Truppe oder eines zivilen Ge-
folges an zivilen Arbeitskräften wird in gleicher 
Weise wie der vergleichbare Bedarf des Aufnahme-
staates und mit Unterstützung seiner Behörden über 
die Arbeitsvermittlungsstellen befriedigt." Diese Be-
stimmung wird von den amerikanischen Streitkräf-
ten als eine Verfahrensvorschrift verstanden, die 
nur anzuwenden ist, insoweit sie Bedarf an zivilen 
Arbeitsplätzen haben. Diesen Bedarf stellen sie sel-
ber fest. Dabei berufen sie sich auf Artikel 56 Abs. 7 
des Zusatzabkommens, wonach „Die Behörden einer 
Truppe ... die Zahl und Art der benötigten Arbeits-
plätze gemäß der Einreihung der Tätigkeitsarten ... 
bestimmen" . 

Da die vertragsrechtliche Lage nicht eindeutig 
ist, vertritt die Bundesregierung seit Jahren den 
Standpunkt, daß den deutschen Arbeitnehmern ein 
gewohnheitsrechtlicher Anspruch auf die Besetzung 
der „local national" Positionen zugewachsen sei, so 
daß die Belegung dieser Stellen durch Touristen und 
entlassene US-Soldaten zum Nachteil deutscher Ar-
beitnehmer nicht Rechtens sei. 

Die Bundesregierung führt über die Beschäftigung 
amerikanischer Staatsbürger auf zivilen Arbeits-
plätzen der amerikanischen Streitkräfte seit gerau-
mer Zeit Verhandlungen und hat in dieser Sache im 
ablaufenden Jahr auch Schritte auf hoher Ebene 
unternommen. Diese Verhandlungen haben zum 
Ziel, den Status quo der Arbeitsplätze festzuschrei-
ben und die weitere Einstellung von amerikanischen 
Touristen und entlassenen Soldaten nur noch in den 
Fällen zuzulassen, in denen deutsche Bewerber nicht 
zur Verfügung stehen. Die Frage, ob deutsche Ar-
beitnehmer zur Verfügung stehen und deshalb US- 
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Touristen und entlassene Soldaten nicht eingestellt 
werden dürfen, soll vom zuständigen deutschen Ar-
beitsamt entschieden werden. 

Es ist zu erwarten, daß es auf dieser Basis bald zu 
einer Einigung kommt. 

Anlage 15 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Sauer (Salz-
gitter) (CDU/CSU) (Drucksache 8/2339 Fragen A 4 
und 5) : 

Was gedenkt die Bundesregierung gegen die in der Presse 
angekündigte Absicht des Bundesverbands der Bürgerinitiativen 
Umweltschutz (BBU) zu unternehmen, durch „Aufklärungsaktio-
nen" die NATO-Lager für atomare Sprengköpfe in der Bundes-
republik Deutschland zu erkunden und danach in einer „Lage-
karte" bekanntzugeben? 

Sieht die Bundesregierung in einer solchen Aktion eine Gefahr 
für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und 
für die Abschreckungsfunktion der NATO? 

Zu Frage A 4: 

Die unter amerikanischem Gewahrsam auf dem 
Territorium der Bundesrepublik Deutschland gela-
gerten atomaren Sprengkörper stellen aufgrund 
ihrer Bauweise und der dafür getroffenen Sicher-
heitsvorkehrungen keine Gefährdung für die Um-
welt dar. Die in der Frage angesprochenen Absich-
ten des Bundesverbandes der Bürgerinitiativen Um-
weltschutz stehen somit nicht mit berechtigten An-
liegen des Umweltschutzes in Verbindung. 

Unabhängig davon sind die für die Lagerung von 
atomaren Sprengkörpern vorgesehenen militäri-
schen Sicherheitsbereiche durch materielle und per-
sonelle Absicherungsmaßnahmen so geschützt, daß 
durch Außenstehende ohne Verstoß gegen das Straf-
gesetz nicht festgestellt werden kann, ob in den je-
weiligen Objekten tatsächlich atomare Sprengkörper 
gelagert sind. 

Die bestehenden Strafrechtsnormen reichen aus, 
um derartige Verstöße zu ahnden. 

Die Bundesregierung sieht daher keine Veran-
lassung, darüber hinausgehende spezielle Vorkeh-
rungen zu treffen. 

Zu Frage A 5: 

Wegen der besonderen militärstrategischen Funk-
tion, die atomare Sprengkörper für die Verteidi-
gungsplanung der NATO und damit für die Ab-
schreckungswirkung des Bündnisses haben, unter-
liegen alle diesbezüglichen Angaben innerhalb der 
NATO einem sehr hohen Geheimhaltungsgrad. 
Durch das gezielte Erfassen und die öffentliche Be-
kanntgabe von Objekten, die für die Lagerung 
atomarer Sprengkörper in Betracht kommen könn-
ten, würde ein schwerer Nachteil für die äußere 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland verur-
sacht werden. 

Hierin läge ein Verstoß vornehmlich gegen die 
Straftatbestände der §§ 95 StGB (Offenbaren von 

Staatsgeheimnissen), 96 Abs. 2 StGB (Auskund-
schaften von Staatsgeheimnissen), 97 Abs. 1 StGB 
(Preisgabe von Staatsgeheimnissen) und 109 g Abs. 1 
StGB (Sicherheitsgefährdendes Abbilden). 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen der Abgeordneten Frau Simonis 
(SPD) (Drucksache 8/2339 Fragen A 6 und 7): 

Trifft es zu, daß der „Alpha-Jet" nicht einsatzfähig ist bzw. 
die Luftwaffe die Übernahme dieses Flugzeugs abgelehnt bzw. 
den Truppeneinsatz verboten hat, und welche Kosten entstehen 
gegebenenfalls durch die notwendig gewordene Neukonstruktion? 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß diese 
Mängel nicht schon in den Entwicklungsversuchen erkannt und 
gegebenenfalls behoben wurden, und wer wird die eventuell 
auftretenden Mehrkosten übernehmen? 

Die Umrüstung der Luftwaffenverbände auf das 
Flugzeugmuster „Alpha-Jet" hat noch nicht begon-
nen. Die bisher ausgelieferten Maschinen befinden 
sich sämtlich noch in der Erprobungsphase. Für die 
später zulaufenden Flugzeuge ist ein neues Ret-
tungssystem vorgesehen. Dabei soll im Gegensatz 
zur jetzt üblichen Kabinendachabsprengung der Aus-
schuß des Piloten mit dem Schleudersitz durch das 
Kabinendach erfolgen. Dafür muß vorher die Plexi-
glaskuppel des Kabinendachs mit Hilfe von einge-
bauten Zündschnüren in möglichst kleine Stücke zer-
brochen werden. 

Bei Filmaufnahmen über die Erprobung dieses 
Systems, und zwar bei hohen Geschwindigkeiten um 
900 Stundenkilometer, hat sich ergeben, daß durch 
die Größe der Plexiglastrümmer möglicherweise 
eine Verletzung des Piloten nicht ausgeschlossen 
werden kann. 

Daraufhin hat der Inspekteur der Luftwaffe am 
8. September 1978 entschieden, daß Luftwaffen-Pi-
loten mit diesem neuen Rettungssystem vorläufig 
nicht fliegen dürfen. 

Dieses neue Rettungssystem, und damit komme 
ich zu Ihrer zweiten Frage, wurde 1974 für den 
„Alpha-Jet" ausgewählt, die Anpaß-Entwicklung an 
das Waffensystem läuft seit 1976. Dabei wurden 
Mängel erkannt, die zur Weiterentwicklung des 
Systems führten. 

Die letzten Versuche im Spätsommer 1978 erga-
ben weiterhin unbefriedigende Ergebnisse im Hoch-
geschwindigkeitsbereich. 

Es sind weitere Versuche vorgesehen. 

Aus technischer Sicht kann damit gerechnet wer-
den, daß diese Versuche erfolgreich sind, so daß 
die Einführung des neuen Rettungssystems ab Früh-
jahr 1979 erfolgen kann. Gleichzeitig werden vor-
sorglich Alternativlösungen untersucht. 

Die Kosten der Entwicklung des Rettungssystems 
einschließlich der jetzt durchgeführten Versuche 
werden von Frankreich und Deutschland gemein-
sam getragen. Die Luftwaffe ist der Auffassung, 
daß sich die geplante Umrüstung auf das Waffen-
system „Alpha-Jet" durch die erkannten Probleme 
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bei dem Rettungssystem nicht wesentlich verzögern 
wird. 

Ich möchte noch einmal betonen, daß die zur Zeit 
in der Erprobung befindlichen Flugzeuge des Typs 
„Alpha-Jet" nicht mit diesem eben erwähnten Ret-
tungssystem ausgerüstet sind, sondern daß nach der 
bisherigen Methode die Kabinendächer abgeworfen 
werden, bevor der Schleudersitz betätigt werden 
kann. 

Ergänzend möchte ich hinzufügen, daß die franzö-
sische und die belgische Luftwaffe das neue, von 
unserer Luftwaffe noch beanstandete Rettungssy-
stem akzeptiert haben. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Brandt 
(Grolsheim) (SPD) (Drucksache 8/2339 Fragen A 9 
und 10) : 

Ist es nach Auffassung der Bundesregierung mit den Pflichten 
eines Bundesbeamten zu vereinbaren, außerhalb seines Dienstes 
als Mitglied oder Funktionär einer Bürgerinitiative die Grund-
züge der Energiepolitik der Bundesregierung abzulehnen und 
öffentlich zu kritisieren? 

Welche Formen einer diesbezüglichen Kritik könnten nach 
Auffassung der Bundesregierung die gebotene Loyalität eines 
Beamten gegenüber seinem Arbeitgeber verletzen? 

Zu Frage A 9: 

Diese Frage ist eindeutig mit „Ja" zu beantwor-
ten. 

Zu Frage A 10: 

Wegen der Vielzahl der denkbaren Formen einer 
solchen Kritik ist eine generelle Antwort nicht mög-
lich. Es kommt auf die Umstände des Einzelfalles 
an. 

Die dem Beamten gesetzten Grenzen werden 
durch die Bestimmungen des Bundesbeamtengeset-
zes konkretisiert. Nach § 54 S. 3 BBG ist der Beamte 
zu achtungs- und vertrauenswürdigem Verhalten 
auch außerhalb des Dienstes verpflichtet. Zudem 
hat er bei Äußerungen im politischen Bereich das 
Mäßigungsgebot des § 53 BBG zu beachten. In die-
sem Rahmen ist Kritik an Maßnahmen der Bundes-
regierung sogar erwünscht; von einer Loyalitätsver-
letzung kann dann keine Rede sein. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Engelsberger 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/2339 Frage A 11): 

Trifft es zu, daß der Bundesverteidigungsminister dem aus-
scheidenden Generalinspekteur der Bundeswehr verboten hat, 
sich persönlich von den Spitzengeneralen zu verabschieden, ob-
wohl diese bereits eingeladen waren, und wenn ja, sieht die 
Bundesregierung dies als eine angemessene Reaktion des Ver-
teidigungsministers an und muß ein derartiges Verhalten des 
Ministers letzten Endes nicht zu einem Vertrauensbruch mit der 
Generalität der Bundeswehr führen? 

Die offizielle Verabschiedung des ausscheiden-
den Generalinspekteurs der Bundeswehr durch den 
Bundesminister der Verteidigung findet am 11. De-
zember 1978 statt. An dieser Verabschiedung wer-
den auch die Generale in Spitzenstellungen der Bun-
deswehr und im integrierten Bereich teilnehmen. 

Im Hinblick darauf wurde General Wust gebeten, 
eine von ihm für den 29. November 1978 vorge-
sehene Besprechung mit dem vorgenannten Perso-
nenkreis abzusagen. General Wust hat dieser Bitte 
entsprochen. 

Anlage 19 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Egert (SPD) (Drucksache 
8/2339 Frage A 13) : 

Liegen der Bundesregierung neue Erkenntnisse über die Ge-
sundheitsgefährdung durch Rauchen, insbesondere wegen der 
Einatmung von Kohlenmonoxyd beim Zigarettenraudien, vor, 
und welche Konsequenzen zieht sie hieraus für die Beschränkung 
der Werbung für Tabakerzeugnisse? 

Am 11./12. Oktober 1978 veranstaltete das Institut 
für Sozialmedizin und Epidemiologie des Bundesge-
sundheitsamtes zusammen mit der American Health 
Foundation eine Arbeitstagung über Kohlenmon-
oxyd und cardiovaskuläre Erkrankungen. Ein Ta-
gungsbericht wird in Kürze veröffentlicht werden. 
Danach kann als sicher gelten, daß es durch Koh-
lenmonoxyd beim Raucher schon einmal zu einem 
plötzlichen Herztod kommen kann. Auch spielt das 
Kohlenmonoxyd offenbar für einen eventuellen 
Reinfarkt bei einem Raucher eine Rolle. 

Ein genormtes Analysenverfahren zur Bestimmung 
des Kohlenmonoxydgehaltes von Zigaretten ist ent-
wickelt worden. Sobald die Ergebnisse des Ringver-
suches, mit dem die Zuverlässigkeit dieses Verfah-
rens erprobt werden soll, im einzelnen ausgewertet 
sind, wird der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit prüfen, ob die Angabe des Koh-
lenmonoxydgehaltes durch Rechtsverordnung vorge-
schrieben werden soll. Die freiwillige Angabe des 
Kohlenmonoxydgehaltes ist bereits nach dem gel-
tenden Recht zulässig. 

Anlage 20 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Mündlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Eilers (SPD) (Druck-
sache 8/2339 Fragen A 14 und 15) : 

Erwägt die Bundesregierung angesichts der gestiegenen Zahl 
von behinderten Kindern, u. a. hervorgerufen durch das Medika-
ment „Duogynon", ihren Standpunkt zu überprüfen und eine 
Meldepflicht für Behinderte einzuführen? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, daß durch eine 
solche Meldepflicht Behinderungen, die durch das Medikament 
„Duogynon" verursacht wurden, frühzeitiger erkannt und gege-
benenfalls hätten verhindert werden können, und wenn ja, wel-
che Folgerungen zieht sie daraus? 

Hinsichtlich der Meldung von Behinderten beste-
hen bereits eine Reihe von gesetzlichen Vorschrif- 
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ten. Diese lassen jedoch für sich allein eine Erfor-
schung von Ursachen der Behinderung nicht zu. 

Wie in der Antwort auf die Anfragen des Abge-
ordneten Amling in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages am 19. Oktober 1978 ausgeführt, prüft 
die Bundesregierung, ob über die "bloße Melde-
pflicht von Mißbildungen hinaus weitergehende Vor-
schriften zur Erfassung aller hierfür in Frage kom-
menden Risikofaktoren erlassen werden können. 
Eine Abklärung möglicher Zusammenhänge mit aus-
lösenden Faktoren hat zur Voraussetzung, daß eine 
Dokumentation aller Risikofaktoren vorliegt, wie 
Arzneimittelverbrauch, sowohl ärztlich verordnet, 
als auch zur Selbstmedikation ohne Rezept erwor-
ben, Alkohol- und Nikotinverbrauch, Ernährungsge-
wohnheiten sowie Kontakt mit sonstigen Umwelt-
chemikalien und Giften u. a. 

Die Bundesregierung erörtert mit den obersten Ge-
sundheitsbehörden der Bundesländer, ob eine Re-
gelung gefunden werden kann, die eine frühzeitige 
Erkennung behinderungenauslösender Stoffe z. B. in 
Medikamenten ermöglicht. 

Anlage 21 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Kroll-Schlüter (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2339 Fragen A 16 und 17) : 

Welche Beispiele kann die Bundesregierung für ihre in der 
Begründung zum Entwurf eines Jugendhilfegesetzes zum Aus-
druck gebrachte Annahme nennen, daß die sozialen und kulturel-
len Bedürfnisse und Eigenarten der in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden Ausländer nicht mit den Grundsätzen der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik 
Deutschland in Einklang stehen? 

Womit begründet die Bundesregierung den nach ihrer Mei-
nung teilweise berechtigten Vorwurf der Kinderfeindlichkeit 
unserer Gesellschaft, und welche Beweise tritt sie dafür an? 

Zu Frage A 16: 

Die Bundesregierung hat weder in der Begründung 
zum Entwurf eines Jugendhilfegesetzes noch an an-
derer Stelle die Annahme ausgesprochen, daß die 
sozialen und kulturellen Bedürfnisse und Eigenarten 
der in der Bundesrepublik lebenden Ausländer ge-
nerell nicht mit  den Grundsätzen der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik 
Deutschland in Einklang stehen. § 6 Absatz 2 des 
Regierungsentwurfs des Jugendhilferechts schreibt 
vor, daß bei Leistungen an Personen, die nicht Deut-
sche im Sinne des Grundgesetzes sind und ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes haben, die jeweiligen 
besonderen sozialen und kulturellen Bedürfnisse 
und Eigenarten in der Regel zu berücksichtigen sind. 
Die Begründung dazu erläutert: Die Formulierung 
„in der Regel" ermöglicht Ausnahmen von der Be-
rücksichtigung der besonderen sozialen kulturellen 
Bedürfnisse und Eigenarten, wenn eine Berücksichti-
gung z. B. mit den Grundsätzen der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung im Sinne des Grund-
gesetzes nicht im Einklang stünde. 

Bei dieser Formulierung hat die Bundesregierung 
berücksichtigt, daß die bei uns lebenden ausländi- 

schen Mitbürger, denen nach diesem Gesetz erstma-
lig Ansprüche eingeräumt werden, häufig aus Tra-
ditionen und Wertordnungen stammen, die von der 
im Grundgesetz festgelegten Wertordnung völlig 
verschieden sein können. 

Die Träger der Jugendhilfe sollen nicht verpflich-
tet werden, Eigenarten und Bedürfnisse zu berück-
sichtigen, die beispielsweise hinsichtlich der Stel-
lung der Frau in Familie und Gesellschaft im Ge-
gensatz zur Wertordnung des Grundgesetzes stehen. 

Zu Frage A 17: 

Die Bundesregierung hat den Begriff einer kinder-
feindlichen Gesellschaft in der Bundesrepublik nicht 
geprägt. Es ist Auffassung der Bundesregierung und 
allgemein bekannt, daß nach wie vor die Familie 
den wesentlichsten Lebensinhalt ausmacht, daß die 
Grundlage der Persönlichkeitsentwicklung, des 
schulischen und beruflichen Erfolgs der Kinder in 
der Familie gelegt wird und daß Erwachsene in der 
Regel nicht weniger kinderlieb sind als in früheren 
Zeiten. Daß trotzdem allgemein ein Mangel an kin-
derfreundlicher Einstellung. beklagt wird, beruht nicht 
auf einer bewußten Einstellung gegen Kinder, son-
dern häufig auf gleichgültigem Verhalten und vor 
allem auf mangelndem Wissen über die tatsäch-
lichen Bedürfnisse von Kindern und der oft man-
gelnden Bereitschaft, diesen Bedürfnissen zu ent-
sprechen. 

Um mehr Verständnis für die Belange des Kindes 
zu erreichen, ist es notwendig, insbesondere durch 
verstärkte Öffentlichkeitsarbeit, die Bedürfnisse der 
Kinder ins öffentliche Bewußtsein zu rücken. Das 
Internationale Jahr des Kindes ist ein willkomme-
ner Anlaß, um dazu einen Beitrag zu leisten. 

Anlage 22 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Susset (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/2339 Fragen A 18 und 19) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Ver-
braucher vor salmonellenverseuchtem Geflügel- und Schweine-
fleisch zu schützen? 

Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte dafür, daß Salmonel-
lenbefall nur bei holländischen Importwaren festgestellt wurde? 

Zu Frage A 18: 

Die mit der Ausweitung der industriellen Massen-
tierhaltung im letzten Jahrzehnt einhergehende Ver-
schärfung der Salmonellensituation, insbesondere 
die zunehmende Zahl von „Lebensmittelvergiftun-
gen", veranlaßte im Jahre 1976 die Bundesregierung, 
das Problem dem Bundesgesundheitsrat vorzulegen. 

Der Bundesgesundheitsrat hat unter anderem fol-
gende Empfehlungen ausgesprochen: 

— Die Schlachttiere sollen nur mit salmonellen-
freiem Futter gefüttert werden. 

— Insbesondere im Bereich der Kälber-, Schweine-
und Geflügelintensivhaltung soll die Schaffung 
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und die Erhaltung salmonellenfreier Bestände ge-
fordert werden. 

— Da für den Menschen die größte Infektionsgefahr 
von den Lebensmitteln tierischer Herkunft aus-
geht, ist die hygienische Behandlung der Le-
bensmittel auf allen Behandlungsstufen bis zum 
Verbraucher erforderlich. Die Bevölkerung muß 
in geeigneter Weise über die Bedeutung der Kü-
chenhygiene aufgeklärt werden. 

Die vom Bundesgesundheitsrat aufgestellten 
Grundsätze bestätigen die von der Bundesregie-
rung schon vorher eingeleiteten Maßnahmen. Als 
besonders dringliche Maßnahmen sind z. Z. die Un-
terbindung der Infektion der Schlachttiere über die 
Futtermittel sowie die Aufklärung des Verbrauchers 
über die von Lebensmitteln tierischer Herkunft aus-
gehenden Gefahren anzusehen. 

Der von Futtermitteln ausgehenden Gefahr, ins-
besonders bei den eingeführten Futtermitteln, wird 
durch die Verordnung über die Einfuhr und die 
Durchfuhr von Futtermitteln tierischer Herkunft und 
von Knochenmaterial begegnet. Die Aufklärung der 
Verbraucher über die Küchenhygiene zur Verhütung 
von Darminfektionen insbesondere durch Salmonel-
len wird durch ein Merkblatt bereits seit Jahren in-
tensiv betrieben. 

Im Hinblick auf das weltweite Vorkommen der 
Salmonellosen bei Mensch und Tier sind internatio-
nal abgestimmte Maßnahmen zur Bekämpfung die-
ser Seuche erforderlich. Im Bereich der EG sind sie 
zu einem Teil bereits eingeleitet oder in Vorberei-
tung. 

Zu Frage A 19: 

Das Salmonellenproblem besteht — wie bereits 
ausgeführt — weltweit. 

Anhaltspunkte dafür, daß die Salmonellengefahr 
nur bei holländischen Importwaren festgestellt wer-
den könnten, bestehen daher nicht. 

Anlage 23 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2339 Frage A 23) : 

Wie hoch ist — gemessen an der Gesamtzahl der Krafträder — 
der  Anteil der versicherten Kleinkrafträder mit einer durch die 
Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 
40 Stundenkilometer (Mofas, Mopeds, Mokicks), und warum ver-
langt die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung nicht, daß diese 
Fahrzeuge wie größere Krafträder vorn und hinten erkennbare 
und beleuchtete Nummernschilder haben, damit man sie bei Un-
fällen und bei Belästigungen (Verkehrslärm) besser erkennen 
kann? 

1977 betrug die Gesamtzahl der Krafträder ca. 
2 465 000, davon waren ca. 1 910 000 Mofas, Mopeds 
und Mokicks. 

Die letztgenannten Zweiradfahrzeuge müssen als 
Versicherungskennzeichen hinten ein Schild führen, 
das 130 mm hoch und 105,5 mm breit ist. Größere 
Kennzeichenschilder sind für diese kleinen und re-
lativ schmalen Krafträder nicht vorgeschrieben, weil 

sonst durch die überstehenden Schilderkanten eine 
erhöhte Verletzungsgefahr, z. B. bei Unfällen, be-
steht. Die Schilder 130 X 105,5 mm sind hinsichtlich 
Lesbarkeit und Erkennbarkeit auch vertretbar, weil 
sie an Fahrzeugen geführt werden, die ohnehin bau

-artbedingt nicht schneller als 40 km/h fahren kön-
nen. Im übrigen sind diese Schilder durchweg retro

-

reflektierend. Für sämtliche Krafträder ist vorn we-
gen der dort bestehenden Anbringungsschwierig-
keiten sowie wegen der Verletzungsgefahr kein 
Kennzeichenschild vorgeschrieben. 

Zur Beleuchtung der Kennzeichenschilder schreibt 
§ 60 a Abs. 2 StVZO vor, daß das Versicherungs-
kennzeichen an der Rückseite des Fahrzeugs mög-
lichst unter der Schlußleuchte anzubringen ist. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Hartenstein 
(SPD) (Drucksache 8/2339 Fragen A 24 und 25) : 

Wir beurteilt die Bundesregierung das Ergebnis einer kürzlich 
veröffentlichten Kosten-Nutzen-Rechnung (Dipl.-Ing. Fritz Fulling), 
wonach bei einem totalen Baustopp am Rhein-Main-Donau-Kanal 
gegenüber der Fertigstellung jährlich 656,3 Millionen DM ein-
gespart würden, und sind bei den seitherigen Entscheidungen 
über den Weiterbau zwischen Nürnberg und Regensburg in den 
Kostenrechnungen die Verluste berücksichtigt worden, die dem 
Fremdenverkehr im Altmühltal durch den Kanalbau entstehen 
und die mit jährlich rund 8 Millionen DM beziffert werden? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Transportverluste für 
die Deutsche Bundesbahn ein, die durch Inbetriebnahme des 
Kanals entstehen werden? 

Zu Frage A 24: 

Der Bundesregierung sind die Berechnungen des 
Herrn Dr.-Ing. Fülling bekannt. Diese Berechnungen 
weisen Lücken auf und können in wesentlichen 
Teilen nicht als unumstritten gelten. Insbesondere 
sind in den Zahlen von Dr. Fülling wasserwirt-
schaftliche Nutzen nicht erfaßt, die Baukostenschät-
zungen sind überhöht und die Kapitalrückgewin-
nung aus Kraftwerkserträgen ist nicht berücksich-
tigt. 

Die Angaben von Dr. Fülling zu den Auswirkun-
gen auf den Fremdenverkehr sind in der der Bun-
desregierung vorliegenden Ausarbeitung lediglich 
als Schätzung enthalten. Da diese nicht mit Zahlen 
belegt ist, kann dazu nicht Stellung genommen wer-
den. 

Zu Frage A 25: 

Die Bundesregierung schätzt die Transportver-
luste der Deutschen Bundesbahn nach Inbetrieb-
nahme des Main-Donau-Kanals auf eine Größen-
ordnung von rund 3 Millionen Tonnen jährlich. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Männing (SPD) (Druck-
sache 8/2339 Fragen A 26 und 27) : 
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Wann gedenkt die Bundesregierung Maßnahmen zu ergreifen, 
um die überdurchschnittliche Höhe der Landegebühren auf deut-
schen Flughäfen auf Weltniveau zu senken? 

Verteidigt die Bundesregierung auf der einen Seite die Bun-
desrepublik Deutschland als Oase hoher Flugpreise und beklagt 
sie auf der anderen Seite das Ansteigen der Preise im Berlin-
Flugverkehr, und wenn ja, wie schätzt sie dann unter' diesen 
Umständen ihre Glaubwürdigkeit ein? 

Zu Frage A 26: 

Die Landegebühren für die deutschen Verkehrs-
flughäfen werden gemäß § 43 Abs. 1 in Verbindung 
mit § 39 Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung durch 
die obersten Luftfahrtbehörden der Länder geneh-
migt. Die Bundesregierung hat keine Möglichkei-
ten, ordnungsgemäß zustandgekommene Gebühren-
ordnungen aufzuheben oder abzuändern. 

Zu Frage A 27: 

Die Bundesregierung verteidigt keine Hochpreis-
politik im Luftverkehr. Sie hat vielmehr erst kürz-
lich billige Tarife für den Nordatlantik-, Fernost-
und Europaverkehr genehmigt. Wenn sie das An-
steigen der Flugpreise im Berlin-Flugverkehr be-
klagt, ist das nur folgerichtig. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Böhm (Melsungen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2339 Fragen A 28 und 29) : 

Welchen Stand haben jetzt die Bemühungen um einen vor-
zeitigen Bau der Autobahn Olpe/Hattenbach als wichtige Maß-
nahme zur Erschließung des nord- und mittelhessischen Raums 
sowie des hessischen Zonenrandgebiets? 

Ist die Bundesregierung — wie laut Pressemeldungen der 
nordrhein-westfälische Landwirtschaftsminister Deneke — der 
Auffassung, daß die Autobahn Olpe/Hattenbach in der Weiter-
führung nach Hessen und in Hessen unnötig ist? 

Der hessische Abschnitt der Bundesautobahn A 4 
Olpe-Hattenbach ist im überprüften Bedarfsplan als 
„möglicher weiterer Bedarf" ausgewiesen. Er wurde 
daher in die laufende zweite Überprüfung des Be-
darfsplanes einbezogen. Das Ergebnis dieser Über-
prüfung muß zunächst abgewartet werden. 

Dessen ungeachtet hat der Bundesminister für 
Verkehr die Planung für die A 4 nicht behindert 
und auf Antrag des Landes Hessen die vorgesehene 
Linienführung nach § 16 Fernstraßengesetz be-
stimmt. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Amling (SPD) (Druck-
sache 8/2339 Frage A 30) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob der Stoff Athylendibro-
mid, der in USA als Zusatz im Benzin den Motor vor Bleiab-
lagerungen schützt und auch als Insektenvertilgungsmittel bei 
Getreide, Früchten etc. eingesetzt wird, in der Bundesrepublik 
Deutschland verwendet wird, und wenn ja, beabsichtigt die 
Bundesregierung, auf Grund der vom nationalen Krebsinstitut in 
Washington festgestellten stark krebserregenden Wirkung die-
ses Stoffs die Verwendung zu verbieten? 

Die cancerogene Eigenschaft des Äthylendibromid 
ist in der Bundesrepublik Deutschland bekannt. 
Diese Substanz wurde daher von der Senatskom-
mission zur Prüfung gesundheitsschädlicher Arbeits-
stoffe der Deutschen Forschungsgemeinschaft in die 
Liste A 2 der krebserzeugenden Stoffe, die sich im 
Tierversuch als eindeutig cancerogen erwiesen ha-
ben, eingestuft. 

Athylendibromid wird m. W. in der Bundesrepu-
blik Deutschland nicht hergestellt. Der aus Frank-
reich importierte Stoff wird jedoch in der Bundes-
republik Deutschland als Zusatz zum Blei-Antiklopf-
mittel verwendet, um Bleiablagerungen im Motor zu 
verhindern. Die Höhe der Athylendibromidzugabe 
ist dabei abhängig vom Anteil der Bleiverbindun-
gen, die den Ottokraftstoffen beigefügt werden. Auf 
Grund der Vorschriften des Benzinbleigesetzes vom 
3. August 1971 (BGB1. I S. 1234) ist der Gehalt an 
Bleiverbindungen in Ottokraftstoffen, berechnet als 
Blei, ab 1. Januar 1972 auf 0,4 Gramm im Liter und 
auf 0,15 Gramm im Liter seit 1. Januar 1976 ver-
mindrt worden. In demselben Verhältnis, also um 
mehr als 60 Prozent, ist somit auch die Verwendung 
von Äthylendibromid in Ottokraftstoffen zurück-
gegangen. Die Bundesregierung wird prüfen, ob ein 
völliger Verzicht auf Äthylendibromid möglich ist. 
Äthylendibromidhaltige Präparate sind in der Bun-
desrepublik Deutschland als Pflanzenschutzmittel im 
Sinne des Pflanzenschutzgesetzes vom 2. Oktober 
1975 (BGB1. I S. 2591; 1976 I S. 1059) nicht zuge-
lassen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hin-
weisen, daß vor einigen Monaten beim Umwelt-
bundesamt ein Forschungsprogramm zur Verminde-
rung der Emission von Kohlenwasserstoffen beim 
Umschlag von Ottokraftstoffen angelaufen ist. Die-
ses Forschungsprogramm dient zugleich dem Ziel, 
die Emission von Äthylendibromid in die Außenluft 
zu vermindern. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2339 Frage A 31) : 

Treffen Presseveröffentlichungen zu, daß heute niemand mehr 
sicher sein könne, daß er jemals aus den polizeilichen und den 
Verfassungsschutzdateien verschwinde, weil die behauptete Lö-
schung der Daten lediglich bedeute, daß die Informationen auf 
den schnellen Speichern für den direkten Zugriff getilgt und 
statt dessen auf langsameren Speichern archiviert werden, bis, 
in etwa fünf Jahren, die rationelle Auswertung auch dieser 
Datenmassen gewährleistet sei, und wenn nein, auf welche Weise 
beabsichtigt die Bundesregierung, in ihrem Verantwortungsbe-
reich die Sicherheitsbehörden vor derartigen Falschmeldungen 
in Schutz zu nehmen? 

Der erste Teil Ihrer Frage ist bereits in der Frage-
stunde am 15. November 1978 von Herrn Staats-
sekretär Dr. Hartkopf beantwortet worden. Die im 
einzelnen sehr komplizierte Problematik bei der 
Löschung von personenbezogenen Daten im Sicher-
heitsbereich ist in dieser Antwort dargestellt. 

Die Antwort macht deutlich, daß die von Ihnen 
genannten Presseveröffentlichungen den angespro- 
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dienen Sachverhalt zu undifferenziert und daher ins-
gesamt nur unzutreffend wiedergeben. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist eine 
konstruktive Sachdiskussion der beste Weg, um 
die Vielzahl der verschieden gelagerten Probleme 
bei der Verarbeitung von personenbezogenen Daten 
im Sicherheitsbereich sachgerecht lösen und die Be-
lange des Datenschutzes in noch stärkerem Maße 
berücksichtigen zu können. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Diederich (Ber-
lin) (SPD) (Drucksache 8/2339 Frage A 33) : 

Hält die Bundesregierung die im „Zeit-Magazin" Nr. 49 (De-
zember 1978) geäußerte Vermutung für wahrscheinlich, daß das 
weltberühmte „Bernstein-Kabinett", das von Deutschen 1941 aus 
dem Schloß Zarskoje Selo bei Leningrad abtransportiert wurde 
und seit Kriegsende als verschollen gilt. sich zusammen mit an-
deren Kunstschätzen in der verschütteten Schachtanlage Wittkind 
bei Volpriehausen befindet, und was wird gegebenenfalls getan, 
um diese unermeßlichen Kunstschätze sicherzustellen und den 
rechtmäßigen Eigentümern zurückzugeben? 

Seit längerem bemüht sich die Bundesregierung, 
den Verbleib des seit 1945 verschollenen Bernstein-
zimmers zu klären. Kontakte unter anderem mit den 
zuständigen Stellen des Landes Niedersachsen, aber 
auch mit Herrn Georg Stein, der in privater Initia-
tive umfangreiche und verdienstvolle Nachforschun-
gen angestellt hat, haben keine hinreichenden An-
haltspunkte dafür ergeben, daß sich das Bernstein-
zimmer in der verschütteten Schachtanlage Witte-
kind bei Volpriehausen befinden könnte. Auf Ber-
gungsversuche wurde daher — nicht zuletzt wegen 
der hohen Kosten — bisher verzichtet. 

Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen um 
die Auffindung des Bernsteinzimmers fortsetzen. 

 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Thüsing (SPD) 
(Drucksache 8/2339 Frage A 34) : 

Ist die Bundesregierung bereit, öffentlich klarzustellen, daß es 
sich bei den Ausschreitungen von Iranern bei der Frankfurter 
Demonstration am 25. November 1978 nur um einige wenige 
Mitglieder einer bestimmten Fraktion innerhalb der iranischen 
Studentenorganisation CISNU gehandelt hat, um so einer allge-
meinen Diffamierung von Iranern in der Bundesrepublik Deutsch-
land entgegenzutreten, wie sie kürzlich in Frankfurt manifestiert 
wurde, als sich ein Professsor der dortigen Fachhochschule wei-
gerte (siehe Frankfurter Rundschau vom 30. November 1978), 
generell vor Iranern Vorlesungen abzuhalten? 

Die hessischen Behörden haben berichtet, daß 
sich etwa 7 000 Personen, darunter schätzungsweise 
zwischen 1 000 und 2 000 iranischen Staatsangehö-
rige, an der Demonstration am 25. November 1978 
in Frankfurt beteiligt haben. Da nach diesem — vor-
läufigen — Bericht der Iraner ziemlich gleichmäßig 
über den Demonstrationszug verteilt waren, kann — 
jedenfalls zum jetzigen Zeitpunkt — nicht gesagt 

werden, wie viele von ihnen an den gewaltsamen 
Ausschreitungen beteiligt gewesen sind. 

Zur CISNU hat sich die Bundesregierung wieder-
holt in den jährlichen Verfassungsschutzberichten 
geäußert. Die darin festgestellten Tendenzen der 
CISNU zur Gewaltanwendung haben sich bei der 
Frankfurter Demonstration bestätigt. 

Die Bundesregierung nimmt Ihre Frage jedoch 
gern zum Anlaß, um allen Pauschalurteilen über in 
der Bundesrepublik Deutschland lebende Iraner 
entgegenzutreten. Es muß verhindert werden, daß 
durch Ereignisse, die für das Verhalten von Auslän-
dern im Bundesgebiet nicht typisch sind, ein aus-
länderfeindliches Klima erzeugt wird. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Augstein (SPD) 
(Drucksache 8/2339 Frage A 46) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, den Haushaltsfreibetrag von 
3 000 DM zur Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse von 
Alleinstehenden mit Kindern in der Weise an die geänderten 
Verhältnisse anzupassen, daß er um die Erhöhungen des Grund-
freibetrags zum 1. Januar 1978 und zum 1. Januar 1979 sowie 
um den seit 1. Januar 1978 gültigen Tariffreibetrag erhöht wird? 

Der Haushaltsfreibetrag von 3 000 DM soll der 
verminderten steuerlichen Leistungsfähigkeit von 
Alleinstehenden mit mindestens einem in ihrem 
Haushalt lebenden Kind Rechnung tragen. Vor 1975 
betrug der Haushaltsfreibetrag 1 200 DM und der 
tarifliche Grundfreibetrag 1 680 DM. Es bestand also 
keine Übereinstimmung dieser beiden Beträge. Mit 
der Erhöhung des Haushaltsfreibetrags von 1200 
DM auf 3 000 DM ab 1. Januar 1975 wurde die 
Situation von Alleinstehenden mit mindestens 
einem haushaltszugehörigen Kind steuerlich wesent-
lich verbessert. Die Bundesregierung beabsichtigt 
nicht, eine weitere Erhöhung des Haushaltsfreibe-
trags in absehbarer Zeit vorzuschlagen. Im übrigen 
bringt für diesen Personenkreis, dem oft auch Auf-
wendungen für Dienstleistungen zur Beaufsichti-
gung oder Betreuung eines Kindes erwachsen, die 
ab 1980 mögliche, wenn auch limitierte Abzugs-
fähigkeit dieser sog. Kinderbetreuungskosten eine 
weitere einkommensteuerliche Entlastung. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Münd

-

lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/2339 Fragen A 48 und 49) : 

Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnisse darüber, welche 
Verschlechterungen sich für Käufer von Eigenheimen und Eigen-
tumswohnungen ab dem 1. Januar 1979 infolge des Fortfalls der 
landesrechtlichen Grunderwerbsteuerregelungen ergeben werden, 
trifft es nach ihrem Wissensstand insbesondere zu, daß der Weg-
fall der landesrechtlichen Regelungen dazu führt, daß der Käufer 
eines 300 000-DM-Reihenhauses plötzlich 3 500 DM Grunderwerb-
steuer zu entrichten hat, während der Käufer eines sehr viel 
teuereren Hauses im Vergleich zum geltenden Recht mit einer 
Steuerersparnis von 17 500 DM rechnen kann? 

Trifft es zu, daß der Bundesbauminister beim Bundesfinanz-
minister angeregt hat, die mit Beginn des Jahres 1979 außer 
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Kraft tretenden Grunderwerbsteuerregelungen der Länder noch 
bis Ende 1980 gelten zu lassen und daß der Bundesfinanzmini-
ster dies abgelehnt hat — wie die Zeitschrift „Capital" in ihrer 
Dezember-Ausgabe berichtet —, und bedeutet dies, daß mit 
einer Beseitigung oder Milderung dieser Folgen nicht mehr ge-
rechnet werden kann? 

Zu Frage A 48: 

Durch das Gesetz über steuerliche Vergünstigun-
gen bei der Herstellung oder Anschaffung bestimm-
ter Wohngebäude vom 11. Juli 1977 sind die Grund-
erwerbsteuerbefreiungen für den Erwerb fertigen 
Wohnraums bundesrechtlich geregelt worden mit der 
Folge, daß konkurrierende landesrechtliche Befrei-
ungsvorschriften mit Wirkung ab 1. Januar 1979 
außer Kraft treten. Die sich aus dieser Neuregelung 
ergebenden Folgen sind bei den Beratungen in den 
Ausschüssen des . Deutschen Bundestages eingehend 
erörtert worden. Sie sind, wie die einstimmige An-
nahme des Gesetzes zeigt, von allen Fraktionen des 
Hohen Hauses gebilligt worden. Dies gilt auch für die 
in der Frage angesprochene Besitzstandsverände-
rung. 

Nach Bundesrecht ist die Steuerbefreiung zur Ver-
meidung allzu großer Einnahmeausfälle als Frei-
betragsregelung gestaltet. Die Freibeträge betragen 
bei Einfamilienhäusern und Eigentumswohnungen 
250 000 DM, bei Zweifamilienhäusern 300 000 DM. 

Die wegfallenden landesrechtlichen Befreiungen 
sehen eine Beschränkung auf Freibeträge nicht vor. 
Sie gelten aber im Gegensatz zu den bundesrecht-
lichen Befreiungen nur für den Erwerb grundsteuer-
begünstigter Objekte innerhalb bestimmter Fristen 
nach Fertigstellung und sind in den meisten Ländern 
auf die Fälle des Ersterwerbs beschränkt. 

In diesen Fällen trifft es zu, daß beim Erwerb 
eines Reihenhauses für 300 000 DM nach Landesrecht 
völlige Steuerbefreiung eintritt, nach Bundesrecht 
dagegen für den über dem Freibetrag von 250 000 
DM liegenden Teil des Kaufpreises Steuer zu zah-
len ist (7 0/0 von 50 000 DM = 3 500 DM). Auch die 
nach Bundesrecht geforderte Voraussetzung einer 
mindestens einjährigen Eigennutzung binnen fünf 
Jahren nach dem Erwerb bedeutet gegenüber dem 
wegfallenden Landesrecht für einige Länder eine 
Belastung. 

Diese in Teilbereichen eintretenden Veränderun-
gen sind in den Ausschußberatungen erörtert wor-
den. Sie sind aber bewußt in Kauf genommen wor-
den, weil die Neuregelung insgesamt für die Bürger 
wesentliche Verbesserungen bringt, und zwar insbe-
sondere für die einkommensschwächeren Schichten, 
die auf den Erwerb älterer und deshalb meist billi-
gerer Objekte angewiesen sind. 

 Zu Frage A 49: 

Es trifft zu, daß der Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau den Bundesminister 
der Finanzen um Prüfung gebeten hat, ob die Frist 

für das Außerkrafttreten der landesrechtlichen Be-
freiungsvorschriften verlängert werden könne. Die 
Prüfung hat ergeben, daß eine solche Fristverlänge-
rung mit der Absicht des Bundesgesetzgebers, eine 
abschließende grunderwebsteuerliche Regelung für 
den Erwerb fertigen Wohnraum zu schaffen, nicht in 
Einklang zu bringen wäre, weil nach Inkrafttreten 
dieser Bundesregelungen entgegenstehendes Landes-
recht nur noch für eine enge begrenzte Übergangs-
frist in Kauf genommen werden konnte. Außerdem 
war zu berücksichtigen, daß die landesrechtlichen Be-
freiungen ganz erheblich voneinander abweichen 
und ihre weitere Beibehaltung auch deshalb nicht zu 
verantworten wäre. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Pfeffermann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2339 Frage A 76): 

Sind der Bundesregierung aus den Gebieten mit hohem Be-
darf an Saisonarbeitskräften für Sonderkiilturen in der Land

-

wirtschaft wie z. B. Darmstadt, Karlsruhe, Philipsburg und Ober-
hausen aus dem Jahr 1978 die Klagen der Arbeitsämter bekannt, 
wonach die aus der Art der Betriebe resultierenden besonderen 
Arbeitsbedingungen bei der Ernte bestimmter Kulturen einer 
Vermittlung von Arbeitnehmern entgegenstehen, und wie be-
absichtigt die Bundesregierung, die Bundesanstalt für Arbeit zu 
veranlassen, in anderer Weise für Abhilfe Sorge zu tragen, 
nachdem offenbar die im Winter 1977 veranlaßten überregionalen 
Vermittlungsbemühungen diesen Notstand nicht lindern konnten? 

Der Bundesregierung sind Berichte der Arbeits-
ämter bekannt, nach denen Saisonarbeitsplätze bei 
den Spargelanbaubetrieben in den von Ihnen ge-
nannten Gebieten nur schwer zu besetzen sind. 

Nach Angaben der Arbeitsämter sind die Arbeits-
plätze hinsichtlich der gebotenen Arbeitsbedingun-
gen, der Lohnhöhe, der Erreichbarkeit und der Un-
terbringungsmöglichkeiten nur zum Teil arbeits-
marktgerecht ausgestaltet. 

Die Bemühungen der Bundesanstalt für Arbeit, 
den saisonalen Arbeitskräftebedarf dennoch zu dek-
ken, habe ich in meiner Antwort in der Fragestunde 
am 15. November 1978 (BT-Protokoll 8/9072) auf 
Ihre damalige Frage dargestellt. Vollen Erfolg wer-
den diese Anstrengungen nur haben, wenn die Ar-
beitgeber für die schwere und witterungsabhängige 
Arbeit auf den Saisonarbeitsplätzen entsprechende 
Arbeitsbedingungen schaffen. Das bedeutet, daß sie 
angemessene Löhne zahlen, für Unterkünfte, Ver-
pflegung und Transportmöglichkeiten sorgen sowie 
das Witterungsrisiko nicht auf die Arbeitnehmer ab-
wälzen. In diesem Jahr waren die meisten den Ar-
beitsämtern gemeldeten offenen Saisonarbeitsplätze 
so ausgestaltet, daß arbeitslose Leistungsempfänger 
sie ohne Folgen für ihren Leistungsanspruch mangels 
Zumutbarkeit ablehnen konnten. 
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